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7 Standortauswahl im Dialog mit den Regionen 

7.1  Ziele der Öffentlichkeitsbeteiligung 

Die jahrzehntelangen Auseinandersetzungen um die LEndlagerung radioaktiver Abfallstoffe 

zeigen, dass Standortbenennungen, die intransparent vorbereitet und anschließend an die breite 

Öffentlichkeit vermittelt werden, Sicherheitsprobleme haben können und im Ergebnis unüber-5 

windbare Widerstände erzeugen. Bei einem Neustart des Verfahrens ist aufgrund der Erfahrun-

gen um die Standorte Morsleben und Asse und die Konflikte um Gorleben ein neues, auf ge-

sellschaftliche Partizipation und Transparenz ausgerichtetes Vorgehen notwendig.  

Es geht dabei um eine Bürgerbeteiligung von neuer Qualität. So muss eine belastbare Bereit-

schaft zur Mitwirkung eine wesentliche Grundlage des Entscheidungsprozesses über den Um-10 

gang mit dem hoch radioaktiven Abfall und des Auswahlprozesses von Standorten werden. Ziel 

einer solchen zivilgesellschaftlichen Beteiligung an der Suche nach dem Standort mit der best-

möglichen Sicherheit muss es sein, ein Auswahlverfahren durchzuführen, in dem die Probleme 

nicht verschwiegen werden, diese aber auch nicht so in den Vordergrund gestellt werden, dass 

Lösungsorientierung darüber verloren geht. Hierzu sind qualitative Verbesserungen von politi-15 

scher Entscheidungsfindung zu initiieren und eine enge Verknüpfung behördlichen Handelns 

mit öffentlichen Beteiligungsprozessen zu gewährleisten, um eine bessere gesellschaftliche Le-

gitimation für das gesamte Verfahren der Standortauswahl zu erreichen.  

Oberste Priorität bei der Standortsuche ist das Erreichen der bestmöglichen Sicherheit. Folglich 

kann die Akzeptanz in der Standortregion nicht als Auswahlkriterium bei der Eingrenzung der 20 

Standorte verwendet werden. Ziel der Öffentlichkeitsbeteiligung ist es daher auch nicht Akzep-

tanz zu messen oder gar zu beschaffen. Vielmehr soll die zweifelslos hohe kritische Energie, 

die in jeder potenziellen Standortregion entstehen wird, aufgenommen und für die Prüfung aller 

Aspekte eingesetzt werden. Für diese Prüfung müssen insbesondere die regionalen Akteure ef-

fektive Rechte erhalten. Es besteht eine realistische Chance, dass durch diesen nachvollziehba-25 

ren Gewinn angemessene Toleranz für die dauerhafte Lagerung in der Standortregion entstehen 

wird. 

DNeben zentralen Aspekten wie Akzeptanz, Legitimation und emanzipatorischer Mitgestal-

tung bedarf der gesellschaftliche Vertrauensverlust, der durch den Umgang mit Kritik und Wi-

derstand bei bisherigen Versuchen der Standortfindung entstanden ist, bedarf besonderer Auf-30 

merksamkeit. Ohne eine Berücksichtigung der Fehler der Vergangenheit1 und deren Ursachen 

beim Umgang mit radioaktiven Abfällen und den daraus entstandenen gesellschaftspolitischen 

Verwerfungen ist ein neues Findungsverfahren wenig aussichtsreich. Es wird zwar kaum mög-

lich sein, bei den unmittelbar betroffenen Menschen eine Akzeptanz zu erreichen. Wenn das 

Verfahren jedoch als wirklich fair und gerecht wahrgenommen wird, kann eine Einsicht dafür 35 

entstehen, dass die Verantwortung für die dauerhafte Lagerung radioaktiver Abfälle in der ei-

genen Region übernommen wird.  

Je stärker die breite Öffentlichkeit von der Sachgerechtigkeit und Fairness des Verfahrens über-

zeugt ist, desto besser stehen die Chancen, dass nachfolgende Generationen den eingeschlage-

nen Weg  ihrer Eltern und Großeltern fortführen. 40 

                                                 
1 vgl. Beteiligungsbericht Fundstellen JE1561 und RE3836 

Kommentiert [JG1]: Beteiligungsbereitschaft als Voraussetzung 

für Prozessfortsetzung haben wir verworfen. 
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7.1.1  Inhalte und Mitwirkungstiefe  

Die Frage, auf welche inhaltlichen Entscheidungen die Öffentlichkeitsbeteiligung einen Ein-

fluss hat, muss zu Beginn des Verfahrens klar beantwortet werden, damit keine falschen Er-

wartungen geweckt werden und das Verfahren als fair und gerecht wahrgenommen werden 

kann. In Kurzform lautet die Antwort: Sie kann informell über Argumente und formell über 5 

Nachprüfaufträge Einfluss auf alle wesentlichen Entscheidungen der jeweiligen Phase nehmen, 

jedoch immer innerhalb der Grenzen der in der vorhergehenden Phase gefällten Entscheidun-

gen. 

Das gesamte Standortauswahlverfahren beruht auf dem Prinzip, dass der Standort mit der best-

möglichen Sicherheit in einem Verfahren gefunden wird, das die möglichen Optionen über eine 10 

Abfolge von Entscheidungen immer weiter reduziert. Das bedeutet für die Inhalte der Öffent-

lichkeitsbeteiligung, dass innerhalb dieser Abfolge jede wesentliche Entscheidung auch Gegen-

stand der öffentlichen Erörterung ist und einer möglichen Intervention unterliegen kann. Ent-

scheidungen, die bereits getroffen sind, können dagegen nicht mehr Inhalt der Beteiligung sein, 

es sei denn neue Erkenntnisse führen zu einer grundlegenden Neubewertung und damit zu ei-15 

nem Rücksprung im Verfahren. 

Abbildung #1 zeigt die Abfolge der Themen, zu denen Entscheidungen zu fällen sind und daher 

wesentlich für die Öffentlichkeitsbeteiligung sind. 
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Die Inhalte werden an dieser Stelle lediglich überblicksartig dargestellt. Detailliertere Beschrei-

bungen der Themen finden sich im Kapitel 6 und 7.4. Wenn Inhalte am Ende einer Phase ab-

schließend entschieden sind, können sie auch in nachfolgenden Verfahrensschritten erneut zum 25 
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Thema werden, jedoch dann nur als Information, nicht als neu zu verhandelnde Frage. So wer-

den beispielsweise die Kriterien und Verfahrensvorgaben im gesamten Verfahren immer wie-

der Gegenstand der Information und auch der öffentlichen Debatte sein, damit die darauf auf-

bauende Schritte verständlich und nachvollziehbar werden. 

Die Abfolge der Themen macht deutlich, dass sich die Öffentlichkeitsbeteiligung immer auf 5 

das „Wie“ der nächsten Schritte fokussiert. Denn durch diese operativen Fragen (z.B. Kriteri-

enanwendung, Erkundungsprogramme) werden die Folgeentscheidungen determiniert. Die Ak-

teure müssen deshalb befähigt werden in der jeweiligen Phase mit ausreichenden Mitwirkungs-

möglichkeiten ihre Aufmerksamkeit auf die Fragen zu lenken, die zur Entscheidung anstehen. 

Hier besteht die beste Möglichkeit das Standortauswahlverfahren unterstützt durch unabhän-10 

gige Fachgutachter zu beeinflussen. Zu diesen Zeitpunkten haben die Akteure der Öffentlich-

keit die Möglichkeit über informelle Überzeugungsarbeit oder formelle Nachprüfungen die 

Entscheidungen auf der Bundesebene zu beeinflussen. Denn das Standortauswahlverfahren soll 

durch die Öffentlichkeitsbeteiligung wesentlich qualifiziert, aber nicht als Ganzes in Frage ge-

stellt werden.  15 

Mitwirkungstiefe 

In der Praxis der Öffentlichkeitsbeteiligung wird die Mitwirkungstiefe oft in den drei Stufen 

der Beteiligung als „Information“, „Konsultation“ oder „Kooperation“ beschrieben.2  

Information im Sinne einer umfassenden, zielgruppengerecht aufbereiteten Kommunikation in 

Richtung Öffentlichkeit ist selbstverständlich die Basis für die Öffentlichkeitsbeteiligung im 20 

Standortauswahlverfahren. 

Konsultation heißt, dass Beteiligte aktiv Stellung nehmen können. Für diese Art der Mitwir-

kung sind im Standortauswahlverfahren erprobte und rechtlich klar definierte Formate der Bür-

gerbeteiligung im Rahmen der Strategischen Umweltprüfungen (SUP) und Bürger versamm-

lungen einzusetzen. 25 

Kooperation bedeutet, dass Beteiligte abgrenzbare Mitspracherechte erhalten. Die Bandbreite 

dieser Einwirkungsmöglichkeiten ist enorm und reicht von stark begrenzten Interventionsrech-

ten bis hin zu direktdemokratischen Maßnahmen wie Volksabstimmungsverfahren. Für das 

Standortauswahlverfahren galt es eine Lösung zu finden, die einerseits eine große Mitwir-

kungstiefe – insbesondere der betroffenen Regionen – ermöglicht, ohne dabei jedoch Gefahr zu 30 

laufen, das gesamte Verfahren durch Blockade zu gefährden. Hierfür sieht die Kommission vor 

allem die Regionalkonferenzen und den Rat der Regionen vor, die im Bericht detailliert be-

schrieben werden. Diese Gremien erhalten in Form von Nachprüfrechten die Chance, Mängel 

zu benennen und den Auftrag für deren Beseitigung zu erteilen. Die eigentliche Abwägungs-

entscheidung am Ende jeder Phase wird jedoch vomn BfE getroffen und von Bundestag und 35 

Bundesrat bestätigtgetroffen. Damit werden, die im Sinne eines Meilensteins die inhaltlichen 

Fragen der Phase abschließend beantwortetn. Das Bundesgesetz bildet dann die Grundlage für 

die folgende Phase und ist auch für die Gremien der Öffentlichkeitsbeteiligung nicht mehr ver-

änderbar. 

In der sozialwissenschaftlichen Debatte wird die Mitwirkungstiefe auch dadurch unterschieden, 40 

ob nur deliberative, dialogorientierte Verfahren eingesetzt werden oder ob auch stärker direkt-

demokratische Formen angewandt werden. Wie in einem von der Bertelsmann Stiftung und 

dem Staatsministerium Baden-Württemberg herausgegebenen Bericht dargestellt, ist diese Un-

terscheidung „weniger trennscharf, als dies auf den erst Blick scheinen mag“, weil es zahlreiche 

                                                 
2 Bundesministerium für Verkehr und digitale Infrastruktur 2014: Handbuch für eine gute Bürgerbeteiligung − 

Planung von Großvorhaben im Verkehrssektor, S. 12-14 

Kommentiert [Jä2]: Streichen, weckt ggf. falsche Erwartungen 

Kommentiert [Jä3]: Ist damit ein formelles Stellungnahme-Ver-

fahren gemeint? 
Wenn ja, sollten Vor- und Nachteile noch diskutiert werden. 

Kommentiert [Jä4]: M. E. sollte jeweils am Ende der 3 Phasen 

die Bürgerversammlung als  Element der Öffentlichkeitsbeteiligung  
im Anschluss an das Stellungnahmeverfahren wie folgt erfolgen:  

 

Der von BGE erarbeitete Vorschlag wird an BfE gegeben. BfE veröf-
fentlicht den Vorschlag und gibt ihn damit an die Regionalkonferen-

zen und das nationale Begleitgremium zur Prüfung (Ausübung des 

Nachprüfrechts) und an die Öffentlichkeit weiter, so dass diese den 
Auswahlprozess nachvollziehen kann. 

 

Der Vorschlag wird  in Anlehnung an  § 73 VwVfG einen Monat zur 
Einsichtnahme (ggf. auch online) ausgelegt. Innerhalb einer Frist von 

zwei Wochen nach Ablauf der Auslegungsfrist hat die Öffentlichkeit 

die Gelegenheit (ggf. auch online) Stellung zu dem Vorschlag  zu 

nehmen. Im Anschluss daran wird ein Erörterungstermin (=Bürger-

versammlung und gleichzeitig Vollversammlung der Regionalkonfe-

renz) durchgeführt, in dessen Rahmen das BfE seinerseits Stellung zu 
den Stellungnahmen der Öffentlichkeit nimmt.  

 

Im Anschluss werden die Ergebnisse des Erörterungstermins an die 

Regionalkonferenzen und das gesellschaftliche Begleitgremium zur 

Berücksichtigung im weiteren Prüfverfahren gegeben. 

 
Nach Abschluss der Prüfung durch das gesellschaftliche Begleitgre-

mium und die Regionalkonferenzen formulieren das gesellschaftliche 

Begleitgremium und/oder die Regionalkonferenzen ggf. Überarbei-
tungsaufträge an BGE/BfE. Nach Abarbeitung der Überarbeitungs-

aufträge durch BGE/BfE wird der überarbeitete Vorschlag mit Erläu-
terungen an das gesellschaftliche Begleitgremium, die Regionalkon-

ferenzen und die Öffentlichkeit gegeben.  

 
BfE gibt die Ergebnisse  sowie die Stellungnahmen des gesellschaft-

lichen Begleitgremiums, der Regionalkonferenzen und den  überar-

beiteten Vorschlag an BMUB, welches das Gesetzgebungsverfahren 

einleitet. 

Kommentiert [BT5]: Klärung erforderlich, ob der Begriff ein-
heitlich durch „Erörterungstermin“ ersetzt wird. 

Kommentiert [#6]: Jäger: 

ersetzen durch „das gesellschaftliche Begleitgremium“ 



Seite 5 

hybride Partizipationsformen gibt, die informelle Dialoge mit verbindlichen Interventionsrech-

ten kombinieren.3 

Die Kommission empfiehlt, die regionalen Gremien mit gesetzlich definierten Interventions-

rechten auszustatten. Mit dem Instrument der Nachprüfung wird rechtlich abgesichert, dass die 

in dialogorientierten Verfahren erarbeiteten Erkenntnisse die notwendige Aufmerksamkeit im 5 

Abwägungsprozess erhalten (siehe Abschnitt ###). 

7.1.2  Beteiligungsprinzipien und Akteurskonstellation 

Bereits im Jahr 2002 sprach der Arbeitskreis Auswahlverfahren Endlagerstandorte (AkEnd) 

Empfehlungen für die Beteiligung der Öffentlichkeit an der Standortsuche aus. Der unabhän-

gige, vom deutschen Bundesministeriums für Umwelt, Naturschutz und Reaktorsicherheit be-10 

rufene Arbeitskreis nahm seine Arbeit im Jahr 1999 auf und hatte die Aufgabe, auf Basis wis-

senschaftlich fundierter Kriterien Empfehlungen für ein Standortauswahlverfahren abzugeben. 

Das Ergebnis der drei Jahre dauernden Arbeit wurde in Form eines Abschlussberichts an den 

Bundesumweltminister übergeben. Auch die Beteiligung der Öffentlichkeit ist Gegenstand die-

ses Berichts und wurde im Rahmen dieser Kommission diskutiert. Der AkEnd unterscheidet 15 

vier Formen der Beteiligung, die sich gegenseitig ergänzen.4  

Im Folgenden werden die vier Formen der Beteiligung, die der AkEnd unterscheidet, kurz be-

schrieben, die Übereinstimmungen wie auch die Abweichungen zu den Vorschlägen der Kom-

mission herausgearbeitet und die Akteure vorgestellt, die diese Prinzipien umsetzen könnten. 

Die Akteure, die am Auswahlverfahren teilnehmen werden entweder im StandAG formal defi-20 

niert oder aus eigenem Interesse Einfluss ausüben. Bei den in Kapitel 7.3 beschriebenen Gre-

mien handelt es sich daher nicht um eine vollständige Auflistung aller am Verfahren beteiligten 

Akteure, sondern lediglich um jene, die vorab mit definierten Rechten und Pflichten in Bezug 

auf die Öffentlichkeitsbeteiligung ausgestattet sind. Diese Grundkonstellation von Akteuren 

schafft für alle weiteren Akteure konstruktive Anknüpfungspunkte und konstruktive Hand-25 

lungsszenarien. Im Folgenden werden die vier Grundprinzipien der Beteiligung aus dem Be-

richt des AkEnd kurz skizziert. 

a) Beteiligung durch umfassende Information: 

Ein wesentliches Element zur Bereitstellung und Verbreitung von Informationen ist die vom 

AkEnd vorgeschlagene unabhängige Informationsplattform. Diese soll Reichweite und Unab-30 

hängigkeit dadurch erzielen, dass sie zwar vom Träger der Öffentlichkeitsbeteiligung betrieben 

wird, gleichzeitig aber weiteren Akteuren (regionale Gremien, Nnationales gesellschaftliches 

Begleitgremium) redaktionellen Einfluss ermöglicht. Diese Akteure sollen aktiv beim Generie-

ren, Verarbeiten und Prüfen der Informationen mitwirken. Dadurch kann die Plattform Interes-

sengegensätze und -vielfalt widerspiegeln und die notwendige Glaubwürdigkeit erlangen. Zu-35 

sätzlich zu diesem Instrument sollen Informationsbüros in den zu erkundenden Regionen etab-

liert werden, die allen interessierten Bürgerinnen und Bürgern offen stehen. Die Informations-

angebote müssen „umfassend und systematisch“5 gestaltet und zielgruppengerecht aufbereitet 

werden. Näheres wird im Erläuterungskasten #1 in Abschnitt 7.2.2 dargestellt. 

                                                 
3 Bertelsmann Stiftung, Staatsministerium Baden-Württemberg (Hrsg.) 2014: Partizipation im Wandel – Unsere 

Demokratie zwischen Wählen, Mitmachen und Entscheiden. S. 19 
4 Arbeitskreis Auswahlverfahren Endlagerstandorte (2002), Empfehlungen des AkEnd, S. 209  
5 vgl. § 9, Abs. 1 StandAG sowie K-Drs./AG1-58, Punkt 2 

Kommentiert [#7]: Jäger: 

ersetzen durch „das gesellschaftliche Begleitgremium und die Regio-
nalkonferenzen“ 

Kommentiert [S K-U8]: Die Namen der Institutionen sollten um 

der Verständlichkeit und Unverwechselbarkeit willen so kurz und 

prägnant wie möglich sein. Was sollte ein „Begleitgremium“ anders 

sein als gesellschaftlich, deshalb: „Nationales Begleitgremium“. 

Kommentiert [BT9]: Widerspruch zum Gesetzesvorschlag Gass-

ner. Wer soll die Informationsbüros etablieren? 
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b) Beteiligung an der Kontrolle des Verfahrens: 

Der AkEnd spricht sich für die Einsetzung eines neutralen Kontrollgremiums6 aus. Dieses prüft, 

ob das Auswahlverfahren regelkonform umgesetzt wird und begleitet die Arbeit des Vorhaben-

trägers kontinuierlich. Das Gremium zeichnet sich durch eine hohe Sachkompetenz in wissen-

schaftlich-technischen Belangen und hohes Ansehen seiner Mitglieder in der Öffentlichkeit aus. 5 

Die Beobachtungen des Kontrollgremiums fließen am Ende jeder Phase über einen Ergebnis-

bericht direkt in die Entscheidungsfindung der gesetzgebenden Instanzen ein. 

Die Notwendigkeit eines solchen Gremiums wurde auch von der Kommission diskutiert. Wei-

terhin wird in § 8 StandAG die Einsetzung eines nationalen gesellschaftlichen Begleitgremiums 

vorgesehen, das ähnliche Funktionen aufweist wie das neutrale Kontrollgremium des AkEnd. 10 

Eigenschaften beider Gremien wurden in den Vorschlag der Kommission für ein Nnationales 

gesellschaftliches Begleitgremium aufgenommen und finden sich in Abschnitt 7.3.6 wieder. 

c) Beteiligung an der Vertretung regionaler Interessen: 

Die Mitwirkung an Entscheidungen durch regionale Gremien bildet das Herzstück des hier vor-

gestellten Konzeptes. Bereits im Abschlussbericht des AkEnd wird vorgeschlagen, ein Bürger-15 

forum mit Kompetenzzentrum7 für die jeweils betroffenen Regionen einzusetzen. Das Bürger-

forum dient als Gremium, in dem alle Fragen der regionalen Entwicklung diskutiert werden, 

die im Zusammenhang mit der Suche nach einem Endlager stehen. Durch entsprechende finan-

zielle Ausstattung erhalten die Bürgerforen zusätzlich die Möglichkeit, ein eigenes Kompetenz-

zentrums einzurichten. Die dort beschäftigten Experten überwachen die Anwendung der natur- 20 

und sozialwissenschaftlichen Kriterien und beraten die Bürgerforen.  

Der Gedanke regionaler Interessenvertretungen dient als Grundlage des Vorschlags der Kom-

mission für die in Kapitel 7.3 vorgestellten Akteure.   

d) Beteiligung an der Entscheidungsfindung: 

Der AkEnd führt das Konzept der Beteiligungsbereitschaft ein. Dieses beschreibt die Gesamt-25 

heit der Faktoren, die dazu führen, dass die Bevölkerung einer Region die Suche nach einem 

Standort grundsätzlich toleriert und bereit ist an der konkreten Ausgestaltung mitzuwirken oder 

sich dem zumindest nicht entgegenzustellen.  

In seinem Abschlussbericht spricht sich der AkEnd dafür aus, die Beteiligungsbereitschaft der 

Bürgerinnen und Bürger der zu untersuchenden Regionen zu mehreren Zeitpunkten abzufragen 30 

und bei Verlust der Bereitschaft die Standorterkundung in dieser Region abzubrechen.8 Nach 

gründlicher Abwägung empfiehlt die Kommission ein davon abgeleitetes, aber anderes Vorge-

hen.  

Die Beteiligung an der Entscheidungsfindung wird auch in dem Vorschlag der Kommission 

befürwortet, soll jedoch nicht durch eine binäre Abfrage im Sinne einer Ja/Nein-Frage erfolgen. 35 

Ein faktisches Vetorecht der unmittelbar Betroffenen blendet die berechtigten Interessen der 

Allgemeinheit aus und könnte dazu führen, dass der gesamtgesellschaftliche Auftrag die End-

lagerung der radioaktiven Abfälle in Deutschland zu gewährleisten, verhindert wird. 

Stattdessen soll die Entscheidungsfindung durch die Einsetzung legitimierter, zivilgesellschaft-

licher Gremien unterstützt werden. Diese ermöglichen, dass die Kritik und Anregungen der 40 

                                                 
6 Arbeitskreis Auswahlverfahren Endlagerstandorte (2002), Empfehlungen des AkEnd, S. 207  
7 vgl. ebd., S. 211 
8 ebenda, S. 74 und S. 212-216 
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regionalen Bevölkerung differenzierter und lösungsorientierter aufbereitet werden und so in das 

Verfahren eingebracht werden können.  

Der gesamte Abwägungsprozess der Kommission bezüglich der Überlegungen des AkEnd zur 

Beteiligungsbereitschaft ist im Erläuterungskasten #5 „Qualifizierte Befragung“ in Abschnitt 

7.3.4 beschrieben. 5 
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7.2  Struktur der Öffentlichkeitsbeteiligung 

Kurzfassung 

Die Kommission empfiehlt zwei Handlungsfelder für die Öffentlichkeitsbeteiligung. Das erste 

Handlungsfeld umfasst die Grundformen der Öffentlichkeitsbeteiligung mit vollem Rechts-

schutz mit Rechtsschutz entsprechend den Vorschlägen der Kommission. In einem zweiten 5 

Handlungsfeld werden erweiterte Beteiligungsinstitutionen formate geschaffeneingesetzt, de-

ren Existenz und Handlungsmöglichkeiten ebenfalls rechtlich legitimiert sind, von den Betei-

ligten aber auf überregionaler und regionaler Ebene flexibler und bezogen auf den Prozess dy-

namischer gestaltet werden können. Auf diese Weise wird sowohl Rechtssicherheit als auch 

eine breite und offene Diskussionskultur erreicht. 10 

Das Bundesamt für kerntechnische Entsorgung (BfE) ist Träger des Verfahrens. Es gewährleis-

tet die Umsetzung in beiden Handlungsfeldern. Das unverzüglich mit der Abgabe des Kommis-

sionsberichts durch Bundesgesetz eingerichtete Nationale Begleitgremium beobachtet das Be-

teiligungsverfahren als unabhängiger Akteur und setzt sich in Konflikten vermittelnd ein. Am 

Ende jeder Phase wird durch ein Bundesgesetz auf Grundlage aller Ergebnisse entschieden. 15 

7.2.1  Ein Verfahren - Zwei Handlungsfelder 

In der bisherigen Fassung beschreibt das Standortauswahlgesetz (StandAG) die Öffentlichkeits-

beteiligung primär als verwaltungsrechtliches Verfahren. Es skizziert die notwendigen Ele-

mente zur Wahrung der rechtlich gebotenen Anhörung der betroffenen Einzelbürger, Verbände, 

Träger öffentlicher Belange und benachbarter Staaten. Diese Elemente müssen konkretisiert 20 

und um ein weiteres Handlungsfeld ergänzt werden.  

Die besondere Art der Aufgabenstellung erfordert neuartige Beteiligungsformen, um die Bür-

ger der zu untersuchenden Regionen frühzeitig und dialogorientiert an der Entscheidungsvor-

bereitung zu beteiligen. Diese Beteiligungsformate sollen zwar gesetzlich verankert, aber jen-

seits rechtlich festgeschriebener Routinen organisiert werden. Dadurch kann lokalen Besonder-25 

heiten Rechnung getragen und auch in konfliktreichen Beteiligungsphasen Flexibilität ermög-

licht werden.  

Kern dieser neuartigen Form der Beteiligung ist die Idee, Entscheidungen nicht zu legitimieren, 

wenn diese bereits konkret vorgeprägt sind oder gar schon getroffen wurden. Vielmehr soll die 

betroffene regionale und überregionale Öffentlichkeit über geeignete Formate ermutigt und in 30 

die Lage versetzt werden, selbst Lösungsvorschläge zu erarbeiten und das Verfahren kontinu-

ierlich zu verbessern. Dies kann gelingen, wenn die dafür notwendigen Strukturen – beispiels-

weise in Form von eigens zu diesem Zweck gegründeten Gremien mit entsprechender finanzi-

eller Ausstattung – von Beginn des Prozesses an vorhanden sind.  

Nur so kann eine neue Qualität und Fairness der Bürgerbeteiligung erreicht werden, bei der die 35 

in Frage kommenden Regionen kompetent und fachlich informiert den Standortauswahlprozess 

begleiten können. In einem so definierten Rahmen können dann Beteiligungs- und Konfliktlö-

sungsmethoden eingesetzt werden, die sich in informellen Beteiligungssituationen als sinnvoll 

bewährt haben und allen Akteuren den notwendigen Gestaltungsraum eröffnen. 

Wie in Abbildung #2 dargestellt, ergänzen sich die beiden Handlungsfelder. Die vorgeschrie-40 

benen Formen der Öffentlichkeitsbeteiligung sind mit dem regulären Rechtsschutz mit dem 

Rechtsschutz nach Maßgabe der Vorschläge der Kommission ausgestattet. Das heißt, eine feh-

Kommentiert [#10]: Niehaus: 

Die Diskussion über die Neugestaltung der §§ 17 und 19 StandAG 

sollte nicht vorweg-genommen werden.  

Kommentiert [BT11]: Ist eine Regionalkonferenz ein Format o-
der eine Institution?! Klären und durchgehend einheitlich benennen. 

Kommentiert [JG12]: M.E eine Mischung aus Elementen klassi-
scher Verwaltungsverfahren und Ansätzen des weiteren Handlungs-
feldes. Alle Elemente müssen  -soweit möglich- angepasst bzw. aus-

gestaltet und verzahnt werden ( z. B Bürgerversammlung). 

 

Kommentiert [S K-U13]: Diesen Satz verstehe ich nicht. Kann 
man das verständlicher ausdrücken? 

Kommentiert [JG14]: Bei Regionalkonferenzen nicht möglich 

Kommentiert [#15]: Niehaus: 

s.o. 
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lerhafte Durchführung kann auf gerichtlichem Weg beanstandet werden, die Rechte der Be-

troffenen sind damit stark abgesichert. Nachteil dieses Handlungsfelds ist die damit einherge-

hende hohe Formalisierung, die eine flexible und frühzeitige Behandlung auch von vorläufigen 

Erkenntnissen in der Praxis erschwert. 

Daher sollen die erweiterten Beteiligungsformate gesetzlich definiert, aber mit hohen Gestal-5 

tungsfreiheiten ausgestattet werden. Zusätzlich erhält die regionale und überregionale Öffent-

lichkeit durch diese Gremien weitere Rechte, insbesondere das Recht zur Nachprüfung (vgl. 

Erläuterungskasten #3 in 7.3.2). 

 

 Abbildung #2 10 

Zwei Handlungsfelder der Öffentlichkeitsbeteiligung

Grundformen Erweiterungen

Überregionales Begleitgremium

Regionalkonferenzen

Informationsplattform

Rat der Regionen

Träger der Öffentlichkeitsbeteiligung

Beteiligungsformate

Erörterungstermine

Behördenbeteiligung

Strategische Umweltprüfung

Stellungnahmen der Öffentlichkeit

 

7.2.2  Trägerschaft 

Rolle des BfE 

Träger der Öffentlichkeitsbeteiligung im Standortauswahlverfahren ist das Bundesamt für kern-

technische Entsorgung (BfE). Es organisiert das Beteiligungsverfahren in den oben beschrie-15 

benen Handlungsfeldern. Insbesondere ist das BfE dafür verantwortlich, dass die regionalen 

Beteiligungsgremien gegründet werden und eine ausreichende Ressourcenausstattung bekom-

men. Dabei kannbedient es sich auch externer Dienstleister bedienen, um im Sinne eines kon-

tinuierlich lernenden Verfahrens unterschiedliche Herangehensweisen und aktuelle Beteili-

gungsmethoden einsetzen zu können.  20 

Das BfE in der Rolle als Träger der Öffentlichkeitsbeteiligung gewährleistet, dass die zentralen 

Ergebnisse aus dern Beteiligungsformaten unmittelbar bei den fachlich befassten Stellen – der 

Bundes-Gesellschaft für kerntechnische Entsorgung (BGE) und dem BfE in seiner Rolle als 

Kommentiert [TB16]: Das soll so sein, ist aber im Rahmen der 

Kommissions-Diskussion erst noch abzusichern. Hier sollten keine 

Sachen drinstehe, die bei der konkreten Ausgestaltung des Rechts-

schutzes nicht eingelöst werden. 

Kommentiert [#17]: Jäger: 

Überregionales Begleitgremium und Rat der Regionen streichen und 

dafür Nationale Begleitgremium aufnehmen 

Kommentiert [S K-U18]: Wir sollten dem BfE seine Arbeits-
weise nicht vorschreiben. 

 

[Anm. Red.: unterstützt von Hr. Jäger und Hr. Becker] 
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Regulierungsbehörde – gehört werden, und Anregungen möglichst früh im Arbeitsprozess ge-

prüft werden können. Diese Vorgehensweise hat sich bereits in der Öffentlichkeitsbeteiligung 

an der Arbeit der Kommission bewährt, indem Botschafter aus der Kommission die Diskussion 

in den Veranstaltungen miterlebt haben und die Ergebnisse unmittelbar in die Arbeitsgruppen 

einfließen lassen konnten. 5 

Das BfE hat die Aufgabe, alle Beteiligungsergebnisse zu dokumentieren, für die Entschei-

dungsträger aufzubereiten und im Bericht mit den Vorschlägen für in Betracht kommende 

Standortregionen zu berücksichtigen.  

Als Regulierungsbehörde steht das BfE in der fortwährenden Pflicht, den Beteiligungsgremien 

Rede und Antwort zu stehen, auf Nachfrage Unterlagen zur Verfügung zu stellen und zu erläu-10 

tern sowie die Erkenntnisse aus den Diskussionen im Verwaltungsverfahren zu berücksichti-

gen. In der Verlässlichkeit, Offenheit und Kompetenz, in der dieser Dialog geführt wird prägt 

das BfE seine Glaubwürdigkeit als neutraler Partner. 

Rolle der BGE  

Auch die Bundes-Gesellschaft für kerntechnische Entsorgung (BGE) ist aufgefordert in ihrer 15 

Rolle als Vorhabenträgerin eine intensive InformationÖffentlichkeitsarbeit zu betreiben. Sie 

sollte diese Aufgabe als Bringschuld verstehen. Bei der Überarbeitung der StandAG sollte die 

Bundes-Gesellschaft aber keine Rolle als Träger der Öffentlichkeitsbeteiligung zugewiesen be-

kommen.   

Die Arbeit der Gesellschaft ist zentraler Gegenstand der Öffentlichkeitsbeteiligung: Ihre Vor-20 

schläge und Analysen sind wesentliche Grundlagen für die Veröffentlichungen des BfE. Die 

BGE steht dem nationalen Begleitgremium und den regionalen Gremien für Nachfragen zur 

Verfügung und hat den Auftrag, erkannte Defizite möglichst direkt auszuräumen. Im Rahmen 

der Nachprüfung ist sie verpflichtet, die  Überarbeitungs- und Prüfaufträge der Regionalkonfe-

renzenund des Rats der Regionen fristgereicht zu bearbeiten. 25 

 

 Erläuterungskasten #1 

Informationsplattform und Informationsbüros  

Als wesentliche Grundlage des Beteiligungsverfahrens betreibt das BfE im Internet eine 

Informationsplattform und in den zu erkundenden Regionen gemeinsam mit der jeweili-30 

gen Regionalkonferenz Informationsbüros. Die Angebote sind so zu konzipieren, dass 

auch insbesondere die konfliktbehafteten Sachverhalte aus unterschiedlichen Perspekti-

ven und von verschiedenen Autoren beleuchtet werden. Wissenschaftliche Mindeststan-

dards sind zu gewährleisten.  

Zu diesem Zweck sollte das BfE mit Partnern wie z.B. der Bundeszentrale für politische 35 

Bildung zusammenarbeiten. Dadurch kann das Thema Endlagersuche auch für Jugendli-

che und Kinder fassbar gemacht und in die Schulen gebracht werden. 

In der Gesamtschau aller Informationen soll eine ausgewogene und glaubwürdige Infor-

mationsbasis entstehen. Das Angebot muss so aufbereitet und erschlossen werden, dass 

sowohl Laien, als auch engagierte Bürger mit Fachwissen oder recherchierende Journa-40 

listen ein angemessenes Informations- und Vermittlungsniveau vorfinden. 

Die regionalen Gremien sollen bei der Entwicklung der Plattform und der laufenden 

Pflege eine aktive Rolle einnehmen. Die Plattform und die Informationsbüros vor Ort  

Kommentiert [Jä19]: Diese Unterscheidung sollte der Verständ-
lichkeit halber gemacht werden und auch die organisatorische Tren-

nung innerhalb des BFE verdeutlichen. 

Kommentiert [Jä20]: Streichen. Aufgrund der Regelungen im 
StandAG ist sie rechtlich dazu verpflichtet, Öffentlichkeitsbeteili-

gung durchzuführen. 

Kommentiert [Jä21]: Streichen. Die Trägerschaft ist durch die 

Darlegung zur Rolle des BfE hinreichend erläutert. 

Kommentiert [Jä22]: Die Systematik des Nachprüfrechts ist wie 
folgt: 

Regionalkonferenzen/Ges. Begleitgremium prüfen die Vorschläge 

der BGE/des BfE. Sollten sie dabei Defizite ermitteln, sind diese kon-
kret in Nachprüfaufträge zu formulieren, die dann von BGE und BfE 

abgearbeitet werden.  

 

Kommentiert [#23]: Jäger: 
ersetzen „des gesellschaftlichen Begleitgremiums“ 

Kommentiert [JG24]: Sind damit die Bürgerbüros lt. § 9 (3) ge-
meint ? 

Kommentiert [Jä25]: Es soll sich m.E. bei der Informations-

plattform nicht um eine „Konfliktplattform“ handeln, sondern um 

eine Plattform, die ihrem Namen gerecht wird und die Öffentlichkeit 

eingehend und umfassend informiert. 

Kommentiert [Jä26]: ebenfalls das gesellschaftliche Begleitgre-

mium? 



Seite 11 

sollen für sie Werkzeuge sein, um ihre Beratungsergebnisse in der regionalen Öffentlich-

keit bekannt zu machen und Rückmeldungen aus der Öffentlichkeit zu erhalten. 

Insbesondere für die Regionalkonferenzen hat die Informationsplattform eine wesentli-

che Funktion. Sie sichert innerhalb des Ringmodells die Kommunikation der Teilnehmer-

gruppen (siehe 7.3.2). Dazu muss die Online-Plattform über geeignete Methoden verfü-5 

gen, damit die Regionalkonferenzen Anregungen aus der Öffentlichkeit erheben und ag-

gregieren können.9 Zentraler Teil der Informationsarbeit ist die ausgewogene und ver-

ständliche Darstellung aller Maßnahmen, die zu einem Standort mit bestmöglicher Si-

cherheit führen, angefangen von den Suchkriterien, bis hin zum Aufbau des Endlagersys-

tems mit seinen unterschiedlichen Sicherheitskonzepten. Ebenso muss die langfristige 10 

Perspektive der nächsten Jahrtausende für die verschiedenen Zielgruppen professionell 

aufbereitet werden. Nur wenn der gesamte Prozess der kerntechnischen Entsorgung für 

alle Bevölkerungsgruppen gut nachvollziehbar und damit vorstellbar ist, kann die Dis-

kussion konstruktiv verlaufen. 

Auch in den Beteiligungsveranstaltungen zur Arbeit der Kommission wurde immer wie-15 

der betont welchen Stellenwert ein niedrigschwelliges Informationsangebot hat, das spe-

ziell auf die unterschiedlichen Zielgruppen zugeschnitten ist. Dieser Faktor sei für ein 

solch komplexes und schwer zugängliches Thema nicht hoch genug einzuschätzen. 

Die Informationsarbeit darf nicht nur diejenigen erreichen, die bereits von Beginn an In-

teresse am Verfahren mitbringen. Viel wichtiger noch ist es, auch jene über die Zusam-20 

menhänge der Endlagerung und die Möglichkeiten der Beteiligung zu informieren, die 

sich noch überhaupt nicht damit auseinandergesetzt haben. 

Sowohl für die Informationsplattform als auch für die Informationsbüros sind daher zwei 

unterschiedliche Zugänge zu konzipieren: Zunächst sollten die Angebote für die Interes-

senten erarbeitet werden, die sich zum ersten Mal intensiver mit dem Thema auseinan-25 

dersetzen wollen. Die physikalischen und gesellschaftlichen Zusammenhänge müssen 

allgemeinverständlich erläutert werden. Ergänzend dazu sollen detaillierte Informationen 

für die Analysen, die im Standortauswahlverfahren erarbeitet werden, vorgehalten wer-

den. 

 30 

                                                 
9 vgl. Methode BürgerForum der Bertelsmann Stiftung  www.buerger-forum.info 
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7.3  Akteure und Gremien 

Die Kommission empfiehlt, die regionale und überregionale Öffentlichkeit mit starken Res-

sourcen und Rechten in die Lage zu versetzen, das Standortsuchverfahren kritisch und kon-

struktiv zu begleiten. Dafür empfiehlt sie die folgenden Gremien:  

Das überregionale Begleitgremium erarbeitet einen Erfahrungs- und Wissensvorsprung und 5 

schafft damit die Voraussetzungen für eine konstruktive Debatte in den Regionen. 

Zum Ende der Phase 1 wird in jeder für die übertägige Erkundung ausgewählten Standortregion 

eine Regionalkonferenz einberufen. Durch die Ausstattung mit fachlichen Ressourcen und 

Nachprüfrechten erreichen die Konferenzen eine große Mitwirkungstiefe. 

Im Rat der Regionen arbeiten Delegierte aus allen Regionalkonferenzen ihre Gemeinsamkeiten 10 

und Unterschiede heraus. Vorschläge zur Verbesserung der Standortsuche können so unabhän-

gig von den Partikularinteressen einzelner Regionen mit den Bundesinstitutionen erörtert, Rah-

menbedingungen für mögliche Kompensationen neutraler diskutiert werden. 

 

Kommentiert [JG27]: Ersetzen durch Format in Anlehnung an „ 
Workshop der Regionen“ 

Kommentiert [TB28]: Den Satz verstehe ich nicht. 

Kommentiert [Jä29]: … 
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 Abbildung #4 
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Abbildung #4 zeigt die Gremien im Überblick. Dabei ist zu beachten, dass nur die regionale 

Beteiligungsarbeit ab dem Beginn der Phase 1 dargestellt ist. Die öffentliche Debatte in der 

Vorphase, also zwischen Ende der Kommissionsarbeit bis zum Start des Verfahrens wird in 

Abschnitt 7.4.1 erörtert. 

7.3.1  Nationales Begleitgremium 

Grundaufgaben 

Aufgabe nach Standortauswahlgesetz (23.7.2013) 

Das StandAG definiert die Aufgabe als „gemeinwohlorientierte Begleitung des Prozesses der 

Standortauswahl“. 5 

Aus dem Vorschlag der Berichterstatter (30.3.2016) 

Die Standortsuche nach einem Standort für insbesondere hochradioaktive Abfälle mit der best-

möglichen Sicherheit für eine Million Jahre wird nur erfolgreich sein, wenn ein gesellschaftli-

cher Konsens erreicht werden kann. Dafür müssen die handelnden Institutionen Vertrauen bil-

den und binden. Die ergebnisoffene, wissenschaftsbasierte Standortsuche kann daher nur er-10 

folgreich sein, wenn sie frühzeitig mit einer umfassenden gesellschaftlichen Beteiligung ein-

hergeht. Hierfür ist eine gegenüber Behörden, Parlament und direkt beteiligten Unternehmen 

und Experteneinrichtungen unabhängige gesellschaftliche Instanz, die über dem Verfahren 

steht und sich durch Neutralität und Fachwissen auszeichnet sowie Wissens- und Vertrauens-

kontinuität vermittelt, von besonderer Bedeutung. Ein solches Gremium soll den Standortsuch-15 

prozess begleiten, erklären und überwachen sowie regulierend zwischen den Akteuren eingrei-

fen können. 

Im Gegensatz zu § 8 a. F. soll der Fokus des Gremiums nicht nur bei der gemeinwohlorientier-

ten Begleitung des Prozess liegen, sondern aus der genannten Erwägung auf der Wächterposi-

tion innerhalb des Standortsuchprozesses. 20 

Neben den schon oben angesprochenen Aufgaben wie der Wächter- und Brückenfunktion muss 

das vorläufige gesellschaftliche nationale Begleitgremium dafür sorgen, dass es ab Tag 1 der 

Standortsuche nach § 13 ernstzunehmend und einsatzbereit ist. Dazu gehören unter anderem 

die Knüpfung von Netzwerken zu den bundesdeutschen Akteuren der Endlagersuche sowie 

vergleichbaren internationalen Gremien und der Erhalt des Wissens aus der Arbeit der Kom-25 

mission. 

Daneben kann schon eine konkrete Wächterfunktion bzgl. der Arbeit des Bundesamts für kern-

technische Entsorgung übernommen werden. Da sich das BfE gerade erst im Aufbau befindet 

und insbesondere mit der sofort einsetzenden Öffentlichkeitsbeteiligung beschäftigt sein wird, 

ist bereits hier das gesellschaftliche nationale Begleitgremium als Partizipationsgarant einzu-30 

setzen. 

Vorschlag Herr Sommer (8.4.2016) 

Das Nationale Begleitgremium ist das höchste vom Bundestag und Bundesrat einberufene Gre-

mium im Endlagersuchprozess [und trifft ggf. strategische Pfadentscheidungen innerhalb der 

gesetzlich vorgegeben Gestaltungsräume]. Es versteht sich als Wächtergremium des gesamten 35 

Endlagersuchverfahrens. 

Kommentiert [TB30]: Wenn die Darstellung mit den gelben Ein-

zelpersonen so bleibt, dann muss sie im Text als Wunsch formuliert 
werden. 
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Es erstattet Bundestag und Bundesrat regelmäßig Bericht über seine Arbeit und seine Sicht auf 

den aktuellen Stand des Suchverfahrens. 

Zur Qualifizierung und Unterstützung zieht das Nationale Begleitgremium anlassbezogen und 

nach eigenem Bedarf wissenschaftliche Beratung und Begleitung hinzu. Das nationale Begleit-

gremium kann jederzeit eigene Mitglieder in die Beteiligungsformate entsenden, um die Stim-5 

mungslage wahrzunehmen, sowie die inhaltlichen Argumente und Vorschläge aufzunehmen. 

Es bedient sich hierzu insbesondere auch der Funktion des oder der Partizipationsbeauftragten. 

Das Nationale Begleitgremium verfügt über eine eigene Geschäftsstelle sowie ein eigenes 

Budget, das ihm eine angemessene Erfüllung seiner Aufgaben ermöglicht. 

Ist das Nationale Begleitgremium für die strategische Ebene der Öffentlichkeitsbeteiligung ver-10 

antwortlich, so bildet das BfE als Träger die zentrale operative Instanz zur Umsetzung der Öf-

fentlichkeitsbeteiligung. Im BfE sind technische und Beteiligungskompetenzen gebündelt. Das 

Nationale Begleitgremium steht im Dialog und Austausch mit dem BfE. Es [kontrolliert] die 

Arbeit des BfE im Sinne eines Wächtergremiums und hat das Recht, jederzeit Nachprüfaufträge 

zu formulieren. Hierzu kann es bei Bedarf eigenständig Gutachten in Auftrag geben und not-15 

wendige Expertise bei Dritten einholen. Das BfE berichtet dem NBG in regelmäßigen Abstän-

den und legt Rechenschaft über seine Arbeit ab. Es steht darüber hinaus in regelmäßigem Kon-

takt zu allen anderen Gremien des Endlagersuchprozesses. 

Abweichende Ausgestaltung Herr Thomauske (8.4.2016) 

Der Vorschlag von Herrn Sommer wird durch folgende Punkte verändert: 20 

− Das NBG trifft keine „strategische Pfadentscheidungen“. Es ist ein den Prozess begleiten-

des Gremium, aber ohne unmittelbare Entscheidungskompetenz. Es kann nur über BT/BR 

oder BMUB seine Vorstellungen einbringen. 

− Es „kontrolliert“ nicht die Arbeit des BfE, sondern „begleitet“ sie. 

Zusammensetzung  25 

Vorschlag „Gemischte Zusammensetzung“ 

(Schnittmenge aus den Vorschlägen der Berichterstattern, von Herrn Sommer, sowie von den 

Teilnehmern Junge Erwachsene und Beteiligungspraktiker) 

Das Nationale Begleitgremium besteht aus Bürgerinnen und Bürgern sowie anerkannten Ver-

tretern gesellschaftlicher Gruppen. Die Vertreter der gesellschaftlichen Gruppen werden vom 30 

Bundestag und Bundesrat benannt.  

Die Bürgerinnen und Bürger werden durch das erprobte Prinzip der Planungszellen bestimmt: 

Eine nach Zufallsprinzip eingeladene, nach Geschlecht und Alter vielfältige Gruppe erörtert in 

einer Workshopreihe die gesellschaftlichen Fragen der Endlagerung. Anschließend veröffent-

lichen die Teilnehmer ihre Empfehlungen und wählen ihre Vertreter für das nationale Begleit-35 

gremium. Das Vorgehen sichert ab, dass die Personen aus der Bürgerschaft sowohl qualifiziert 

als auch unabhängig sind. 

Die Sitzungen des Nationalen Begleitgremiums werden extern moderiert.  

Das Nationale Begleitgremium besteht aus elf Personen: 

− Fünf nach dem oben beschriebenen Verfahren ausgewählte Bürgerinnen und Bürger, 40 
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− Sechs anerkannte Persönlichkeiten des öffentlichen Lebens, die gemeinsam vom Bundestag 

und Bundesrat berufen werden. Sie sollen naturwissenschaftliche, theologische, ökologi-

sche, ethische, partizipative und soziale Belange in besonderer Weise repräsentieren. 

Die Mitglieder des Nationalen Begleitgremiums berufen gemeinsam zwei ihrer Mitglieder 

(weiblich und männlich) als Sprecherin und Sprecher. 5 

Um Verkrustungen zu vermeiden, wechselt in beiden Gruppen (Bürgerinnen und Bürger, Per-

sönlichkeiten) die Zusammensetzung regelmäßig. Dabei soll die Benennung von jeweils der 

Hälfte der Mitglieder jeder Gruppe um eine halbe Wahlperiode verschoben sein, um nie die 

gesamte Besetzung des Nationalen Begleitgremiums auf einen Schlag auszutauschen und ein 

Wissensmanagement sicherzustellen. Die Länge der Wahlperioden sollten der regulären Länge 10 

einer Wahlperiode des Bundestages entsprechen (derzeit also vier Jahre).  

Abweichende Ausgestaltung Herr Thomauske (8.4.2016) 

Der Vorschlag von Herrn Sommer wird durch folgende Punkte verändert: 

− Das Nationale Begleitgremium besteht ausschließlich aus anerkannten Persönlichkeiten 

(wegen Reputation und Einflussfähigkeit). 15 

Abweichende Ausgestaltung Herr Kudla (9.4.2016) 

Der Vorschlag von Herrn Sommer wird durch folgende Punkte verändert: 

− Das nationale Begleitgremium besteht aus 15 Personen, davon 7 Bürgerinnen und Bürger, 

sowie 8 anerkannte Persönlichkeiten, da die Erfahrung zeigt, dass bei den meisten Sitzun-

gen nicht alle anwesend sind (siehe auch Kommission) und damit wahrscheinlich bei 15 20 

NBG-Mitgliedern meist nur 10-12 Mitglieder an Sitzungen teilnehmen. 

Rechte 

Vorschlag „Wächterfunktion“ 

(Schnittmenge aus den Vorschlägen der Berichterstattern, von Herrn Sommer, sowie von den 

Teilnehmern Junge Erwachsene und Beteiligungspraktiker) 25 

Ab Beginn des Standortauswahlverfahrens kontrolliert und überwacht das Nationale Begleit-

gremium die Einhaltung der Vereinbarungen aller Beteiligten. Es hat die Pflicht, seine Bera-

tungsergebnisse in einem Bericht am Ende jeder Phase aufzubereiten. Um diese Pflicht zu er-

füllen, hat das Begleitgremium das Recht, Vertreter der Institutionen zu seinen Sitzungen ein-

zuladen. 30 

Das Begleitgremium hat die Pflicht, sich regelmäßig, umfassend und gleichmäßig bei allen Re-

gionen über den aktuellen Stand der Beratungen zu informieren. Das Gremium hat dafür das 

Recht, Botschafter zu benennen, die an den Sitzungen der regionalen Gremien aktiv teilnehmen 

dürfen. Für nicht-öffentliche Sitzungen kann dieses Recht eingeschränkt werden. 

Das Nationale Begleitgremium unterstützt als Förderer die Reflexion und Identifizierung von 35 

Veränderungsbedarf und fungiert dazu als Kontrollgremium. Es ist sowohl Wächter über den 

Prozess als auch der sich verändernden wissenschaftlichen Grundlagen. Hierbei bedient sich 

das Nationale Begleitgremium seines wissenschaftlichen Beirates sowie ggf. auch weiterer Ex-

perten für Reflexion, Prozessgestaltung und wissenschaftliche Gutachten. 

In besonders konfliktbelasteten Situationen des Standortauswahlverfahrens kann das Begleit-40 

gremium insbesondere, aber nicht ausschließlich, durch den/die Partizipationsbeauftragten an-
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gerufen werden, mit dem Ziel eine Konfliktlösung herbeizuführen. Ein Beispiel ist die Situa-

tion, wenn die Beteiligten sich nicht auf angemessene Bearbeitungsfristen einigen können 

(siehe Erläuterungskasten #3 in 7.4.6). 

Am Ende jeder Phase übermittelt das Begleitgremium seine Beratungsergebnisse gemeinsam 

mit dem Bericht des BfE an die Bundesregierung und den Gesetzgeber. 5 

Anmerkungen Gaßner (10.4.2016) 

− Eine Überregelung des BfE ist zu vermeiden. Der Bericht des BfE sollte nicht über das 

NBG laufen, sondern direkt an das BMUB gehen. 

Anmerkungen Jäger (30.3.2016) 

− Das nationale Begleitgremium sollte ein mit der Regionalkonferenz vergleichbares Inter-10 

ventionsrecht mit gesetzten Fristen haben 

Erweiterung der Grundaufgaben 

Vorschlag Herr Niehaus / BW (8.4.2016) 

− Ein eigenständiges überregionales Begleitgremium (siehe Vorsitzendenpapier vom 

30.3.2016) ist nicht vorzusehen. Stattdessen wird beim gesellschaftlichen nationalen Be-15 

gleitgremium nach § 8 StandAG ein Ausschuss gebildet, in dem unter anderen die gesell-

schaftlichen Gruppen aus den Standortregionen vertreten sind. Dieser Ausschuss wird ein-

gerichtet, sobald der Vorhabenträger (intern) die Standortregionen vorläufig ermittelt hat. 

Variante „plus Regionenvertretrer“  

Die Teilnehmer der Workshopreihe „Regionen“ schlagen vor: 20 

− Die Zwischenlagergemeinden sowie die Standortgemeinden von Atomkraftwerken sollten 

einen Sitz als vollwertiges Mitglied im Gesellschaftlichen Begleitgremium sowie im Rat 

der Regionen bekommen. (RE23658, weitgehender Konsens) 

Vorschlag Herr Niehaus / BW (8.4.2016) 

− Das vorgesehene Gremium „Rat der Regionen“ wird in das „nationale gesellschaftliches 25 

Begleitgremium“ (§ 8 StandAG) integriert. Die jeweilige Funktion bleibt dabei enthalten. 

Ausstattung  

Vorschlag Vorsitzendenpapier (30.3.2016) 

Das nationale gesellschaftliche Begleitgremium sollte beim [Umweltministerium] angesiedelt 

sein und über eine eigene Geschäftsstelle verfügen.  30 

Für die Bemessung der Finanzierung sind folgende Eckpunkte zu beachten: Eigene Geschäfts-

stelle zur Organisation und Moderation der Sitzungen, eigenständige fachliche Begleitung, zum 

Beispiel in Form externer Gutachter, Aufwandsentschädigungen für die Mitglieder, Durchfüh-

rung von bundesweiter Medien- und Öffentlichkeitsarbeit. 

Anmerkungen Hr. Jäger (30.3.16), Fr. Kotting-Uhl (7.4.16), Hr. Thomauske (8.4.16) 35 

− Gremium nicht beim Ministerium, sondern beim Bundestag ansiedeln (ggf. direkt am Um-

weltausschuss des Bundestages)  
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Ergänzungen Herr Sommer (8.4.2016) 

− Der wissenschaftliche Beirat als Kompetenzgarant10 

Das Nationale Begleitgremium wird in seiner Funktion als Wächter des Gemeinwohls von 

einem wissenschaftlichen Beirat unterstützt, der sowohl in technischen wie auch in sozial-

wissenschaftlichen Fragen berät und erster Ansprechpartner in allen Fragestellungen ist, 5 

die einer besonderen wissenschaftlichen Kompetenz bedürfen. Die Mitglieder dieses Bei-

rates werden auf Basis eines Vorschlages des Nationalen Begleitgremiums vom Bundestag 

berufen. 

Der wissenschaftliche Beirat hat u.a. die Aufgabe, das gesamte Partizipative Suchverfahren 

regelmäßig mit dem aktuellen Stand von Wissenschaft und Technik abzugleichen. Kommt 10 

er zum Schluss, dass diese eine Neubewertung von Verfahrensteilen oder Entscheidungen 

nötig machen, legt er dem Nationalen Begleitgremium einen Entscheidungsvorschlag vor, 

den dieses prüft und ggf. an den Gesetzgeber weiterleitet, der dann Verfahrensmodifikati-

onen bis hin zu Verfahrensrücksprüngen beschließen kann. 

Ergänzungen Herr Sommer (8.4.2016) 15 

− Der/Die Partizipationsbeauftragte als Garant guter Beteiligung11 

Die intensive beratende Zusammenarbeit von BfE und BGE mit dem/der Partizipationsbe-

auftragten hat eine wesentliche, deeskalative Funktion bereits in der Frühphase des Auf-

tretens möglicher Konflikte.  

Der/Die Partizipationsbeauftragte ist dabei nicht Kontrolleur des BfE, sondern ein partizi-20 

pativer Coach, der nicht Partizipationsfehler ahnden, sondern gelingende Partizipation er-

möglichen soll. 

Er/Sie hat die Funktion als Ansprechpartner und Ombudsstelle für alle Beteiligten des End-

lagersuchprozesses sowie der Bevölkerung zu fungieren. Er/Sie trägt zur Beilegung und 

Schlichtung von Konflikten bei und ist damit verantwortlich für das Konfliktmanagement12 25 

sowie die damit korrelierte Arbeit im laufenden Prozess. 

Die Institution des/der Partizipationsbeauftragten hat die Aufgabe, konkrete Anliegen der 

Öffentlichkeit aufzunehmen und allparteilich zu behandeln, im günstigen Fall mit den Akt-

euren gemeinsam getragene Lösungen herbeizuführen. Die/Der Partizipationsbeauftragte 

berät und berichtet regelmäßig sowohl BfE als auch das Nationale Begleitgremium. Das 30 

Nationale Begleitgremium und das BfE können die/den Partizipationsbeauftragten bei Be-

darf hinzuziehen. Hierzu ist die/der Partizipationsbeauftragte angemessen mit Personal und 

                                                 
10 vgl. Zitat aus dem aktuellen Kapitelentwurf 6.4.4: „Im selbsthinterfragenden System ist eine nicht unmittel-

bar als Akteur in das Auswahlverfahren involvierte wissenschaftliche Instanz von wesentlicher Bedeutung. Diese 

Funktion sollte von einem wissenschaftlichen Beirat ausgeübt werden, der dem nationalen Begleitgremium zuge-

ordnet wird, (um eine ausufernde Vielfalt von Einzelakteuren zu vermeiden). Dieser Beirat kann eigene wissen-

schaftliche Expertise unmittelbar oder in Reaktion auf seitens des Betreibers vorgelegte Berichte in das Verfahren 

einbringen. “ 
11 vgl. Zitat aus dem aktuellen Kapitelentwurf 6.4.3:  „Da sich eine Kultur per se nicht verordnen lässt, spielt 

das Commitment (die Selbstverpflichtung) einer Institution eine erhebliche Rolle. Ergänzend bedarf es aber  auch 

geeigneter Prüfmechanismen, beispielsweise in Form von Überprüfungsprozessen oder Reviews, die Außenste-

henden und der Öffentlichkeit Anhaltspunkte für die tatsächlich vorhandene Sicherheits- oder Selbstreflexions-

Kultur der handelnden Institutionen geben. Diese Überprüfungsprozesse können sich nicht auf die klassische „Auf-

sicht – Betreiber“ Interaktion beschränken, da auch innerhalb der für die Regulierung und Aufsicht zuständigen 

Behörde(n) eine Sicherheits- oder Selbstreflexions-Kultur zu etablieren und für Überprüfungsprozesse zugänglich 

zu machen ist.“ 

12 vgl. Kapitel Umgang mit Konflikten. 
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Sachmitteln auszustatten. Kann ein Konflikt vom Partizipationsbeauftragten nicht gelöst 

werden, übergibt er/sie den Fall an das Nationale Begleitgremium zur finalen Entschei-

dung. 

Der/die Partizipationsbeauftragte wird vom NBG benannt und kann auch von diesem wie-

der abgelöst werden, er ist dem NBG gegenüber rechenschaftspflichtig. Er/Sie hat keine 5 

inhaltliche Funktion sondern ist lediglich Garant guter Beteiligung und eines deeskalativen 

Konfliktmanagements. Er kann Mediations- und Schlichtungsmaßnahmen in den im Be-

richtsteil „Umgang mit Konflikten“ genannten Fällen veranlassen. 

Anmerkungen Thomauske (8.4.2016) 

− Der Partizipationsbeauftragte wird operativer Teil des Beteiligungsverfahrens. Damit 10 

kommt auch das NBG in die operative Verantwortung. Das geht weit über die Wächter-

funktion hinaus und kann auch dazu führen, dass das BfE seine Verantwortung an diese 

Stelle abgibt. 

 

7.3.2  Überregionales Begleitgremium 

Das überregionale Begleitgremium ist eine erste institutionalisierte Form der Beteiligung der 15 

Öffentlichkeit nach der Neufassung des StandAG und dem Start des Vorhabenträgers mit der 

Standortsuche. Es ist wesentliches Bindeglied zwischen der Öffentlichkeits- und Informations-

arbeit nach Abschluss der Endlagerkommission und dem Erschließen regionaler geeigneter 

Standorte. Während Regionalkonferenzen einen regionalen Fokus haben werden, liegt die Be-

deutung des überregionalen Begleitgremiums in zweierlei: Frühzeitigkeit und Überregionalität. 20 

Die Identifikation von Teilgebieten schafft die notwendige Konkretisierung zur Bearbeitung 

einer der wichtigsten Eingrenzungen  des Standortauswahlverfahrens, nämlich der Schritte von 

der sogenannten weißen Landkarte zur Identifizierung der geologisch besonders günstigen Teil-

gebiete in Deutschland. Das regionale Begleitgremium eröffnet die Möglichkeit, den Zeitraum 

der bloßen Information  zu verkürzen und eine fachkundige Überprüfung rechtzeitig einzulei-25 

ten, bevor vorrangig regionale Interessen bedeutsam werden. Das überregionale Begleitgre-

mium schafft so das Fundament einer überregionalen Beteiligung, die im Rat der Regionen eine 

Fortsetzung erfahren wird und dem eine eigenständige Bedeutung neben regionalen Formaten 

und dem nationalen Begleitgremium zukommen muss.  

Aufgaben 30 

Das überregionale Begleitgremium überprüft die Richtigkeit und Nachvollziehbarkeit der An-

wendung der Ausschlusskriterien sowie der geowissenschaftlichen und ggf. planungswissen-

schaftlichen Abwägungskriterien in Phase 1, die zur Identifizierung von Teilgebieten durch die 

BGE geführt haben.  

Ziel ist eine frühzeitige Befassung mit den vorgenannten Auswahlschritten bevor es zur Ein-35 

grenzung der Standortauswahl auf die übertägig zu erkundenden Standortregionen kommt. Da-

mit wird eine standortübergreifende Sichtweise ermöglicht, die den Aufbau eines Erfahrungs- 

und Wissensvorsprungs befördert und damit die spätere Arbeitsaufnahme der Regionalkonfe-

renzen und des Rates der Regionen deutlich erleichtern kann.  

Kommentiert [Jä31]: Das hier dargestellte Gremium geht weit 
über die bisher diskutierte informelle Plattform „Teilgebietskonfe-

renz“hinaus. Der Aufwand  für die Einrichtung ist angesichts des zu 

erwartenden Nutzens in einem relativ kurzen Zeitraum viel zu hoch 

und erhöht daher unnötig die Komplexität des Beteiligungskonzeptes. 
 M.E. ist ein Format entsprechend dem Workshop für Vertreter der 

Regionen in einem solch frühen Stadium des Standortauswahlverfah-

rens sachgerechter und schließt besser an die Beteiligungsaktivitäten 

vor dem Start des Suchverfahrens an. 

Kommentiert [S K-U32]: Der Name ist nicht gut – Verwechs-
lungsgefahr mit dem Nationalen Begleitgremium. 

Kommentiert [TB33]: Der Name sorgt für hohe Verwechslungs-

gefahr. „Begleitgremium der Regionen“ ? 

Kommentiert [#34]: Niehaus: 

Ein eigenständiges überregionales Begleitgremium (S. 16 ff) ist nicht 

vorzusehen. Stattdessen wird beim gesellschaftlichen nationalen Be-

gleitgremium nach § 8 StandAG ein Ausschuss gebildet, in dem unter 

anderen die gesellschaftlichen Gruppen aus den 

Standortregionen vertreten sind. Dieser Ausschuss wird eingerichtet, 
sobald der Vorhabenträger (intern) die Standortregionen vorläufig er-

mittelt hat. 
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Zusammensetzung 

Das überregionale Begleitgremium setzt sich zum einen aus Vertretern der Teilgebiete zusam-

men, die in Phase 1, Schritt 2 identifiziert werden. Zum anderen sollen Personen vertreten sein, 

die während der Vorphase (siehe 7.4.1) in den Veranstaltungen und Workshops mitgewirkt 

haben. So kann der Wissenstransfer über Phasen und Gremien hinweg unterstützt werden. Je 5 

nach Anzahl und Größe der identifizierten Teilgebiete, kann es geboten sein, zwei parallel ar-

beitende überregionale Begleitgremien einzurichten. 

Die Mitglieder werden vom Bundesamt für kerntechnische Entsorgung berufen. Zu diesem 

Zweck führt das Bundesamt in den benannten Teilgebieten vorbereitende Gespräche mit Akt-

euren aus Politik und Verwaltung, mit Vertretern gesellschaftlicher Organisationen und mit 10 

Einzelpersönlichkeiten aus der Bürgerschaft. Ziel der Gespräche ist es, Mitglieder für das über-

regionale Begleitgremium zu finden, die in ihrer Summe die gesellschaftliche Vielfalt der Teil-

gebiete abbilden und die in der Lage sind, den im Gremium zu erarbeitenden Wissens- und 

Erfahrungsvorsprung in die verschiedenen Teilöffentlichkeit zu kommunizieren. Diese Gesprä-

che sind auch hilfreicher Ausgangspunkt für die Interessenanalyse zum Aufbau der Regional-15 

konferenzen (vgl. 7.3.2)  

Das überregionale Begleitgremium gibt sich eine Geschäftsordnung, die auch die Wahl eines 

Vertretungsorgans vorsehen kann. 

Rechte und Pflichten 

Das überregionale Begleitgremium hat Akteneinsichtsrechte im gleichen Umfang wie sie die 20 

späteren Regionalkonferenzen erhalten werden. Im Gegensatz zur Regionalkonferenz hat das 

überregionale Begleitgremium nicht das Recht eine Nachprüfung zu verlangen. Eine formelle 

Nachprüfung über die Auswahl der Teilgebiete ist erst später im Zusammenhang mit der Iden-

tifikation der übertägig zu erkundenden Standortregionen möglich. 

Das überregionale Begleitgremium hat die Pflicht, innerhalb von neun Monaten nach seiner 25 

Einsetzung einen Bericht über seine Beratungsergebnisse an das BfE zu übermitteln. In diesem 

Bericht sollten sowohl Hinweise enthalten sein, welche Aspekte die Regionalkonferenzen einer 

genaueren Überprüfung unterziehen sollten als auch welche Aspekte nach Einschätzung des 

Gremiums bereits ausreichend ausgearbeitet sind. 

Finanzierung 30 

Das BfE gewährleistet als Träger der Öffentlichkeitsbeteiligung die angemessene finanzielle 

Ausstattung der Konferenz, die eine Geschäftsstelle, unabhängige Moderation, fachliche Bera-

tung sowie ein Budget zur Information der regionalen Öffentlichkeit umfasst. Die Mitglieder 

erhalten eine Aufwandsentschädigung, zudem werden Reise- und Übernachtungskosten über-

nommen. 35 

Das überregionale Begleitgremium arbeitet bis zu dem Zeitpunkt, an dem der Rat der Regionen 

diese überregionale Rolle übernimmt.  

Begründung 

Die Funktion einer Teilgebietskonferenz bzw. eines überregionalen Begleitgremiums wurde in 

der Kommission lange diskutiert. Einige Mitglieder hielten die Befassung der Öffentlichkeit in 40 

diesem Zeitraum für nicht praktikabel, da dabei sehr viele Regionen involviert werden, die ver-

gleichsweise schnell aus dem Auswahlprozess ausscheiden werden. Zudem wiesen sie auf das 

Kommentiert [S K-U35]: Die Zahl 2 ist dafür ganz schlecht, 

Konflikte wären vorprogrammiert! 
Warum gehen wir nicht gleich von mehreren Gremien aus? Sie könn-

ten dann erweiterte Vorläufer der späteren Regionalkonferenzen sein, 

z.B. „überregionale Standortauswahlkonferenzen“ 

Kommentiert [TB36]: Wäre es nicht sinnvoller, dies offen zu ge-
stalten?!  Das BfE kann sich mit dieser Benennung sehr früh im Pro-

zess verbrennen und es können Beteiligungswillige ausgeschlossen 
werden. Allerdings sollte klargestellt werden, dass sich die Einladung 

an den im Text dargestellten Kreis richtet. 

Kommentiert [S K-U37]: Vertreter der Öffentlichkeit zu beru-
fen ist grundsätzlich schlecht! Das braucht ein anderes Verfahren. 
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Risiko hin, dass der wissenschaftliche Arbeitsprozess der Vorhabenträgerin durch die öffentli-

che Befassung torpediert werden könnte. Andere Mitglieder betonten die Notwendigkeit einer 

möglichst frühzeitigen Öffentlichkeitsbeteiligung, damit sich die Regionen, die für eine über-

tägige Erkundung ausgewählt werden, mit dem gesamten Prozess der Vorauswahl fundiert aus-

einandersetzen können.13  5 

Diese unvoreingenommene Bereitschaft ein faires Verfahren für alle zu etablieren, ließ sich 

bereits während der Kommissionsarbeit beobachten. Der Workshop der Regionen, der sich aus 

Vertretern der Kreistage, Landkreise und regionalen Bevölkerung zusammensetzte, betonte 

nicht nur immer wieder die Notwendigkeit einer frühzeitigen Einbindung der Regionen14, son-

dern kann als Hinweis dafür genommen werden, dass Betroffenheit und Mitwirkungsbereit-10 

schaft einander nicht ausschließen müssen. Nur wenn ein gemeinsames Verständnis des Pro-

zesses, der Begründung und Anwendung von Kriterien und ein offener Austausch über die je-

weiligen Interessen entsteht, kann das Standortauswahlverfahren insgesamt als fair, gerecht und 

nachvollziehbar wahrgenommen werden. 

 15 

 Erläuterungskasten #2 

Hamburgisches Transparenzgesetz 

In Kraft getreten am 6. Oktober 2012, ersetzt das Hamburgische Transparenzgesetz 

(HmbTG) das bis dahin geltende Informationsfreiheitsgesetz. Statt der Möglichkeit, An-

träge auf Informationen stellen zu können, regelt das HmbTG die automatische und kos-

tenfreie Veröffentlichung einer Vielzahl von Verwaltungsdokumenten im Internet. Damit 20 

ist die Verwaltung in Hamburg in der Bringschuld bei „allen Belangen, an denen ein öf-

fentliches Interesse besteht“. 

Kernstück ist das elektronische Informationsregister für Bürgerinnen und Bürger. Hier 

werden die meisten Dokumente und Daten zur Verfügung gestellt und können jederzeit 

eingesehen werden. 25 

Dazu zählen zum Beispiel alle Mitteilungen des Senats an die Bürgerschaft, das Baum-

kataster, Verträge der Daseinsvorsorge, behördliche Organisations- und Aktenpläne, amt-

liche Statistiken, Gutachten, Geodaten, Baugenehmigungen, Subventionen, Zuwendun-

gen und vieles mehr..  

Einschränkungen: Neben dem Schutz personenbezogener Daten gibt es weitere Ausnah-30 

men von der Informationspflicht. Zu diesen gehören die „unmittelbare Willensbildung 

des Senats, Entwürfe, vorbereitende Notizen und Vermerke. Außerdem werden alle Ent-

würfe zu Entscheidungen sowie Arbeiten und Beschlüsse zu ihrer unmittelbaren Vorbe-

reitung, soweit und solange durch die vorzeitige Bekanntgabe der Informationen der Er-

folg der Entscheidungen oder bevorstehender Maßnahmen vereitelt würde. Nicht der un-35 

mittelbaren Entscheidungsfindung nach Satz 1 dienen Statistiken, Datensammlungen, 

Geodaten, regelmäßige Ergebnisse der Beweiserhebung, Auskünfte, Gutachten oder Stel-

lungnahmen Dritter. 

Das Gesetz startete als Bürgerinitiative unter dem Namen „Transparenz schafft Ver-

trauen“, initiiert vom Verein Mehr Demokratie e.V., dem Chaos Computer Club e. V. 40 

                                                 
13 Wichtige Hinweise gaben die Teilnehmerinnen und Teilnehmer der Workshops mit den Regionen und der Workshops mit 

jungen Erwachsenen und Beteiligungspraktikern, die die Teilgebietskonferenzen als unverzichtbar ansahen und zum Teil eine 

noch frühere Befassung der Öffentlichkeit forderten (vgl. Beteiligungsbericht Fundstellen RE21319, RE22038, RE22192, 

JE22020, JE21932). 
14 Ergebnis aus dem Workshop der Regionen II: RE21319 

Kommentiert [TB38]: Den Kasten streichen und die richtige 
Forderung am Ende in einen Abschnitt „Transparenz und Informati-

onsrechte“ aufnehmen. 

Kommentiert [Jä39]: Hier wird die „Holschuld“ des Bürgers in 
eine „Bringschuld“ der Behörde umgewandelt. Dies bedeutet einen 

ungleich höheren Aufwand für die Behörde (Prüfung der Rechte Drit-

ter sowie Wahrung von Betriebs- und Geschäftsgeheimnissen). Ist im 

Fall eines Standortauswahlverfahrens nicht praktikabel bzw. unver-

hältnismäßig. 
 

Das Informationsfreiheitsgesetz (IFG) des Bundes sieht für jeder-

mann den Zugang zu amtlichen Informationen der Bundesbehörden 
sowie von Bundesorganen und –einrichtungen vor, soweit diese öf-

fentlich-rechtliche Verwaltungsaufgaben wahrnehmen. Diese Infor-

mationen werden auf Antrag bereitgestellt, sofern nicht einer der 
Schutztatbestände des IFG betroffen ist. 

Das Hamburgische Transparenzgesetz statuiert hingegen über diesen 

auf Antrag gewährten Zugang zu amtlichen Informationen hinaus 
diesbezüglich eine Auskunfts- und Veröffentlichungspflicht. Letztere 

verpflichtet die Behörde, alle amtlichen Informationen in einem In-

formationsregister öffentlich zugänglich zu machen. Das Hamburgi-

sche Transparenzgesetz sieht dabei den gleichen Prüfungsmaßstab für 

die Veröffentlichungszulässigkeit vor, wie das IFG.  

Die Folge ist eine grundsätzliche Notwendigkeit zur Durchführung 
der Prüfung für alle amtlichen Informationen, ohne dass ein Zugang 

hierzu durch einen Petenten durch Antrag begehrt werden muss. 

Dadurch entsteht eine erhebliche Ausweitung des Prüfungsaufwands. 

Auf Bundesebene ist ein entsprechendes Gesetz derzeit nicht vorge-

sehen. Von 16 Bundesländern haben 12 ein Informationsfreiheitsge-

setz (angelehnt an das IFG des Bundes) erlassen, in nur zwei Bundes-
länder (Hamburg und Rheinland-Pfalz) gibt es ein Transparenzgesetz. 

Die Bundesländer Bayern, Hessen, Niedersachsen und Sachsen haben 

bislang auch kein dem IFG nachgebildetes Gesetz erlassen. 

Dass einzelne Bundesländer keine dem IFG nachgebildeten Gesetze 

erlassen haben, ist für den Bereich der Endlagerung radioaktiver Ab-

fälle insoweit unerheblich, dass das Verfahren im Bereich der Zustän-
digkeit des Bundes liegt bzw. durch die Bundesbehörden BfE und 

BMUB und durch die BGE als staatliche Einrichtung, die Verwal-

tungsaufgaben übernimmt, durchgeführt wird. Für die in diesen Insti-
tutionen vorliegenden Informationen besteht auch heute bereits ein 

Zugangsrecht nach dem IFG des Bundes. 
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sowie Transparency International. Die Hamburger Senatsverwaltung gab den Forderun-

gen schließlich nach und so wurde das Gesetz von der Bürgerschaft im Schnellverfahren 

beschlossen. Neben Hamburg hat lediglich Bremen ein vergleichbares Gesetz. Neun wei-

tere Bundesländer haben zumindest ein Informationsfreiheitsgesetz, bei dem Einsicht in 

Akten der öffentlichen Verwaltung beantragt werden kann. 5 

Die Kommission empfiehlt, für den Informationszugang im Standortauswahlverfahren 

Regelungen nach dem Vorbild des Hamburgischen Transparenzgesetz zu schaffen. 

7.3.3  Regionalkonferenzen 

In jeder Region, die in Phase 1 als übertägig zu erkundende Standortregion vorschlagen wird, 

begleitet eine Regionalkonferenz die Verfahrensschritte langfristig und, intensiv und kritisch. 10 

Das Bundesamt für kerntechnische Entsorgung richtet die RegionalkKonferenzen ein und stellt 

für die gesamte Laufzeit organisatorische und finanzielle Ressourcen bereit. Die Regionalkon-

ferenzen sollen in die Lage versetzt werden, ihre Arbeit eigenständig und in hoher Unabhän-

gigkeit vom BfE auszugestalten. 

Aufgaben 15 

Die Hauptaufgabe einer Regionalkonferenz besteht darin, , den gesamten Auswahlprozess in-

tensiv zu begleiten, alle interessierten Bürgerinnen und Bürger niedrigschwellig zu beteiligen 

sowie die wesentlichen Entscheidungen auf Richtigkeit und Nachvollziehbarkeit zu überprüfen.  

Falls hierbei erkannte Defizite im Dialog mit BfE und BGE nicht auszuräumen sind, ist es Auf-

gabe und Recht der Regionalkonferenzen Nachprüfaufträge zu formulieren (siehe Erläuterungs-20 

kasten #3). 

Die  Regionalkonferenzen analysieren die soziökonomischen Potenziale der Region, um im 

Falle einer Standortentscheidung langfristige Entwicklungsstrategien umsetzen zu können 

(siehe Kapitel 6.5.7.). Diese Arbeiten sind wesentliche Grundlage für eine Standortvereinba-

rung (siehe Erläuterungskasten #4 in 7.3.3). 25 

Zudem obliegt es den einzelnen Konferenzen, die Öffentlichkeit in der eigenen Region über 

den Verlauf der Standortauswahl zu informieren und einen kontinuierlichen Austausch mit der 

Öffentlichkeit zu pflegen. Ein wichtiges Mittel dafür ist die Mitwirkung an der Informations-

plattform (siehe Erläuterungskasten #1 in 7.2.2), aber auch eigenständige, von der Regional-

konferenz gestaltete Formen der öffentlichen Interaktion, wie z.B. Informationsveranstaltungen 30 

und Medienarbeit. 

Die Regionalkonferenzen entsenden Vertreter in den Rat der Regionen, um regionale und über-

regionale Sichtweisen abzugleichen (siehe 7.3.3). 

Die Regionalkonferenzen wirken bei der Durchführung der von BfE zu organisierenden Erör-

terungstermine mit (siehe 7.3.4). Dabei können sie vor dem Hintergrund ihrer intensiven Vor-35 

arbeit dazu beitragen, dass Informationsdefizite in der Veranstaltung schnell aufgeklärt werden 

und sich die Erörterung auf wesentliche Themen fokussiert. 

Die Regionalkonferenzen bearbeiten – ggf. unter Hinzuziehung des/der Partizipationsbeauf-

tragten – auftretende Konflikte gemäß dem im Kapitel „Umgang mit Konflikten“ vorgestellten 

Deeskalationsverfahren. 40 

Die Regionalkonferenzen berücksichtigen die Ergebnisse der Erörterungstermine in der Prü-

fung und Beratung der Vorschläge des BfE. 

Kommentiert [S K-U40]: Unbedingt! Anders ist unser Verspre-

chen Transparenz nicht einlösbar! 

Kommentiert [HH41]:  
In Kooperation mit AG 2 und unter Berücksichtigung des § 57b AtG 

zu klären 

Kommentiert [JG42]:  Information und Austausch mit der Öf-

fentlichkeit ( s.u.) sind m.E. gleichwertig. 

Kommentiert [WK43]: Die sozioökonomischen Potentialanaly-

sen werden vom BGE beauftragt und von der Regionalkonferenz ge-
prüft. Das muss klargestellt werden. 

Kommentiert [#44]: Jäger:  
Der Abgleich überregionaler Sichtweisen sollte auf nationaler Ebene 
erfolgen ( operativ bei BGE/BFE und gemeinwohlorientiert insbeson-

dere bei Konflikten über das nationale Begleitgremium) . 

Kommentiert [WK45]: Diskussion: Die Bürgerversammlungen 

sollen an sich vor den Regionalkonferenzen stattfinden. 
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Die Regionalkonferenzen erstellen in jeder Phase des Standortausverfahrens einen Bericht, in 

dem sie die Ergebnisse ihrer Beratungen dokumentieren und ggf. die Ergebnisse der Nachprü-

fung und des jeweiligen Erörterungstermins bewerten. 
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Zusammensetzung 

Für die Zusammensetzung der Regionalkonferenzen gilt es, ein Modell zu etablieren, das so-

wohl größtmögliche Offenheit für alle Interessierten bietet als auch die Kontinuität der Arbeit 

gewährleistet.15 Die Kommission schlägt daher ein Ringmodell vor, das für alle Interessierten 

offen ist und gleichzeitig die Vielfalt der Perspektiven absichert. 5 

 

 Abbildung #5 

Ringmodell der Regionalkonferenzen

Politik und 
Verwaltung

Einzel-
bürger

Organisationen

breite Öffentlichkeit

Vollversammlung

Vertretungsorgan 
mit drei Gruppen

 

Wie in Abbildung #5 illustriert, unterscheidet das Modell drei Ringe:  

Äußerer Ring: Öffentlichkeit 10 

Die breite Öffentlichkeit bildet den äußeren Ring. Es sollte das Ziel sein, die regionale Bevöl-

kerung über die Arbeit der Regionalkonferenzen angemessen zu informieren und in die Lage 

zu versetzen, Fragen und Anregungen einzubringen. Neben dem zentralen Werkzeug der Infor-

mationsplattform (Erläuterungskasten #1 in 7.2.2) spielen ergänzende Maßnahmen der regio-

nalen Medienarbeit hierfür eine entscheidende Rolle. 15 

Die Regionalkonferenzen bieten während ihrer gesamten Laufzeit Beteiligungsformate für alle 

Bürgerinnen und Bürger an, die sich am Prozess beteiligen wollen. Diese Formate müssen nicht 

in jedem Einzelfall aber im Rahmen des gesamten Beteiligungsportfolios zu jedem Zeitpunkt 

gemäß des Prinzips der „permanenten Handlungsofferte“ BürgerInnen mit Beteiligungsmoti-

vation Angebote machen. 20 

                                                 
15 Anregung aus dem Workshop der Regionen, um das Paradoxon zwischen Einbeziehung aller und Arbeitsfähig-

keit aufzulösen (vgl. Beteiligungsbericht Fundstelle RE2472) 

Kommentiert [Jä46]: Meines Erachtens fehlt in dem hier vorge-
schlagenen Vorgehen eine demokratische Legitimation der Regional-

konferenzen. Weiterhin sollten sowohl die Vollversammlung als auch 

das „Vertretungsorgan“ einen Querschnitt der Bevölkerung abbilden. 

Mit der hier vorgeschlagenen Systematik besteht das Risiko, dass 
durch die Besetzung des wählenden Gremiums nicht ein Abbild der 

Bevölkerung gesichert ist. Aufgrund dessen möchte ich den folgen-

den Alternativvorschlag machen: 
 

Im Mittel sind drei Landkreise von einer unterliegenden, für die End-

lagerung in tiefen geologischen Formationen geeigneten geologi-
schen Schicht betroffen (Vgl. BGR-Karten und Karte deutscher 

Landkreise). Demnach könnte eine Regionalkonferenz („Vollver-

sammlung“ + „Vertretungsorgan“) im Mittel aus 63 Mitgliedern, also 
21 Mitgliedern pro Landkreis, bestehen. 

 

Die Mitglieder der Regionalkonferenz werden in drei Gruppen ( je 

Landkreis 7 Repräsentanten pro Gruppe) eingeteilt: 

1. Politik und Verwaltung 

2. Organisationen und Verbände 
3. Einzelbürger 

 

Die Mitglieder aus der Politik und der Verwaltung werden vom 

Kreistag benannt. Weiterhin legt der Kreistag fest, welche Organisati-

onen und Verbände in dem betroffenen Landkreis mit der Bitte um 
Benennung von Vertretern angeschrieben werden sollen. Die ange-

schriebenen Organisationen und Verbände nominieren dann ihrerseits 

die Delegierten, die sie als Interessenvertreter in die Regionalkonfe-
renz entsenden möchten. Diese werden vom Kreistag durch Wahl be-

stätigt. Sollten sich die angeschriebenen Organisationen und Ver-

bände nicht auf zu entsendende Vertreter einigen können, werden die 
Vertreter durch Wahl aus den von den Organisationen und Verbände 

vorgeschlagenen Delegierten durch den Kreistag bestimmt. 

Die Einzelbürger werden über die örtlichen Medien (und ggf. das In-
ternet) dazu aufgerufen, sich als Mitglied der Regionalkonferenz zu 

bewerben. Aus den Bewerbern werden die Vertreter der Einzelbürger 

ausgelost. 

Die dann feststehende Regionalkonferenz wählt aus ihrer Mitte das 

„Vertretungsorgan“, das wiederum aus Gesichtspunkten der Arbeits-

fähigkeit aus maximal 9 Mitgliedern, also 3 Vertretern der jeweiligen 
Landkreise, bestehen soll 
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Mittlerer Ring: Vollversammlung 

Die Vollversammlung der Regionalkonferenz bildet den mittleren Ring. Teilnehmen können 

alle interessierten Personen, abstimmungsberechtigt sind die Bürgerinnen und Bürgern, die das 

kommunale Wahlrecht in einer Gebietskörperschaft der Region haben. 

Die RegionalkonferenzDas BfE lädt die regionale Bevölkerung zur Vollversammlung ein. Da-5 

bei veröffentlicht sie die Informationen über allgemeine, öffentliche Medien wie z.B. Internet, 

Radio, Zeitungen. Die Einladung zur ersten Vollversammlung macht das BfE. Alle, die teilneh-

men möchten, sollen auch teilnehmen können. Um gleichzeitig auch die Vielfalt der Interessen 

abzubilden, sollte das Einladungsmanagement Zielmarken für soziodemographische Merkmale 

anpeilen (z.B. Alter, Geschlecht, Wohnort) und Bevölkerungsgruppen, die in diesen Merkma-10 

len unterrepräsentiert sind, besonders intensiv ansprechen. 

Innerer Ring: Vertretungsorgan 

Das Vertretungsorgan bereitet die Veranstaltungen und Beschlüsse der Regionalkonferenz vor 

und bildet damit den inneren Ring des Modells. Das Vertretungsorgan setzt sich aus Vertretern 

der folgenden Institutionen und Personengruppen zusammen: 15 

− Kommunale Politik und Verwaltung, also Mitglieder der Kreistage und Räte der kreisfreien 

Städte, Bürgermeister und Landräte der Gebietskörperschaften in der Region. 

− Vertreter gesellschaftlicher Organisationen, deren Wirkungsfelder unmittelbar mit der 

Frage der Standortauswahl verbunden sind, also z.B. Tourismus-, Landwirtschafts-, Um-

weltverbände und atomkritische Gruppen.  20 

− Einzelpersönlichkeiten, die durch ihre Fachkunde oder ihr Engagement z.B. in regionalen 

Bürgerinitiativen die Vielfalt der gesellschaftlichen Perspektiven bereichern können. Ein-

zelbürger, die nach dem Zufallsprinzip ausgewählt werden. 

Das Vertretungsorgan sollte zahlenmäßig so bemessen sein, dass es einerseits die drei genann-

ten Gruppen aus der gesamten Region repräsentieren kann, andererseits aber eine arbeitsfähige 25 

Größe nicht übersteigt. Eine Größenordnung von 30 Personen stellt das Maximum dar. Emp-

fehlenswert sind eher Gruppengrößen zwischen 12 und 24 Personen, also 4-8 Vertreter pro 

Gruppe. 

Die Mitglieder des Vertretungsorgans werden vom BfE vorgeschlagen und von der Vollver-

sammlung gewähltmit einfacher Mehrheit bestätigt.. Um einen solchen Vorschlag zu erarbei-30 

ten, führt das Bundesamt eine Interessenanalyse durch, bei der die unterschiedlichen Interessen 

in der Region untersucht, die wesentlichen Akteure und ihre Konstellation identifiziert und 

mögliche Interessengegensätze frühzeitig angesprochen werden. Mit diesem Hintergrundwis-

sen kann ein ausgewogener und konsensfähiger Vorschlag für das Vertretungsorgan ausgear-

beitet werden. 35 

Falls der Nominierungsvorschlag des BfE keine zustimmende Mehrheit in der Vollversamm-

lung findet, stellt das BfE in der folgenden Versammlung einen überarbeiteten Vorschlag vor, 

der Anregungen aus der Vollversammlung berücksichtigen sollte. Solange kein Vertretungsor-

gan gewählt ist, übernimmt das BfE die Aufgaben kommissarisch.  

Die Mitglieder des Vertretungsorgans werden alle zwei Jahre neu gewählt. Wiederwahl ist zu-40 

lässig. Nachfolger für vorzeitig ausscheidende Mitglieder werden vom BfE vorgeschlagen und 

von der Vollversammlung bestätigt. 

Kommentiert [Jä47]: Wenn die Vollversammlung „Teil“ der 
Regionalkonferenz sein soll, erschließt sich mir nicht, wie sie in der 

skizzierten Zusammensetzung ("jeder der möchte") bei der Erfüllung 

der weiter oben detailliert aufgelisteten Aufgaben der Regionalkonfe-

renz mitwirken soll. 

Kommentiert [JG48]: Entspricht äußerem Ring 

Kommentiert [WK49]: Das geht nicht. In der Vollversammlung 
kann nur abstimmen, wer regelmäßig in der Regionalkonferenz mit-

arbeitet. Bei diesem Vorschlag ist die Aufteilung auf die drei Grup-
pen (wie im inneren Ring) nicht gewährleistet. Damit besteht die Ge-

fahr, dass die Vollversammlung völlig einseitige Abstimmungen zu-

stande kommen. 

Da ist es ja noch gerechter, wenn man gleich eine Volksabstimmung 

in der Region ansetzt. 

Kommentiert [Jä50]: Siehe Kommentar weiter oben 

Kommentiert [#51]: Jäger: 

stattdessen: „Gebietskörperschaften auf die sich der räumliche Be-

reich des Vorhabens erstreckt“ 

Kommentiert [#52]: Jäger: 

gesellschaftliche Gruppen, wie insbesondere Wirtschaftsverbände, 
Umwelt- und Naturschutzverbände, Kirchen und Gewerkschaften  

Kommentiert [BT53]: Wenn die Einzelpersönlichkeiten aus der 
Vollversammlung heraus gewählt werden, besteht die Gefahr, dass es 

zu einer Dominanz der gesellschaftlichen Gruppen führt. 

Kommentiert [JG54]: Siehe Kommentar oben 

Kommentiert [BT55]: Die Einzelgruppen wählen ihre Vertreter 
in das Vertretungsorgan. Die Zufallsbürger werden vom BfE ermit-

telt. 

Kommentiert [WK56]: Dieser Vorschlag sollte mit den Vertre-
tern der kommunalen spitzenverbände diskutiert werden. 

Kommentiert [S K-U57]: Das BfE darf sich in die Zusammen-
setzung der Regionalkonferenz in keiner Weise einmischen! Wir 

müssen einen Wahlvorgang entwickeln, der ein anschließendes Er-

gebnis von drei gleich großen Gruppen in der Regionalkonferenz er-

möglicht. 

Kommentiert [BT58]: s. obigen Kommentar 
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Mitglieder, die sich in das Vertretungsorgan wählen lassen, verpflichten sich zur Teilnahme an 

dessen Sitzungen und einer regelmäßigen Mitarbeit. Zum Ausgleich erhalten sie dafür eine 

Verdienstausfallentschädigung (siehe Punkt Finanzierung unten). 

Geschäftsordnung 

Die Zusammenarbeit zwischen Öffentlichkeit, Vollversammlung und Vertretungsorgan wird in 5 

einer Geschäftsordnung spezifiziert. Das Bundesamt für kerntechnische Entsorgung stellt allen 

Regionalkonferenzen eine Mustergeschäftsordnung zur Verfügung. Die Vollversammlung be-

schließt die Geschäftsordnung, dabei ist sie nicht an die Mustergeschäftsordnung gebunden.    

Als Eckpunkte für die Geschäftsordnung werden empfohlen: 

− Die Regionalkonferenz wird nach außen vom Vertretungsorgan vertreten. 10 

− Die anstehenden Aufgaben der Regionalkonferenz werden zunächst von den Mitgliedern 

des Vertretungsorgans erörtert. Mit Unterstützung der Geschäftsstelle bereiten sie die je-

weiligen Inhalte für die Informationsplattform und für die Vollversammlung auf und be-

richten dort über ihre Beratungsergebnisse. 

− Vor strategischen Richtungsentscheidungen entwickelt das Vertretungsorgan Entschei-15 

dungsvorlagen, die auf der Informationsplattform veröffentlicht, in der Vollversammlung 

beraten und anschließend bestätigt werden können.  

− Durch geeignete Methoden der Großgruppenmoderation16 wird der Austausch zwischen 

Vollversammlung und Vertretungsorgan ermöglicht.  

− Die Kommunikation mit der regionalen Öffentlichkeit wird durch dialogorientierte Online-20 

Methoden auf der Informationsplattform und durch Pressearbeit gefördert.  

− Die Vollversammlung trifft ihre Entscheidungen in der Regel mit breiter Mehrheit. Anlie-

gen, für die keine breite Mehrheit zu finden ist, werden zur Beratung an das Vertretungsor-

gan verwiesen. 

− Fragen, die nicht als strategische Richtungsentscheidung zu bewerten sind, können von Ver-25 

tretungsorgan eigenständig entschieden werden. Alle Entscheidungen sind leicht nachvoll-

ziehbar auf der Informationsplattform zu dokumentieren. 

− Die Versammlungen des Vertretungsorgans und die Vollversammlung werden von einem 

Moderationsteam vorbereitet, moderiert und dokumentiert. 

− Das Vertretungsorgan und die Vollversammlung können für ihre Beratungen und Entschei-30 

dungen bei Bedarf auch internetgestützte Kommunikationsmittel nutzen.  

Regionale Abgrenzung 

Das Standortauswahlgesetz regelt in § 10, dass die Partizipation „im räumlichen Bereich des 

Vorhabens“ stattfinden soll. Für die nähere Eingrenzung durch das BfE könnten folgende Über-

legungen hilfreich sein: 35 

Die Regionalkonferenzen sollen die Perspektiven aller Menschen vertreten, die sich durch den 

Bau und Betrieb eines Endlagers am möglichen Standort betroffen sehen. Diese Betroffenheit 

reicht über das Gebiet, das sich oberhalb des Bergwerks befindet, weit hinaus und vermutlich 

auch weiter als die Grenzen eines einzelnen Landkreises.   

                                                 
16 vgl. Beteiligungskompass der Bertelsmann Stiftung  www.beteiligungskompass.org 

Kommentiert [#59]: Sommer: 

Alle Eckpunkte aus dem Bericht herauskürzen 

Kommentiert [#60]: Jäger: 

anschließend bestätigt werden. 

Kommentiert [#61]: Kotting-Uhl: 

entschieden werden. 

Kommentiert [Jä62]: Außer ggf. „ Moderation „ sind dies m.E. 
originäre Aufgaben der Geschäftsstelle. 

Kommentiert [#63]: Kotting-Uhl: 

Absatz streichen 

Kommentiert [Jä64]: Hier können Anleihen bei dem schweize-
rischen Verfahren genommen werden. 

Kommentiert [Jä65]: Sollte dennoch konkret eingegrenzt wer-

den. 
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Bei der Gründung der Regionalkonferenzen wird sich daher die Frage nach der genauen geo-

graphischen Abgrenzung stellen. Daran schließen sich weitere Fragen an, z.B. zur Auswahl der 

einzuladenden Organisationen oder zu den Modalitäten der Delegiertenwahl für den Rat der 

Regionen. Hierüber sollen sich die Akteure der Region pragmatisch einigen und dem BfE eine 

Empfehlung zur Entscheidung vorlegen.  5 

Als pragmatische Grundregel wird empfohlen, dass die kommunalen Gebietskörperschaften, 

die im Bereich der vom BGE ausgewiesenen Region(en) liegt bzw. liegen, eine Standortregion 

bilden. Wenn am Ende der Phase 2 mindestens zwei Endlagerstandorte ausgewiesen werden, 

sollen die kommunalen Gebietskörperschaften, in denen die Standorte liegen, oberhalb des 

möglichen Bergwerks liegt, gemeinsam mit allen direkt angrenzenden kommunalen Gebiets-10 

körperschaften eine gemeinsame Region bildet. Je nach geographischen Besonderheiten ist 

diese Grundregel anzupassen. An Staatengrenzen kann die Betroffenheit auch in Anrainerstaa-

ten reichen. In diesem Fall sind die Interessen der Anrainerstaaten bzw. Anrainerregionen zu 

berücksichtigen. 

Rechte und Pflichten 15 

Wesentliches Recht einer Regionalkonferenz ist es, einen Nachprüfauftrag zu den Vorschlägen 

des BGE, die vom BfE geprüft sind, zu formulieren, wenn sie während der Ausübung ihres 

Nachprüfrechts auf ein Defizit stößt, das nach ihrer Einschätzung mit den Verfahrensvorgaben 

des StandAG nicht entsprichtvereinbar ist, und sie dieses Defizit auch in Zusammenarbeit mit 

BfE und BGE nicht ausräumen kann (siehe Erläuterungskasten #3).  20 

Die Regionalkonferenzen haben das Recht auf Akteneinsicht, wie es im Erläuterungskasten #2 

beschrieben ist. Sie können die Teilnahme und Mitwirkung von Vertretern der BGE als Vorha-

benträgerin und des Bundesamts für kerntechnische Entsorgung einfordern, solange damit kein 

unzumutbarer Aufwand verbunden ist. wenn zumutbare Ladungsfristen gesetzt wurden. 

Jede Regionalkonferenz hat die Pflicht, dem Bundesamt für kerntechnische Entsorgung Be-25 

richte über ihre Beratungsergebnisse vorzulegen. Die Zeitpunkte für die jeweils vorläufigen 

und abschließenden Berichte sind in Abschnitt 7.4 genauer beschrieben.  

 

 Erläuterungskasten #3 

Die Nachprüfung 30 

Die Regionalkonferenzen und der Rat der Regionen haben das Recht vom Bundesamt für 

kerntechnische Entsorgung Nachprüfungen zu verlangen, die vom Bundesamt selbst oder 

von der BGE als Vorhabenträgerin zu bearbeiten sind. 

Mit dem Instrument der Nachprüfung wird das Ziel verfolgt, das Standortauswahlverfah-

ren durch eine starke Einflussmöglichkeit der Betroffenen zu qualifizieren, Konflikte 35 

rechtzeitig aufzulösen, und das Risiko von Abbruch oder dauerhafter Verzögerung des 

Prozesses zu senken. 

Der Nachprüfauftrag soll sich auf eine anstehende Entscheidung im Standortauswahlver-

fahren beziehen und die festgestellten oder vermeintlichen Mängel  so  konkret wie mög-

lich bezeichnen.  40 

Die Nachprüfung kann vor den Entscheidungen, die im Standortauswahlgesetz in § 9 

Abs. 3 aufgeführt sind, jeweils einmal verlangt werden. Dabei gilt eine Frist von sechs 

Monaten nach Übermittlung des Vorschlags. Das heißt, wenn ein Gremium gegründet 

Kommentiert [S K-U66]: Das Recht auf Akteneinsicht entfällt – 
auch an anderen Stellen – bei  Beschluss eines Transparenzgesetzes 

Kommentiert [#67]: Niehaus: 

Es ist Wesentlich für die Beteiligung, dass die für die gesetzliche 

Aufgabenerfüllung zuständigen Organisationen, der Vorhabenträger 

und die Regulierungsbehörde, jederzeit Rede und Antwort stehen.  

Kommentiert [#68]: Niehaus 

a) Das Nachprüfungsrecht sollte nur den Regionalkonferenzen als 
Gremium der Be-troffenen zustehen. 

b) Der Nachprüfungsantrag muss mindestens einen konkreten materi-

ellen Fehler des angegriffenen Entscheidungsvorschlags benennen. 

c) Dem Vorschlagenden (Vorhabenträger oder Regulierungsbehörde) 

muss in den Beratungen der Regionalkonferenz vorher Gelegenheit 

gegeben worden sein, den gerügten Fehler zu beheben. 
Begründung 

Die Wahrnehmung des Nachprüfungsrechts kann zu erheblichen 

mehrjährigen Verfah-rensverzögerungen führen. Angesichts der wei-

teren Kontrollschritte wie die förmlichen Öffentlichkeitsbeteiligun-

gen, die fachliche Prüfung durch die Regulierungsbehörde, die Bera-

tungen im gesellschaftlichen nationalen Begleitgremium, die legal-
planerischen Gesetzesverfahren mit den Ressort- und parlamentari-

schen Beratungen ist das Nach-prüfungsrecht als schlagkräftiges aber 

konzentriertes Instrument auszugestalten. 

Kommentiert [#69]: Jäger: 

ersetzen durch „das nationale Begleitgremium“ 
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wird, hat es sechs Monate Zeit die Materie zu erörtern und ggf. Nachprüfaufträge zu for-

mulieren, auch wenn der zu Grunde liegende Vorschlag schon vor mehr als sechs Mona-

ten veröffentlicht wurde. 

Das Bundesamt für kerntechnische Entsorgung bearbeitet den Nachprüfauftrag und zieht 

die BGE bei Bedarf hinzu. Es muss das Ziel sein, den Prüfauftrag umfassend zu begreifen; 5 

dazu gehören u.a. Informations- und Transparenzdefizite aufzuklären, auf wissenschaft-

liche Anfragen verständliche Antworten zu geben, möglicherweise fehlende Daten zu-

sätzlich zu erheben und neu auftauchenden Fragen proaktiv nachzugehen.  

Die Nachprüfungen sollen jedoch keine Sachverhalte aufklären, die im geplanten Verfah-

rensablauf erst in einer späteren Phase zu untersuchen sind. Die Nachprüfung wird 10 

dadurch abgeschlossen, dass das BfE zusammen mit den Nachprüfantworten einen über-

arbeiteten Vorschlag vorlegt. 

Das Ergebnis der Nachprüfungen wird zusammen mit den Stellungnahmen der auslösen-

den Gremien dem Gesetzgeber vorgelegt.  

 15 

Organisation und Finanzierung 

Die Finanzierung der Regionalkonferenzen wird durch den Träger der PartizipationÖffentlich-

keitsbeteiligung gewährleistet. Für die Bemessung sind folgende Eckpunkte zu beachten: Ei-

gene Geschäftsstelle zur Organisation und Moderation der Regionalkonferenzen, eigenständige 

fachliche Begleitung, zum Beispiel in Form externer Gutachter, Verdienstausfallregelungen für 20 

die Mitglieder des inneren Kreises, z.B. angelehnt an Schöffenregelungen, Durchführung von 

regionaler Medien- und Öffentlichkeitsarbeit sowie Mitwirkung an der Informationsplattform. 

Eine Regionalkonferenz beendet ihre Arbeit, wenn die Region während der Phase 2 oder 3 aus 

dem Auswahlverfahren ausscheidet. Im Verlauf des Verfahrens verringert sich also die Zahl 

der Regionalkonferenzen. Aufgrund von Rücksprüngen bei der Anwendung der Kriterien (siehe 25 

Kapitel #5) können unter Umständen neue Regionen hinzukommen oder bereits ausgeschie-

dene Regionen wieder zurückkehren. Diese Regionen reaktivieren ihre Regionalkonferenzen 

bzw. bauen sie neu auf. 

Rechte und Finanzierung der Regionalkonferenzen müssen im StandAG geregelt werden.   

 30 

7.3.4  Rat der Regionen 

Im Rat der Regionen entwickeln die Regionalkonferenzen eine überregionale Perspektive auf 

die Standortsuche. Ziel ist es, die Notwendigkeit der Standortauswahl mit den gemeinsamen 

sowie widerstreitenden Interessen der betroffenen Standortregionen und Standorte in Einklang 

zu bringen. 35 

Aufgaben 

Die Arbeit im Rat der Regionen und in den Regionalkonferenzen verläuft inhaltlich und zeitlich 

parallel. Fragen, bei denen sich die Positionen der Standortregionen ähneln, können mit dem 

BfE und der BGE fokussiert diskutiert werden. Mögliche Konflikte, die einzelne Regionen be-

treffen, können direkt aufgenommen und frühzeitig bearbeitet werden. Die dabei entstehende 40 

Kommentiert [TB70]: Für ein funktionsfähiges Gremium mag 
die Frist funktionieren, aber nicht für eine eben geründete Regional-

konferenz! 

Kommentiert [#71]: Jäger: 

ersetzen durch: 

„Die Nachprüfung kann vor den Entscheidungen über die übertägig 
zu erkundenden Standorte und Standortregionen, über die untertägig 

zu erkundenden Standorte sowie über den Endlagerstandort jeweils 

einmal verlangt werden. Dabei gilt eine Frist von drei Monaten nach 
Übermittlung des Vorschlags. Das heißt, , die jeweilige Regionalkon-

ferenz hat  drei Monate Zeit die Materie zu erörtern und ggf. Nach-

prüfaufträge zu formulieren, auch wenn der zu Grunde liegende Vor-
schlag schon vor mehr als drei Monaten veröffentlicht wurde.“ 

Kommentiert [Jä72]: Wer soll den Überarbeitungsauftrag um-

fassend begreifen? BfE oder Regionalkonferenzen? 

Kommentiert [Jä73]: Siehe Diskussion in AG 3 zur Datenlage 

Kommentiert [Jä74]:  Wenn der Rat der Regionen  als Bestand-

teil des Beteiligungskonzeptes fetsgelegt wird muss m.E.  ganz deut-

lich (und für die Öffentlichkeit im späteren Verfahren nachvollzieh-

bar) aufgezeigt werden, welcher Benefit sich durch ihn ergibt. Wei-
terhin müssten zentrale, noch offene Fragen wie seine Besetzung 

(konkretes Vorgehen), seine Legitimation und seine konkreten Auf-

gaben dargelegt werden. 
 

Der Rat der Regionen sollte aus meiner Sicht  in keinen Fall ein 

Nachprüfrecht erhalten; siehe Diskussion in der 21. Sitzung der AG 
1.  

Kommentiert [#75]: Niehaus: 

Das vorgesehene Gremium „Rat der Regionen“ wird in das „natio-

nale gesellschaftliches Begleitgremium“ (§ 8 StandAG) integriert. 

Die jeweilige Funktion bleibt dabei enthalten. 

Begründung:  

Es wird empfohlen, das im StandAG vorgesehene gesellschaftliche 
Begleitgremium (§ 8 StandAG) um delegierte Vertreterinnen und 

Vertreter aus den Regionalkonferenzen zu ergänzen und es mit dem 

vorgeschlagenen Rat der Regionen zu verschmelzen. Entsprechend 

der Vorgaben des StandAG wird das Begleitgremium nach Abschluss 

der Kommissionsarbeit und der Evaluierung nach § 4 Absatz 4 Satz 2 

StandAG eingerichtet mit dem Ziel, den Standortauswahlprozess ge-
meinwohlorientiert zu begleiten. Nach Einberufung der Regionalkon-

ferenzen am Ende der Phase I des Standortauswahlverfahrens (Be-
nennung der obertägig zu erkundenden Standortregionen) wird das 

gesellschaftliche Begleitgremium um Delegierte aus den Regional-

konferenzen erweitert. Somit besteht es zu diesem Zeitpunkt Mitglie-
dern, welche mit Zustimmung des Bundestags und Bundesrats vom 

Bundesumweltministerium benannt werden sowie aus Mitgliedern 

aus den Regionen.  
Die Aufgabe des gesellschaftlichen Begleitgremiums bleibt die Be-

gleitung des Prozesses, das Themenspektrum wird um eine regionale 

Komponente erweitert. Das Gremium kann zur Behandlung verschie-
dener Sachverhalte (etwa gesellschaftliche, regionale oder techni-

sche) Ausschüsse einrichten, welche an das Begleitgremium berich-

ten. Das gesellschaftliche Begleitgremium ist der zentrale nicht-staat-
liche Akteur im Standortauswahlverfahren.  

Das Nebeneinander zweier nationaler Gremien (gesellschaftliches 

Begleitfremium und „Rat der Regionen“) als Vertretung der Zivilge-

sellschaft im selben Verfahren kann nur zu zusätzlichen Konflikten 

und Konkurrenzen führen. Selbst eine gesetzliche Differen-zierung 

der verschiedenen Rollen kann nur so abstrakt geraten, dass sie in der 
Praxis durch das von den jeweiligen Persönlichkeiten geprägte Agie-

ren überlagert werden könnte. Gerade in einem derart langen Verfah-

ren dient es der Transparenz und der Nachvollziehbarkeit durch die 

Öffentlichkeit, wenn die Anzahl der beteiligten Institutionen gering 

gehalten wird.  
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Kommunikation der Regionen untereinander trägt zu einem fairen und gerechten Verfahren bei 

und hilft somit, die Akzeptanz innerhalb der Öffentlichkeit zu erhöhen.  

Darüber hinaus soll der Rat der Regionen ein Konzept zur Förderung der Regionalentwicklung 

für die Standortregionen vorschlagen, in der sich der Endlagerstandort befinden wird. Das Kon-

zept soll in Phase 2 zunächst standortübergreifend entworfen werden und im Laufe der weiteren 5 

Verfahrensschritte konkretisiert werden, so dass in Phase 3 eine verbindliche Standortverein-

barung ausgehandelt werden kann (vgl. Erläuterungskasten #4 in 7.3.3).  Der Rat der Regionen 

kann diese Fragen mit dem notwendigen Abstand zu möglichen Einzelinteressen bearbeiten 

und angemessene Instrumente, z.B. generationenübergreifende Solidar- und Infrastrukturleis-

tungen entwerfen.17 10 

Auch bei den planungswissenschaftlichen Abwägungskriterien kann der Rat der Regionen eine 

vermittelnde Funktion einnehmen. Wenn es gelingt, ein gemeinsames Verständnis für die An-

wendung dieser Kriterien in den konkreten Regionen zu entwickeln, welches dann Eingang in 

die Regionalkonferenzen findet, kann eine deutlich größere Toleranz in Bezug auf die Entschei-

dung erreicht werden.18 15 

Wie die Regionalkonferenzen hat auch der Rat der Regionen die Aufgabe, seine Beratungser-

gebnisse über die Informationsplattform und geeignete mediale Angebote mit der Öffentlich-

keit rückzukoppeln. 

Zusammensetzung 

Die  Regionalkonferenzen entsenden Delegierte in den Rat der Regionen. Die Anzahl der Rats-20 

mitglieder sollte ein Vielfaches der aktiv arbeitenden Regionalkonferenzen sein, damit alle Re-

gionen die gleiche Anzahl von Delegierten stellen können. Um arbeitsfähig zu bleiben, sollte 

der Rat eine maximale Mitgliederzahl von 30 Personen aber nicht überschreiten.  

Die Regionalkonferenzen sollten sicherstellen, dass ihre Delegierten die drei Gruppen (Poli-

tik/Verwaltung, Organisationen und Einzelbürger) vertreten. Um den Wissenstransfer über die 25 

Phasen und Gremien zu gewährleisten, ist es wünschenswert, dass die Regionalkonferenzen 

auch Personen delegieren, die bereits mit überregionalen Begleitgremium mitgewirkt haben. 

Die Delegierten einer Regionalkonferenz sind bei Abstimmungen nicht an ein Mandat gebun-

den, sondern entscheiden auf Basis ihrer individuellen Meinungsfindung. Für die verlässliche 

und langfristige Zusammenarbeit der Regionalkonferenzen im Rat der Regionen ist sowohl eine 30 

personelle Kontinuität, als auch ein reger Informationsaustausch mit alle Regionalkonferenz-

mitgliedern wünschenswert. Daher sollte jede Regionalkonferenz für sich Wege finden, wie sie 

dies über Vertretungsregelungen und Kommunikationsregeln absichert. 

Rechte und Pflichten 

Der Rat der Regionen hat die gleichen Rechte und Pflichten wie die Regionalkonferenzen. 35 

Bezüglich des Nachprüfungsrechts ist die vermittelnde Rolle des Rats zu beachten. Im Rat soll-

ten die Mitglieder darauf hinwirken, dass die Regionen ihre Nachprüfaufträge möglichst kon-

sistent formulieren. Je klarer und widerspruchsfreier die Aufträge sind, desto tiefer können BfE 

                                                 
17 Anregung aus den Workshopreihen „Junge Erwachsene und Beteiligungspraktiker“ und “Regionen“. Die be-

troffenen Regionen sollen zeitnah über die Konsequenzen eines Endlagers informiert werden und sich mit Kom-

pensationsmöglichkeiten auseinandersetzten können (vgl. Beteiligungsbericht Fundstellen RE23814,  JE22542) 
18 Anregung Workshopreihe Regionen (RE33210): Planungswissenschaftliche Abwägung muss auf überregionaler 

oder bundesweiter Ebene erfolgen.  

Kommentiert [S K-U76]: Ist das angesichts unterschiedlich 

strukturierter Regionen nicht eher Aufgabe der Regionalkonferenzen? 

Kommentiert [Jä77]: Quelle für Doppelarbeit, Zeitverlust und  

Kompetenzstreitigkeiten mit Regionalkonferenzen ohne erkennbaren 

Mehrwert. Die Bürger haben im Übrigen keinen direkten Zugang zu 

diesem Gremium! 
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und BGE bei der Bearbeitung in die Analyse einsteigen und einen qualitativen Fortschritt bei 

der Suche nach dem Standort mit der bestmöglichen Sicherheit erreichen. 

Daneben wird es voraussichtlich aber auch viele nachprüffähige Themen geben, die nur ein-

zelne Regionen betreffen und bei denen sich der Rat der Regionen nicht einmischen sollte. 

Finanzierung 5 

Der Rat der Regionen erhält eine vergleichbare Ausstattung wie eine Regionalkonferenz. 

Kommentiert [Jä78]: Entwertet das Nachprüfrecht der Regio-

nalkonferenzen massiv. Jede Regionalkonferenz erhält aus gutem 

Grund das Recht, ihre eigenen Belange vorzutragen und geltend zu 

machen. 

Kommentiert [Jä79]: Wie soll das sichergestellt werden? 
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Erläuterungskasten #4 

Langfristige Vereinbarungen zur Stärkung der regionalen Potenziale  

(Standortvertrag) 

Die Empfehlungen der Kommission zur Öffentlichkeitsbeteiligung basieren auf der 

These, dass zwei wesentliche Bedingungen erfüllt sein müssen, damit die Bürgerinnen 5 

und Bürger der Region Bau und Betrieb des Endlager mit gutem Gewissen tolerieren 

können: Zum einen muss eine überzeugende Kontrolle ausgeübt werden, dass Standort-

auswahl und Realisierung des Endlagers dem Konzept der bestmöglichen Sicherheit ent-

sprechen. Zum anderen muss die Region in der Lage sein, die Belastungen durch den Bau 

des Endlagers und, durch den Transport der Behälter und vor allem durch die drohende 10 

negative Kennzeichnung der Region wirksam und dauerhaft auszugleichen. Einer nega-

tiven Kennzeichnung der Region muss auch mit der Entwicklung des Ausgleichkonzepts 

entgegengewirkt werden.  

Die Strategien, wie dieser Ausgleich herzustellen ist, sind in jeder Region individuell zu 

entwickeln. Dazu sind die ökonomischen, historischen und sozialen Potenziale der Re-15 

gion genau zu untersuchen, passende Langfriststrategien auszuarbeiten und auch zu vali-

dieren. Ziel kann hierbei nicht sein, lediglich eine Kompensation in Form eines kurzfris-

tigen finanziellen Ausgleichs zu erreichen, sondern langfristige Entwicklungspotenziale 

für die jeweiligen Regionen auszuarbeiten, die eine differenzierte Antwort auf den Bau 

des Endlagers geben. Dabei müssen sowohl die Anliegen der aktuellen Bevölkerung be-20 

trachtet, gleichzeitig aber auch Expertenwissen und Prognosen über zukünftige Entwick-

lungen einbezogen werden. 

Der AkEnd hat in seinem Bericht folgende Eigenschaften einer sinnvollen Unterstützung 

beschrieben:19 

− Langfristige Chancen fördern statt kurzfristige Vorteile verschaffen. 25 

− Unterstützung dient der Eigeninitiative; das Entwicklungskonzept muss von den Un-

ternehmen, Vereinen und Instituionen der Region realisiert werden. 

− Alle Zuwendungen sind zeitlich befristet bis der Entwicklungsimpuls sich selbst 

trägt. 

− Von wem kommt die Unterstützung? 30 

− Abgestufte Realisierung der regionalen Entwicklungsplanung durch Starter- und Pi-

lotprojekte schon während der untertägigen Erkundung. 

Der Rat der Regionen und die Regionalkonferenzen hatben die Aufgabe, diese Fragen 

bereits in den frühen Phasen des Standortauswahlverfahrens zu bearbeiten. Je weiter das 

Verfahren vorangeht, desto konkreter werden die verbleibenden Regionen sich damit aus-35 

einandersetzen, wie sie ihre Regionalentwicklung stärken können. Spätestens in Phase 3 

steht daher die Frage im Fokus, welche Unterstützung die Region vom Bund erhält, um 

die ausgearbeiteten Strategien langfristig realisieren zu können und wie diese Unterstüt-

zung verbindlich vereinbart werden kann. 

Partner einer solchen Vereinbarung sollten auf der einen Seite die Bundesrepublik 40 

Deutschland sein und auf der anderen Seite die Region, in der der ausgewählte Standort 

liegt. Die Abgrenzung und Rechtsform einer solchen Region ist erst in Phase 3 abschlie-

ßend definierbar. Möglicherweise ist sie deckungsgleich mit den Gebietskörperschaften, 

die an der Regionalkonferenz teilnehmen, möglicherweise werden ihre Grenzen aber 

auch anders oder sogar fließend festgelegt. 45 

Kommentiert [TB80]: Nach meiner Erinnerung ist dieser Teil in 

der AG 1 noch undiskutiert. 
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Gegenstand einer Vereinbarung sollten sein: 

− Eckpunkte für die physische Auslegung des Endlagers, sowie Rahmenbedingungen 

für den Einlagerungsprozess und die Abfallkapazität 

− Langfristige Verpflichtungen in der Bau-, Betriebs- und Nachbetriebsphase 

− Generationenübergreifend wirksame Kompensationen, mit denen die Entwicklungs-5 

potenziale der Regionen gestärkt werden und mögliche negative Nebeneffekte des 

Endlagers ausgeglichen werden 

Die juristischen Implikationen einer solchen Vereinbarung sind umfangreich, auch durch 

den notwendigen Ewigkeitscharakter der Vereinbarung, und müssen frühzeitig untersucht 

werden.  10 

 

7.3.5  Stellungnahmeverfahren und Erörterungstermine 

Nach der Erörterung des jeweiligen Vorschlags durch die regionalen Gremien und einer even-

tuellen Nachprüfung wird er nun durch ein rechtlich abgesichertes Verfahren der gesamten Öf-

fentlichkeit und den Trägern öffentlicher Belange (Verbände, andere Behörden, etc.) zur Stel-15 

lungnahme vorgelegt.  

Mit diesem Schritt wird die Öffentlichkeitsbeteiligung mit einem für alle Seiten rechtlich stark 

definierten Verfahrenselement abgesichert (vgl. Grundformen der Öffentlichkeitsbeteiligung in 

Abschnitt 7.2.1). 

Aufgaben: Stellungnahmeverfahren 20 

Gemäß StandAG § 9 Absatz 3 ist der Öffentlichkeit zu den Inhalten, die in Abschnitt 7.1.1 

beschrieben sind, Gelegenheit zur Stellungnahme zu geben. Diese Inhalte sind umfangreiche, 

fachlich anspruchsvolle Analysen und Vorschläge, die nur mit hohem zeitlichen Aufwand und 

Expertise vollständig durchdrungen werden können. Während den regionalen Gremien dafür 

Ressourcen zur Verfügung stehen, haben kleine Verbände und Einzelbürger diese Möglichkei-25 

ten nicht. 

Es ist daher notwendig, dass das BfE die bereitzustellenden Informationen angemessen aufbe-

reitet und auf der Informationsplattform und in anderen geeigneten Medien so darstellt, dass 

unterschiedliche Zielgruppen sie nachvollziehen können (vgl. Erläuterungskasten #1 in 7.2.2). 

Im Regelfall sollte diese Aufbereitung bereits vor der Befassung der Regionalkonferenzen er-30 

folgt sein. 

Darüber hinaus kann das BfE die Rohdaten auch in offenen Formaten und als OpenData nutzbar 

anbieten, um Datenjournalisten und anderen Akteuren die Möglichkeit zu geben, Plausibilität-

schecks durchzuführen. So können bislang unbeachtete Sicherheitslücken gesucht werden. 

Die Stellungnahmen werden grundsätzlich öffentlich und online abgegeben. So können die 35 

Verfasser ihre Ausarbeitungen mit anderen Mitgliedern der Öffentlichkeit teilen, damit An-

knüpfungspunkte für eine informierte öffentliche Debatte entstehen. Zusätzlich ist die Mög-

lichkeit der Mitzeichnung von Stellungnahmen anzubieten, so dass die Anliegen gebündelt und 

die fachliche Beantwortung fokussiert werden kann. 

Kommentiert [JG81]: Alternativ zu dem hier vorgeschlagenen 
Vorgehen sollte noch die Variante „ Zuerst Stellungnahmeverfahren 

und dann evtl. Nachprüfung und Stellungnahme durch Regionalkon-
ferenz und Nationales Begleitgremium geprüft werden. Dieses Vor-

gehen ( siehe Vorschlag „ Vorschlag zur Implementierung Prüf-und 

Interventionsrechts im Beteiligungsprozess Stand 30.3.2016 „ ) 

würde die Prüfung durch die zentralen neuen Beteiligungsformate 

Regionalkonferenzen ( und auch Nationales Begleitgremium ) inso-

fern aufwerten, dass Sie die Inhalte des  Stellungnahmeverfahrens mit 
berücksichtigen können. 

Kommentiert [Jä82]: Sollten sie diese Möglichkeit in Anspruch 

nehmen wollen, so können sie sich in der Regionalkonferenz enga-

gieren. 

Kommentiert [Jä83]:  streichen, da generelle Defizite sugge-
riert. 
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Auf Wunsch der Verfasser können Stellungnahmen auch nicht-öffentlich abgegeben werden. 

Dies kann in Ausnahmefällen sinnvoll sein, wenn in der Stellungnahme Sachverhalte angeführt 

werden, deren Veröffentlichung nicht gestattet oder gewünscht ist. 

Das BfE übermittelt die Stellungnahmen an die BGE als Vorhabenträgerin. Dort werden sie in 

einem ersten Schritt quantitativ und qualitativ ausgewertet, so dass die inhaltlichen Schwer-5 

punkte erkennbar werden. In einem zweiten Schritt wird jede Stellungnahme auch einzeln ge-

sichtet und abgewogen. Die BGE erstellt einen Auswertungsreport, in dem alle Schlussfolge-

rungen zusammenfasst werden.  

Auf Basis dieser Auswertung veröffentlicht das Bundesamt für kerntechnische Entsorgung 

seine Schlussfolgerungen, die es in den weiteren Verfahrensschritten zu berücksichtigen plant. 10 

Aufgaben: Erörterungstermin 

Die Auswertung und die Schlussfolgerungen sind Grundlage für den anschließenden Erörte-

rungstermin, zu dem das BfE in jeder Standortregion einlädt.  

Gegenstand des Erörterungstermins ist der jeweilige Vorschlag von BGE/BfE sowie hierzu 

vorliegende  vorläufige Berichte der örtlichen Regionalkonferenz und des Rats der Regionen, 15 

die Ergebnisse der Nachprüfung, und die Auswertung von Stellungnahmen aus dem Stellung-

nahmeverfahren und der Beteiligung der Träger öffentlicher Belange.  

In der bisherigen Version des StandAG soll anhand von Dokumentationen der Versammlungen 

dargestellt werden, „ob und in welchem Umfang Akzeptanz besteht20“. Akzeptanz kann nach 

Verständnis der Kommission in diesem Format nicht sinnvoll gemessen werden. Zudem ist 20 

Akzeptanz kein Kriterium für die Suche nach einem Standort mit bestmöglicher Sicherheit. 

Vielmehr sollten die Erörterungstermine genutzt werden, um die Informationsbasis auf allen 

Seiten zu verbessern und mit Hilfe der Kritik die Standortsuche zu qualifizieren. 

Zusammensetzung 

Die Möglichkeit zur Stellungnahme und die Erörterungstermine stehen allen interessierten Bür-25 

gerinnen und Bürgern offen. Die Versammlungen sind jeweils im räumlichen Bereich des Vor-

habens durchzuführen. Die Bekanntmachung muss dabei rechtzeitig und über geeignete Kanäle 

erfolgen.21 

Zusätzlich sollten die Vertreter der Vorhabenträgerin, der örtlichen Regionalkonferenz, der be-

troffenen Gebietskörperschaften und Träger öffentlicher Belange anwesend sein. Wenn in der 30 

Auswertung Fragen deutlich werden, die einen überregionalen Charakter haben, werden auch 

Vertreter des Rats der Regionen bzw. des überregionalen Begleitgremiums zur Veranstaltung 

hinzugebeten. 

Rechte und Pflichten 

Die Öffentlichkeit hat das Recht auf eine nachvollziehbare Aufbereitung der Informationen, zu 35 

denen sie Stellung nehmen soll. Sie hat das Recht auf eine plausible Auswertung der eingegan-

genen Stellungnahmen und des sich daraus ergebenden Ergebnisses, das bei den weiteren Ver-

fahrensschritten zu berücksichtigen ist.  

                                                 
20 § 10 Absatz 4 StandAG 
21 vgl. § 10 Absatz 2 StandAG 

Kommentiert [#84]: Jäger: 

… 
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Finanzierung 

Stellungnahmeverfahren  und Erörterungstermine werden vom dem Bundesamt für kerntechni-

sche Entsorgung als Träger der Öffentlichkeitsbeteiligung organisiert, durchgeführt und finan-

ziert. 

 5 

 

 Erläuterungskasten #5 

Mögliche Erweiterung: Qualifizierte Befragung  

Der AkEnd sieht in seinem Abschlussbericht die Abfrage der sogenannten Beteiligungs-

bereitschaft vor und räumt der regionalen Bevölkerung damit ein Votum ein, mit dem sie 10 

sich gegen die weitere Erkundung der eigenen Region aussprechen kann. Wenn in einer 

Standortregion keine mehrheitliche Beteiligungsbereitschaft besteht, würde diese gemäß 

AkEnd-Empfehlung im Auswahlverfahren zurückgestellt. Die Kommission hat diese 

Form der Mitbestimmung ausführlich diskutiert und abgewogen, sich schließlich jedoch 

dagegen ausgesprochen, da sie hier einen Zielkonflikt sieht: Auf der einen Seite steht das 15 

Ziel einen kriterienbasierten und damit prinzipiell nachvollziehbaren Auswahlprozess für 

einen Standort mit der bestmöglichen Sicherheit durchzuführen. Auf der anderen Seite 

steht das Ziel, der Bevölkerung einer Region das Recht zuzugestehen, über die Entwick-

lung ihrer Region zu entscheiden und Belastungen abzuwehren. 

Nach Ansicht der Kommission darf das kriterienbasierte Verfahren nicht Gefahr laufen, 20 

durch ein punktuelles Votum politisch überformt zu werden. Viel wichtiger erscheint es, 

die regionale Bevölkerung während des gesamten Prozesses einzubinden, Kritik für die 

Verbesserung der Standortsuche zu nutzen, und so Toleranz und Vertrauen zu gewinnen. 

Im Verlauf der Diskussionen innerhalb der Kommission wurde ebenfalls die Möglichkeit 

eines Referendums – allerdings gemeinsam in allen betroffenen Regionen – diskutiert. 25 

Die Bevölkerung hätte in einem solchen Referendum nicht über die Rolle ihre Region 

abgestimmt, sondern über die Frage, ob das Standortsuchverfahren bislang als fair und 

gerecht wahrgenommen wird. Ein positives Votum würde das Verfahren absichern und 

legitimieren. Ein negatives Votum sollte das Verfahren einer Überprüfung und Verbes-

serung unterwerfen, es aber nicht blockieren.  30 

Dies sollte in Phase 1 stattfinden, wenn der Vorschlag der BGE für übertägige Regionen 

feststeht, aber noch nicht vom Gesetzgeber beschlossen ist. Auch diese Variante der Mit-

entscheidung wurde schließlich wieder verworfen, weil viele Unwägbarkeiten in der ope-

rativen Umsetzung gesehen wurden. 

Trotz dieser Zielkonflikte und Schwierigkeiten sieht die Kommission die Notwendigkeit 35 

die Bevölkerung der betroffenen Regionen nicht nur über Gremien, sondern als individu-

elle Bürger an der Entscheidungsfindung zu beteiligen. Denn eine Durchsetzung des End-

lagerstandorts gegen den erklärten Widerstand der Bevölkerung ist undurchführbar. 

Als mögliche Erweiterung sieht die Kommission daher das Konzept einer schriftlichen, 

qualifizierten Befragung, die in allen Phasen des Standortauswahlverfahrens bei Bedarf 40 

eingesetzt werden kann. Diese soll in allen in Frage kommenden Regionen auf Basis em-

pirischer Methoden Aufschluss darüber geben, ob und inwieweit die regionale Bevölke-

rung Kritik und Verbesserungsbedarf sieht und welche Lösungsansätze sich damit ver-

binden lassen. Das Ziel ist dabei, über gezielte Fragestellungen Hinweise darauf zu erhal-

Kommentiert [Jä85]: Streichen. Die Befragung kann maximal  
Werkzeug der Regionalkonferenzen sein und sollte dort erörtert wer-

den. 

Kommentiert [#86]: Niehaus: 

Eine Befragung (Seite 30 Kasten 5) findet nicht statt. 

Begründung: 

Auch eine qualifizierte Befragung der lokal betroffenen Bevölkerung 

wird immer in eine „ja/nein“-Frage und damit als Möglichkeit zur 

Ablehnung einer denkbaren Standortentscheidung übersetzt werden. 

Somit ist eine qualifizierte Befragung praktisch ein Referendum. Öf-
fentlichkeitsbeteiligung ist aber nicht die Beachtung einer Mehrheits-

meinung vor Ort, wie groß auch immer der Radius gezogen wird. Die 

demokratisch legitimierten Entscheidungsträger haben vielmehr die 
Einwendungen aus der Öffentlichkeit zu berücksichtigen, vollkom-

men unabhängig davon, wie viele Unterstützer diese Kritik hat. Jede 

Einzelmeinungen ist ausschließlich auf die Relevanz für den Ent-
scheidungsgegenstand zu prüfen. Öffentlichkeitsbeteiligung und De-

moskopie stehen im Widerspruch! 

Kommentiert [S K-U87]: Widerspricht dem System Regional-

konferenz (deren Vollversammlung allen BürgerInnen offensteht) 

und Nachprüfrecht. 

Kommentiert [TB88]:  
„Befragung als rein optionales Instrument in allen Phasen?“ 

Dem würde ich so zustimmen. 
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ten, an welchen Stellen Nachprüfungen notwendig sind. Vergleichbar mit dem Nachprüf-

recht der Regionalkonferenzen und des Rats der Regionen, könnte so auch die Bevölke-

rung einen Nachprüfauftrag auslösen.  

Die Regionalkonferenzen könnten die Befragung durchführen und die Ergebnisse in spe-

zifizierte Nachprüfaufträge übersetzen. Neben dem Ziel, der regionalen Öffentlichkeit die 5 

Möglichkeit zu geben, Kritik am Verfahren zu üben und empfundene Mängel dezidiert 

zu benennen, lässt sich dadurch auch die Bereitschaft zur Beteiligung stärken. Es ist da-

von auszugehen, dass eine direkte Mitwirkung am Entscheidungsprozess auch diejenigen 

zur Beteiligung anregt, die an reinen Diskussions- und Informationsangeboten nicht teil-

nehmen würden. 10 

Auch diese Form der partizipativen Mitentscheidung stellt selbstverständlich hohe An-

forderungen an das Verfahren. Zum einen müssen Konzeption, Durchführung und Aus-

wertung des Fragebogens sorgfältig geplant und nach sozialwissenschaftlichen Standards 

durchgeführt werden, zum anderen bedarf die Teilnahme an einer solchen Befragung eine 

hohe Kompetenz und umfassende Information der Teilnehmenden.  15 
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7.4  Ablauf der Öffentlichkeitsbeteiligung 

Die Kommission empfiehlt die Öffentlichkeitsbeteiligung entlang der Entscheidungsabläufe im 

Standortauswahlverfahren auszurichten. Die zentralen behördlichen und gesetzgeberischen 

Entscheidungen sollen von den Akteuren und Gremien kritisch begleitet, überprüft und verbes-

sert werden. Die Kompetenz und Kontinuität der Öffentlichkeitsbeteiligung durch die unter-5 

schiedlichen Entscheidungsphasen benötigen eine ausreichende Ausstattung der Gremien und 

einen fortwährenden Wissenstransfer, der bereits mit der Arbeit der Kommission beginnt und 

bis zur Auswahl des finalen Standorts reichen muss.  

Jede Phase des Standortauswahlverfahrens wird durch ein Bundesgesetz abgeschlossen. Mit 

dieser Entscheidung werden alle bis zu diesem Zeitpunkt vorliegenden Ergebnisse der Öffent-10 

lichkeitsbeteiligung zusammengeführt, nicht-aufgelöste Gegensätze werden durch Abwägung 

entschieden.  

Das Verfahren kann im Anschluss an die Gesetzesentscheidungen nur dann erneut bewertet 

werden, wenn es grundlegende rechtliche Einwendungen oder wissenschaftlich fundierte Neu-

einschätzungen gibt. Jedes Bundesgesetz setzt die Rahmenbedingungen für die nachfolgende 15 

Phase. 

Als Entscheidungsgrundlage erhalten Bundesregierung und Gesetzgeber in jeder Phase fol-

gende Dokumente: 

− Der Bericht des BfE mit den Vorschlägen für die Standorte bzw. Standortregionen. Diese 

Vorschläge sind gegebenenfalls im Rahmen der Öffentlichkeitsbeteiligung z.B. durch die 20 

Bearbeitung der Nachprüfaufträge verbessert worden. 

− Die Ergebnisse der Öffentlichkeitsbeteiligung. Dies umfasst sowohl die Ergebnisse der ver-

waltungsrechtlichen Beteiligungsformate als auch die Ergebnisse der regionalen Gremien, 

in denen zum Verlauf und den Konsequenzen der Nachprüfungen Stellung genommen wird.  

− Die Beratungsergebnisse des Nationalen Begleitgremiums, in denen die Abläufe des Ge-25 

samtverfahrens bewertet, gesellschaftliche Szenarien und Konfliktfelder beschrieben und 

mögliche Weiterentwicklungen empfohlen werden.  

Wesentlicher Bestandteil der Beteiligungsergebnisse sind die Dokumente der Ausübung des 

NachprüfrechtsNachprüfungen, also die ursprünglichen Nachprüfaufträge, die Antworten von 

BfE und BGE auf diese Anträge, sowie die anschließenden Stellungnahmen der regionalen 30 

Gremien sowie des nationalen Begleitgremiums. Falls diese Dokumente auf Basis der öffentli-

chen Diskussion in den regionalen Gremien entstanden sind und im Detail von der BGE und 

dem BfE beantwortet wurden, stellen sie ein verdichtetes Abbild der öffentlichen Debatte dar. 

Klassische Dokumentationen von Öffentlichkeitsbeteiligung kämpfen oft mit dem Problem, 

dass sie eine nicht zu verarbeitende Fülle von Informationen darstellen müssen. Die Ergebnisse 35 

der Nachprüfung liefern dagegen konzentrierte Verlaufsinformationen und bilden präzise ver-

schiedene Positionen und Anfragen der unterschiedlichen Prozessakteure ab. 

 

Kommentiert [JG89]: Es sind für alle limitierbaren Schritte noch  
Fristen festzulegen. 
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 Abbildung #6 

 Phase 1 Phase 2 Phase 3 
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Standortre-
gionen (ca. 

6) 

Erkun-
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gramm 

§ 15 

Untertägig 
zu erkun-

dende 
Standorte 
(ca. 2-3) 

Erkun-
dungs-pro-

gramm 

§18 

Standortvor-
schlag 

National NBG NBG NBG NBG NBG NBG 

Über-re-
gional 

Überregion. 
Begleitgre-

mium 
RdR RdR RdR RdR ./. 

Regional ./. (6) RK (6) RK (2-3) RK (2-3) RK (1) RK 

NBG: Nationales Begleitgremium 
RdR: Rat der Regionen  
RK: Regionalkonferenz(en) 

 5 

Abbildung #6 gibt einen Überblick über die Phasen. Zu beachten ist, dass die Anzahl der Regi-

onalkonferenzen im Verlauf der sich verdichtenden Standortsuche kontinuierlich abnimmt (von 

ca. sechs auf nur eine). Neben der nationalen Ebene ist daher insbesondere die überregionale 

Ebene (Rat der Regionen bzw. in der Phase1 das überregionales Begleitgleitgremium) wichtig, 

um die Vielfalt der Perspektiven über das ganze Verfahren hinweg abzudecken.   10 

7.4.1  Vorphase 

Im Zeitraum von der Verabschiedung des Kommissionsberichts bis hin zur Veröffentlichung 

der ersten Erkenntnisse im Standortauswahlverfahren – in der Debatte informell auch „Schwar-

zes Loch“ genannt − werden wesentliche Voraussetzungen für ein Gelingen oder auch Schei-

tern des Verfahrens geschaffen. In diesem Zeitraum müssen die Kriterien und Verfahrensab-15 

läufe in einer breiteren öffentlichen Wahrnehmung bekannt gemacht und kritisch befragt wer-

den können. Nur wenn dies gelingt, werden die späteren Auswahlschritte, Kriterien und Ab-

läufe in der öffentlichen Meinung legitimiert.22  

Solange jedoch nichts über die potenziellen Regionen bekannt ist, wird es in dieser Phase 

schwierig sein, öffentliche Aufmerksamkeit zu erhalten oder eine inhaltliche Auseinanderset-20 

zung zu provozieren. Jede Eingrenzung der Gebiete dagegen wird schnell Aufmerksamkeit er-

zeugen. Damit allerdings kann auch die Offenheit schwinden, regionsunabhängig und unvor-

eingenommen über die Kriterien und die Fairness der Verfahrensabläufe zu sprechen. Für den 

Ablauf der Öffentlichkeitsbeteiligung müssen deshalb eine Interessenvertretung und eine breite 

Vernetzung von möglichen Akteuren frühzeitig vorgesehen werden, die diesen kurzen Zeitraum 25 

                                                 
22 Empfehlung aus dem Workshop der Regionen und dem Workshop der Jungen Erwachsene und Beteiligungs-

praktiker (RE21273, RE31915, JE22389) 

Kommentiert [#90]: Jäger: 

überregionale Ebene sollte entfallen 

Kommentiert [JG91]: Für Teilgebiete : Format in Anlehnung an 
„ Workshop der Regionen“ 

Kommentiert [JG92]: Werden doch sukzessive aufgelöst ? 

Kommentiert [S K-U94]: Warum soll jetzt wieder Scheitern 

vorprogrammiert werden? (Ähnlich wie mit der überhöhten Bedeu-
tung der Beteiligung an der Kommissionsarbeit?) Deshalb löschen: 

Kommentiert [Jä93]: Insgesamt recht diffus beschrieben. Ist zu 
konkretisieren. 

Kommentiert [Jä95]:  Begriff im Abschlussdokument überprü-

fen. 
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der Vorphase konstruktiv und mit einer Perspektive für das gesamte weitere Verfahren beglei-

ten können. Dieser Zeitraum ist für den Aufbau vertrauensbildender Maßnahmen zwischen Be-

hörden, politisch Handelnden und der überregionalen Gemeinschaft der betroffenen Standort-

regionen entscheidend. 

Ablauf der Vorphase 5 

Die Kommission empfiehlt, dass das Bundesamt für kerntechnische Entsorgung sehr frühzeitig 

beginnt, die Beteiligung der Öffentlichkeit vorzubereiten. Veranstaltungsserien in ganz 

Deutschland, intensive Medienarbeit in sozialen und redaktionellen Medien, sowie der frühzei-

tig Aufbau der Informationsplattform im Internet sind die vorrangigen Aufgaben, um eine breite 

Öffentlichkeit auf die Standortsuche vorzubereiten. Zudem sollte das BfE Dialogangebote für 10 

interessierte Teilöffentlichkeiten anbieten und dabei an die Erfahrungen und die Teilnehmer-

schaft aus den Beteiligungsformaten der Endlagerkommission anknüpfen.  

Vorschlag: BfE sollte „Begleitgremium der Regionen“ bereits in dieser Phase einberufen. Ziel: 

aktive Begleitung des Gesetzgebungsprozesses. Aktive Hinterfragung des Vorschlags der 

Kommission (der Kriterien und des Verfahrens). Bericht an den Deutschen Bundestag vor Ver-15 

abschiedung des novellierten StandAG.  

Gegenstand der dieser informellen Beteiligungsformate sind nicht nur das Gesetzgebungsver-

fahren, sondern auch die Vorausschau auf die nicht gesetzlich regelbaren Elemente der Stand-

ortsuche. 

Schon in der Vorphase sollte das BfE konzeptionelle Vorbereitungen für das überregionale Be-20 

gleitgremium treffen, damit es in Phase 1 ohne Verzögerung seine Arbeit aufnehmen kann.  

Neben dem BfE sollte zu einem frühestmöglichen Zeitpunkt auch das Nationale Begleitgre-

mium die öffentliche Diskussion und die Meinungsbildung im Bundestag und Bundesrat be-

gleiten. 

Die Vorphase endet – aus Sicht der Öffentlichkeitsbeteiligung – nicht mit der Novellierung des 25 

Standortauswahlgesetzes, sondern mit der Veröffentlichung der ersten Zwischenergebnisse 

nach Schritt 2 der Suchphase 1 (vgl. 6.4.1). 

7.4.2  Phase 1: Eingrenzung Regionen 

Die BGE hat als Vorhabenträgerin die Aufgabe, durch schrittweise Anwendung der vorab de-

finierten Kriterien die übertägig zu erkundenden Regionen zu identifizieren. Damit der zu er-30 

arbeitende Vorschlag auf eine vorinformierte und mitwirkungsbereite Öffentlichkeit trifft, muss 

schon während dieser Zeit − ohne die Zuspitzung einer unmittelbaren Betroffenheit − sachlich 

über das Standortauswahlverfahren informiert und diskutiert werden. Eine Transparenz der Ar-

beitszwischenergebnisse erscheint der Kommission zwingend notwendig. Das Ziel muss sein 

nahtlos an die Informationsarbeit und informelle Beteiligung in der Vorphase anzuschließen 35 

und die zunehmende Konkretisierung in Phase 1 öffentlich zu machen. In Abbildung #7 ist der 

Ablauf der Öffentlichkeitsbeteiligung in Phase 1 vereinfacht dargestellt. 

 

Kommentiert [JG96]: Nach 18.4. ggf. anzupassen 

Kommentiert [Jä97]: Hier muss noch ein Kompromiss im Hin-
blick auf die Position der AG3 gefunden werden .Dies könnte z.B. 

eine erste Öffentlichkeitsbeteiligung  nach Schritt 1 in der Phase 1 

sein, mit der Information über die Negativkartierung und die geplan-
ten nächsten Schritte . 
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 Abbildung #7 

 Ablauf Öffentlichkeitsbeteiligung in Phase 1 (§§ 13-14 Stand AG) 
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Detaillierter Ablauf 

Die BGE als Vorhabenträgerin erarbeitet in der festgesetzten Schrittfolge durch Anwendung 5 

von Ausschlusskriterien, Mindestanforderungen und geowissenschaftlichen Abwägungskrite-

rien einen Vorschlag für die Teilgebiete und daran anschließend einen Vorschlag für die über-

tägig zu erkundenden Regionen. 

Das BfE richtet das überregionale Begleitgremium ein, in dem die Teilgebiete mit besonders 

günstigen geologischen Eigenschaften repräsentiert sind. Die Auswahl dieser Gebiete basiert 10 

auf den Zwischenergebnissen der BGE nach Schritt 1 und 2 (vgl. Kapitel ##6.4.1). Das überre-

gionale Begleitgremium informiert sich über die Kriterien und ihre Anwendung, die zur Iden-

tifizierung der Teilgebiete geführt haben und überprüft deren Plausibilität.  

Die Gemeinschaft der möglicherweise betroffenen Regionen erhält so Anlass und Motivation 

sich mit den Auswahlschritten zu befassen, bevor es zur Eingrenzung auf wenige Standortregi-15 

onen und damit zu einer möglicherweise zugespitzten Konfliktlage kommt. Das überregionale 

Begleitgremium nimmt in dieser kurzen, aber entscheidenden Verfahrensspanne eine standor-

tortübergreifende Sichtweise ein und begründet die Rolle der Regionen als aktive Partner im 

Kommentiert [Jä98]: Das Stellungnahmeverfahren und der Er-
örterungstermin müssen m.E. zwischen dem ersten und die zweite 

Schritt eingeordnet werden. Das Stellungnahmeverfahren mit dem 

Erörterungstermin ermöglicht es dem BfE/der BGE ein  Meinungs-

bild aus der Bevölkerung einzuholen. Parallel dazu beginnen die Re-
gionalkonferenzen mit der Prüfung der durch BfE/BGE vorgelegten 

Vorschläge. Im Anschluss an den Erörterungstermin berücksichtigen 

die Regionalkonferenzen die Ergebnisse des Erörterungstermins im 
weiteren Prüfverfahren. 

Im Übrigen sind die Interaktionen mit dem Nationalen Begleitgre-

mium aufzunehmen. 

Kommentiert [S K-U99]: Wie schon an anderer Stelle kommen-
tiert: Der Name provoziert Verwechslung mit dem Nationalen Be-

gleitgremium. Eher auf den Begriff Konferenz abheben. 

Kommentiert [Jä100]: Präjudiz, streichen. 
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Standortauswahlverfahren. Sie erhalten schon in den ersten Verfahrensschritten die notwendi-

gen Informationen und Kompetenzen um auf Augenhöhe in den kommenden Verfahrensschrit-

ten ihre Kontroll- und Prüffunktion für die Suche nach dem Standort mit der bestmöglichen 

Sicherheit wahrzunehmen.  

Das überregionale Begleitgremium legt dem Bundesamt für kerntechnische Entsorgung inner-5 

halb von ca. 9 Monaten nach seiner Einsetzung einen Bericht vor, in dem es seine Bewertung 

der bisherigen Auswahlschritte darlegt. Sowohl das BfE, die BGE, wie auch die anschließenden 

Regionalkonferenzen können diese Berichtsergebnisse in den weiteren Verfahrensschritten nut-

zen. 

Nach der Ausarbeitung des vorläufigen Vorschlags für die übertägig zu erkundenden Regionen 10 

durch die BGE und der Prüfung und Veröffentlichung durch das BfE, richtet das Bundesamt in 

jeder der vorgeschlagenen Region eine Regionalkonferenz ein (vgl. Abschnitt 7.3.2). Zudem 

schafft das BfE die organisatorischen Voraussetzungen für den Rat der Regionen (vgl. Ab-

schnitt 7.3.3). Diese regionalen Gremien erörtern den Vorschlag und ziehen dazu auch Vertreter 

von BGE und BfE hinzu, so dass aufkommende Informationsdefizite oder mögliche Kritik-15 

punkte im direkten Austausch behandelt werden können. 

Standortspezifische Fragen, die eine genauere Behandlung erfordern, können von jeder Regio-

nalkonferenz in Form von Nachprüfaufträgen formuliert werden. Fragen, die in mehreren Re-

gionen in ähnlicher Form identifiziert werden, können auch vom Rat der Regionen als Nach-

prüfauftrag zusammengeführt werden, um sie in ihrer standortunabhängigen Relevanz zu for-20 

mulieren. (vgl. Erläuterungskasten #3 in 7.3.2) 

Aufträge zur Nachprüfung müssen innerhalb von dreisechs sechs Monaten nach Übermittlung 

des Vorschlags vorgelegt werden. Diese kurze Frist basiert auf der Annahme, dass umfangrei-

che Vorkenntnisse bereits erworben werden konnten und die wesentlichen Zwischenergebnisse 

bereits während der laufenden Arbeit der Vorhabenträgerin veröffentlicht worden sind. und 25 

schon das überregionale Begleitgremium über die notwendigen fachlichen Ressourcen verfügt 

um inhaltliche Vorarbeiten zu leisten.  

Soweit Nachprüfaufträge erteilt wurden, werden sie vom BfE in Abstimmung mit der BGE 

detailliert behandelt und ein überarbeiteter Vorschlag vorgelegt. Das BfE informiert über diesen 

Vorschlag umfassend und systematisch über das Internet und durch andere geeignete Medien 30 

und gibt denr Öffentlichkeit und den Trägern öffentlicher Belange Gelegenheit zur Stellung-

nahme. Die Stellungnahmen sollten grundsätzlich öffentlich und online abgegeben werden, die 

Möglichkeit der Mitzeichnung vorsehen, und in geeigneter Weise qualitativ und quantitativ 

ausgewertet werden (vgl. 7.3.4). Nach Auswertung lädt das BfE in jeder Standortregion zum 

Erörterungstermin ein, an dem die Stellungnahmen behandelt werden. 35 

Zeitlich parallel mit dem Einholen der Stellungnahmen finalisieren alle Regionalkonferenzen 

und der Rat der Regionen ihre Berichte und nehmen dabei sowohl auf die Ergebnisse der Nach-

prüfungen, als auch auf die Ergebnisse des Stellungnahmeverfahrens und der Erörterungster-

mine Bezug. Die Berichte sollen einerseits bewerten, ob die Nachprüfaufträge methodisch an-

gemessen und nachvollziehbar bearbeitet wurden und andererseits beschreiben, an welchen 40 

Punkten die Schlussfolgerungen der Vorhabenträgerin, des regionalen Gremiums und von Tei-

len der Öffentlichkeit voneinander abweichen und wie diese Konflikte in den kommenden Ver-

fahrensschritten bearbeitet werden sollten.  

Das Bundesamt für kerntechnische Entsorgung stellt alle Ergebnisse der Öffentlichkeitsbeteili-

gung zusammen, also die Berichte der regionalen Gremien, die Auswertung der Stellungnah-45 

men und Erörterungstermine, sowie die Beratungsergebnisse des nationalen Begleitgremiums. 

Kommentiert [TB101]: Was passiert, wenn der Vorschlag der 

BGE auf Kritik stößt?! Wer entscheidet dann oder geht das Verfahren 

einfach weiter? Sinnvoll erscheint mir eine Entscheidung des BfE. 

Auf dieser Basis kann die BGE dann den Auswahlvorschlag für die 

übertägig zu erkundenden Standorte erarbeiten. 

Kommentiert [TB102]: ?! 

Kommentiert [Jä103]: Nicht erforderlicher Mehraufwand mit 
Konfliktpotential.  

Kommentiert [TB104]: Das mag  in späteren Verfahrensschrit-
ten evtl. funktionieren. Für Phase 1 ist diese Frist viel zu kurz! 

Kommentiert [#105]: Anm. d. Red.: 

fehlender Bezug 

Kommentiert [#106]: Jäger: 

… 
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Es präzisiert darin zudem, welche abschließenden Änderungen des Vorschlags geboten erschei-

nen. Das BfE übermittelt alle Unterlagen an die Bundesregierung, die dann das Gesetzgebungs-

verfahren einleitet. 

Die gesamte Phase wird wie alle weiteren Phasen kontinuierlich durch das nationale gesell-

schaftliche Begleitgremium und die Informationsplattform begleitet. Alle Gremien wirken an 5 

den Inhalten der Informationsplattform mit. 

Zeitleiste  

Alle Zeitvorschläge sind ideale Szenarien, die Verfahrensschritte unter objektiven Bedingun-

gen skizzieren. Unter der Annahme, dass die organisatorischen Vorbereitungen (Feinkonzep-

tion, Beauftragung Dienstleister, Aufbau Informationsplattform) bereits in der Vorphase ge-10 

troffen werden, könnten die ersten Regionalkonferenzen ca. drei Monate nach Veröffentlichung 

des Vorschlags stattfinden. Nach weiteren sechs dreisechs Monaten endet die Frist für die Er-

stellung von Nachprüfaufträgen. Für die Beantwortung der Aufträge sind mindestens drei Mo-

nate zu veranschlagen, das BfE kann aber, wenn tiefergehende Analysen notwendig sind auch 

eine wesentlich längere Zeit beanspruchen. Die anschließende Einholung von Stellungnahmen 15 

und die Erörterungstermine können innerhalb von zwei Monaten abgearbeitet werden. Zusam-

men mit den abschließenden Berichten der regionalen Gremien, der Gesamtauswertung durch 

das BfE sowie dem Gesetzgebungsverfahren sollten insgesamt ca. 18 Monate für die Phase 1 

veranschlagt werden ab dem Zeitpunkt der Veröffentlichung des Vorschlags. 

7.4.3  Phase 2: Übertägige Erkundung 20 

Die Phase 2 teilt sich in zwei Abschnitte. Zunächst liegt der Fokus auf der Erarbeitung und 

Festlegung der Erkundungsprogramme. Danach werden die untertägig zu erkundenden Stand-

orte identifiziert und dieser Vorschlag überprüft. 

In den folgenden Abbildungen ist der Ablauf der Öffentlichkeitsbeteiligung in Phase 2 verein-

facht dargestellt. Abbildung #8 zeigt den ersten Teil der Phase gemäß §15 StandAG bis zur 25 

Festlegung der Erkundungsprogramme und Abbildung #9 illustriert den zweiten Teil gemäß 

§16 StandAG.  

Kommentiert [TB107]: Wie sieht das Verfahren aus, wenn es zu 
Änderungen kommt?! Neue Regionalkonferenz?! Mit welchen Rech-

ten in diesem Verfahrensschritt?! 

Kommentiert [HH108]: In Kooperation mit AG 3 zu klären 

Kommentiert [TB109]: Das klingt schon  anders als oben. Ist 

aber schwierig zu bestimmen, wann die Frist beginnt. Bräuchte eine 

Zustimmung der Regionalkonferenz, dass sie arbeitsfähig ist. 

Kommentiert [Jä110]: Zeitangaben zu überprüfen 

Kommentiert [JG111]: Mit AG 3 abzustimmen 
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 Abbildung #8 

 Ablauf Öffentlichkeitsbeteiligung in Phase 2a (§ 15 StandAG) 
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Ablauf der Phase 2a 5 

Zu Beginn der Phase erarbeitet die BGE einen Vorschlag für die standortbezogenen Erkun-

dungsprogramme und Prüfkriterien. Die Regionalkonferenzen und der Rat der Regionen erör-

tern den Vorschlag und versuchen Fragen möglichst im direkten Dialog mit den Vertretern von 

BfE und BGE zu klären. Das BfE und die regionale Gremien wirken gemeinsam an der Infor-

mation der breiten Öffentlichkeit mit, insbesondere durch die kontinuierliche Pflege der Infor-10 

mationsplattform. 

Analog zu den Abläufen in Phase 1 können die regionalen Gremien ein Set von Nachprüfauf-

trägen verfassen, das die standortbezogenen Erkundungsprogramme und Prüfkriterien hinter-

fragt und für BfE und BGE den Anlass bietet den Vorschlag zusätzlich zu qualifizieren. 

Ebenso vergleichbar zu Phase 1 holt das BfE zum überarbeiteten Vorschlag Stellungnahmen 15 

ein und führt die Erörterungstermine in jeder Region durch. Parallel finalisieren die regionalen 

Gremien ihre Berichte, in denen sie die Ergebnisse der Nachprüfungen und der Erörterungster-

mine in einen Kontext setzen. 

Kommentiert [JG112]: Noch zu diskutieren, ob in Phase 2a das 

klassische Stellungnahmeverfahren anzuwenden ist oder die Beteili-
gung der Öffentlichkeit nicht über ein spezielles Format der Regio-

nalkonferenzen erfolgt. 

Kommentiert [Jä113]: Ist nicht Teil der Nachprüfung! 
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Die Phase 2a endet nicht mit einem Gesetzgebungsverfahren, sondern wie im StandAG bereits 

definiert mit der Festlegung der Erkundungsprogramme und Prüfkriterien durch das Bundesamt 

für kerntechnische Entsorgung. 

        

Abbildung #9 5 

Ablauf Öffentlichkeitsbeteiligung in Phase 2b (§§ 16-17 StandAG) 
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Ablauf der Phase 2b 

Auch im zweiten Abschnitt der Phase 2 wird der bekannte Dialog der Institutionen fortgeführt. 

Die BGE als Vorhabenträgerin führt die beschlossenen Erkundungsprogramme durch und er-10 

arbeitet einen Vorschlag für die untertägig zu erkundenden Regionen. Mit dem Abschluss ihrer 

Analysen übermittelt sie einen Vorschlag an das BfE. Nach einen Vorprüfung veröffentlicht 

das Bundesamt den vorläufigen Vorschlag. Für diesen vergleichenden Schritt sind mindestens 

zwei Regionen auszuwählen. 

Die von diesem Vorschlag betroffenen Regionen setzen ihre Arbeit in den Regionalkonferenzen 15 

und im Rat der Regionen fort. Diejenigen Regionen, die durch den vorläufigen Vorschlag aus 

Kommentiert [#114]: Jäger: 

streichen 

Kommentiert [JG115]: Das Stellungnahmeverfahren und der 

Erörterungstermin müssen m.E. zwischen dem ersten und die zweite 
Schritt eingeordnet werden. Das Stellungnahmeverfahren mit dem 

Erörterungstermin ermöglicht es dem BfE/der BGE ein  Meinungs-

bild aus der Bevölkerung einzuholen. Parallel dazu beginnen die Re-

gionalkonferenzen mit der Prüfung der durch BfE/BGE vorgelegten 

Vorschläge. Im Anschluss an den Erörterungstermin berücksichtigen 

die Regionalkonferenzen die Ergebnisse des Erörterungstermins im 
weiteren Prüfverfahren. 

Im Übrigen sind die Interaktionen mit dem Nationalen Begleitgre-

mium aufzunehmen 

Kommentiert [Jä116]: Einigung in der AG 1, keine Zahlen zu 

verwenden. 

Kommentiert [#117]: Jäger: 

ceterum censeo… 
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dem Verfahren ausscheiden würden, erhalten auf Wunsch im Rat der Regionen einen Beobacht-

erstatus ohne Stimmrecht. Falls sie im weiteren Verlauf erneut in die nähere Auswahl kommen, 

nehmen sie ihre reguläre Arbeit wieder auf. 

Die regionalen Gremien prüfenerörtern im Dialog mit BfE und BGE den vorliegenden Vor-

schlag. Sollten dabei wesentliche Fragen offen bleiben, können die regionalen Gremien ihr 5 

Nachprüfrecht wieder wahrnehmen und damit BfE und BGE verpflichten, den Vorschlag zu 

verändern und neu zu qualifizieren.  

Nach Einholung der Stellungnahmen, Durchführung der Erörterungstermine und den abschlie-

ßenden Berichten führt das Bundesamt für kerntechnische Entsorgung alle Ergebnisse zusam-

men und prüft, welche Änderungen des Vorschlags geboten erscheinen. Dieser Bericht bildet 10 

die Grundlage für das Gesetzgebungsverfahren zur Definition der untertägig zu erkundenden 

Standorte. 

Zeitleiste Phase 2 

Da die Regionalkonferenzen und der Rat der Regionen bereits in Phase 1 konstituiert wurden, 

können sie die Arbeit der Vorhabenträgerin kontinuierlich begleiten. Je offener und transparen-15 

ter die BGE ihre Arbeit gegenüber den regionalen Gremien kommuniziert, desto schneller kann 

nach Übermittlung des jeweiligen Vorschlags die Erörterung erfolgen. Im Sinne eines infor-

mellen und dialogorientierten Verfahrens könnten sich die Regionalkonferenzen daher ent-

scheiden, die DreiSechs-Monatsfrist nicht auszunutzen, sondern wesentliche Inhalte schon 

während der Arbeitszeit der BGE zu klären. Wenn diese Kooperation gut funktioniert, könnte 20 

die der Öffentlichkeitbeteiligung zuzurechnende Nettozeit auf ca. neun Monate pro Nach-

prüfzyklus begrenzt bleiben. Der Zeitbedarf für die gesamte Phase 2 würde sich also aus der 

Arbeitszeit der Vorhabenträgerin plus ca. 18 Monate zusammensetzen. 

Generell gilt jedoch für alle Zeitschätzungen, dass die rechtzeitige Verlängerung bestimmter 

Prüfphasen sich in den folgenden Schritten konfliktpräventiv und beschleunigend auswirken 25 

kann. Im Zweifel sollten die Akteure jeweils das Nationale Begleitgremium anrufen, das eine 

angemessene Frist festsetzen wird.   

7.4.4  Phase 3: Untertägige Erkundung und langfristige Vereinbarungen 

Auch die Phase 3 gliedert sich in zwei Abschnitte. Zuerst werden das vertiefte geologische 

Erkundungsprogramm und die standortbezogenen Prüfkriterien erarbeitet, geprüft und festge-30 

legt. Anschließend stehen der finale Standortvorschlag und die Standortvereinbarung im Fokus. 

Abbildung #10 zeigt den ersten Teil der Phase gemäß §18 StandAG bis zur Festlegung des 

Erkundungsprogramms und Abbildung #11 illustriert den zweiten Teil gemäß §16 StandAG.  

Kommentiert [HH118]: In Kooperation mit AG 3 zu klären 

Kommentiert [#119]: Jäger: 

… 

Kommentiert [Jä120]: Prozessablauf noch mit  AG 3 abstim-
men! 
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 Abbildung #10 

 Ablauf Öffentlichkeitsbeteiligung in Phase 3a (§ 18 StandAG) 
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Ablauf der Phase 3a 

Der grundsätzliche Ablauf gleicht in weiten Teilen dem der Phase 2. Auch in Phase 3 erarbeitet 5 

die BGE das Erkundungsprogramm und bindet die Regionalgremien auf informeller Ebene 

frühzeitig ein. Regionalkonferenz und Rat der Regionen erörtern den Vorschlag und erstellen 

bei Bedarf Nachprüfaufträge. Der überarbeitete Vorschlag wird Grundlage des Stellungnahme-

verfahrens mit den Erörterungsterminen. Das BfE legt anschließend das Erkundungsprogramm 

und die Prüfkriterien fest, mit denen die BGE die Erkundung und die Analysen durchführt. Die 10 

BGE legt dem BfE einen Bericht vor, der Grundlage für den Standortvorschlag in Phase 3b 

wird. Das BfE führt hierzu die Umweltverträglichkeitsprüfung durch wie in wie in §§ 7-9b 

UVPG definiert, also mit der Beteiligung anderer Behörden, der grenzüberschreitenden Behör-

denbeteiligung und der Beteiligung der Öffentlichkeit.  

Es ist anzunehmen, dass die Abläufe zwischen den Akteuren und Gremien in dieser Phase be-15 

reits sehr etabliert sind. Konflikte werden aller Voraussicht zwar existieren, könnten aber mög-

licherweise mit Mitteln professionellen Konfliktmanagements gemindert werden. Je stärker die 

personelle Kontinuität bei den handelnden Menschen ist und sich vertrauensbildende Maßnah-

men etabliert haben, desto stärker wird dieser Effekt zu Tage treten.  

Kommentiert [Jä121]: Noch zu diskutieren, ob in Phase 3a das 
klassische Stellungnahmeverfahren anzuwenden ist oder die Beteili-

gung der Öffentlichkeit nicht über ein spezielles Format der Regio-

nalkonferenzen erfolgt. 

 

Kommentiert [TB122]: Die letzten beiden Punkte passen nicht. 

Kommentiert [Jä123]: Siehe Kommentar unten 
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Gleichzeitig wird die wahrgenommene Betroffenheit in der regionalen und überregionalen Öf-

fentlichkeit in dieser Phase spürbar steigen. Mit den Arbeiten für die untertägige Erkundung 

wird das Vorhaben nicht mehr nur am Planungstisch verhandelt, sondern räumlich erfahrbar. 

Es ist der Zeitpunkt, zu dem sich das klassische Beteiligungsparadoxon umkehrt: Die Entschei-

dungsspielräume werden deutlich kleiner, gleichzeitig steigt die wahrgenommene Betroffenheit 5 

stark an.23 

Es ist in dieser Phase daher wichtiger denn je, die Kommunikation in die Breite zu tragen. Die 

Regionalkonferenzen benötigen in dieser Phase ausreichendmaximale Ressourcen, um die 

breite Öffentlichkeit der Region zu informieren, ihre Fragen zu beantworten und sie aktiv in die 

Beteiligungsformate einzubinden. Das BfE sollte in dieser Phase auch in der Außendarstellung 10 

seine neutrale Rolle als Regulationsbehörde und als Träger der Öffentlichkeitsbeteiligung klar 

machen. Ebenso sollte die Vorhabenträgerin in ihrer Informationsarbeit optimal aufgestellt 

sein, um für alle Zielgruppen verständliche und fundierte Antworten geben zu können. 

     

Abbildung #11 15 

Ablauf Öffentlichkeitsbeteiligung in Phase 3b (§§ 19-20 StandAG) 
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23 vgl. Franz Walter (Hg.) 2013: Die neue Macht der Bürger. Was motiviert die Protestbewegungen? Rowohlt  

Kommentiert [Jä124]: Dies ist im Grunde bereits während der 

übertägigen Erkundung der Fall. 

Kommentiert [Jä125]: Das Stellungnahmeverfahren und der Er-

örterungstermin müssen m.E. zwischen dem ersten und die zweite 

Schritt eingeordnet werden. Das Stellungnahmeverfahren mit dem 

Erörterungstermin ermöglicht es dem BfE/der BGE ein  Meinungs-
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gionalkonferenzen mit der Prüfung der durch BfE/BGE vorgelegten 

Vorschläge. Im Anschluss an den Erörterungstermin berücksichtigen 

die Regionalkonferenzen die Ergebnisse des Erörterungstermins im 

weiteren Prüfverfahren. 

Im Übrigen sind die Interaktionen mit dem Nationalen Begleitgre-
mium aufzunehmen 
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Ablauf Phase 3b 

Auf Basis der Sicherheitsuntersuchungen und des Berichts der BGE, der Abwägung privater 

und öffentlicher Belange, sowie der Ergebnisse der Öffentlichkeitsbeteiligung macht das Bun-

desamt für kerntechnische Entsorgung einen Standortvorschlag. Das Bundesamt informiert die 

betroffene Regionalkonferenz.  5 

Die durch den Standortvorschlag vorerst ausgeschiedenen Regionen sind in geeigneter Weise 

in die abschließenden Verfahrensschritte einzubinden. Es liegt im Bereich des Möglichen, dass 

ein zurückgestellter Standort im Rahmen der Ausübung des Nachprüfrechtsung anders bewertet 

wird und dann wieder als Standort mit der bestmöglichen Sicherheit gelten kann. Es kann daher 

auch angemessen sein, dass beide Regionalkonferenzen ihre Arbeit bis zum Ende der Phase 10 

parallel fortsetzen, insbesondere wenn die vergleichenden Analysen eine ähnliche Bewertung 

ergeben haben. 

Die Regionalkonferenz erörtert den Vorschlag und befasst sich dabei schwerpunktmäßig mit 

der Frage, wie regionalen Entwicklungspotenziale gestärkt werden können und welche Verein-

barungen dafür zwischen Bund und Region notwendig sind (siehe Erläuterungskasten #4 in 15 

7.3.3).  

Die Ausübung des Nachprüfrechts und die Berücksichtigung der Stellungnahmen erfolgt nach 

Vorbild des Vorgehens in Phase 2.  

Das Bundesamt für kerntechnische Entsorgung übermittelt den letztendlichen Vorschlag mit 

allen Beratungsunterlagen an die Bundesregierung, so dass Bundestag und Bundesrat die Phase 20 

3 mit einem Bundesgesetz abschließen können. 

Zeitleiste Phase 3 

Die zeitliche Dauer der Phase 3 ist zum überwiegenden Anteil vom Verlauf der untertägigen 

Erkundung abhängig. Für die Arbeit der regionalen Gremien gilt wie in Phase 2, dass es sich 

positiv auf die Verfahrensdauer auswirkt, wenn möglichst viele Informationen schon während 25 

der laufenden Analysen kommuniziert werden. 

Insbesondere für diese letzte Phase gilt, was an mehreren Stellen bereits betont wurde: Die 

Öffentlichkeitsbeteiligung sollte im Sinne eines lernendes Verfahrens kontinuierlich weiterent-

wickelt werden. Es wird daher angeregt, die Überprüfungsklausel in § 9 Abs. 4 StandAG zu 

konkretisieren. 30 

7.4.5  Genehmigungsphase 

Nach Abschluss des Standortauswahlverfahrens beginnt das Genehmigungsverfahren, welches 

nicht im StandAG, sondern im Atomgesetz geregelt istwird. 

7.4.6  Rechtsschutzmöglichkeiten 

Wie in 7.2.1 erläutert benötigen die Akteure der erweiterten Beteiligungsformate hohe Gestal-35 

tungsfreiheit, während die grundlegende Beteiligungsformate hohe Rechtsicherheit aufweisen 

sollen. Daher empfiehlt die Kommission, dass gegen behördliche Verfahrenshandlungen, 

Handlungen des überregionalen Begleitgremiums, der Regionalkonferenzen, des Rats der Re-

gionen, oder gegen die Ausgestaltung der Informationsplattform grundsätzlich kein gerichtli-

cher Klageweg eingeräumt werden soll. Jedoch sollte gerichtlich überprüfbar sein, ob die oben 40 

Kommentiert [#126]: Jäger: 

Singular oder Plural? 

Kommentiert [HH127]:  
Zu klären: Soll das StandAG eine solche Standortvereinbarung vorse-

hen? 

Kommentiert [HH128]:  
In Kooperation mit AG 3 zu klären 
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genannten Institutionen entsprechend der Festlegung hierzu eingerichtet worden sind und ob 

die regionalen Gremien ihr verbrieftes Nachprüfrecht wahrnehmen konnten. 

Geeignete Zeitpunkte für einen Rechtsschutz stellen sowohl die Auswahl für die untertägige 

Erkundung gemäß § 17 StandAG am Ende von Phase 2 als auch der abschließende Standort-

vergleich und Standortvorschlag gemäß § 19 StandAG am Ende von Phase 3 dar. 5 

  

Kommentiert [HH129]: Zu klären 
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7.5  Abfallkapazität 

Eine konstruktive Beteiligung der Öffentlichkeit ist nur zu erwarten, wenn die einzulagernde 

Abfallmengen zu Beginn der Debatte definiert werden. Es stellt sich daher die Frage wie mit 

Abfällen umzugehen ist, die sich erst zu einem späteren Zeitpunkt definieren lassen.  5 

Nach der Erstellung des Nationalen Entsorgungsprogramms (NaPro) im Sommer 2015 wurde 

die Kommission gebeten, neben den Empfehlungen zur Standortsuche für hoch radioaktive, 

wärmeentwickelnde Abfälle auch Überlegungen anzustellen, wie schwach- und mittelradioak-

tive Abfälle im Rahmen der Standortsuche berücksichtigt werden können. Anlass sind insbe-

sondere die zurückzuholenden Abfälle aus der Schachtanlage Asse II sowie die bereits ange-10 

fallenen und weiterhin anfallenden Rückstände aus der Anreicherung des Urans durch die 

Firma URENCO aus Gronau, sofern diese nicht mehr verwertet werden können.24 

Die Kommission sieht in diesem Zusammenhang zwei Herausforderungen: Zum einen die 

Frage, welche physikalischen und geologischen Bedingungen erfüllt sein müssen, um die un-

terschiedlichen Abfallarten in räumlicher Nähe verantwortungsvoll einlagern zu können. Die-15 

ses Thema wird in Kapitel 5 erörtert. Zum anderen die Frage, ob und unter welchen Bedingun-

gen eine Standortsuche im gesellschaftlichen Konsens möglich ist, wenn die Art und das Volu-

men der Abfälle zu Beginn der Standortsuche nicht feststehen, sondern sich im Verlauf des 

Suchverfahren ändern können. Grundsätzlich werden dabei zwei mögliche Wege diskutiert: 

Variante „Kapazitätserweiterung vereinbaren“ 20 

Ein Weg bestände darin, die Suche in den Phase 1 und 2 zunächst nach den Kriterien für 

hoch radioaktive Abfälle durchzuführen. In Phase 3, also im Rahmen der untertägigen 

Erkundung würde analysiert, ob ein Kombilager möglich ist. Wenn dies technisch sinn-

voll erscheint, würde im Rahmen der langfristigen Vereinbarungen das Ob und Wie der 

Kapazitätserweiterung vereinbart. 25 

 

Variante „Kapazitätserweiterung anordnen“ 

Der andere Weg bestände darin bereits in Phase 1 die Möglichkeiten für ein Kombilager 

zu analysieren. In Teilgebieten, die nicht für ein Kombilager geeignet sind, würde die 

Bürgerbeteiligung nur hinsichtlich hoch radioaktiver Abfälle erfolgen. In den anderen 30 

Teilgebieten würde die Standortsuche auf beide Abfallarten ausgelegt. Falls am Ende des 

Verfahrens keine Eignung für ein Kombilager festzustellen wäre, würde ein eigenes 

Standortsuchverfahren für ein weiteres Lager neben Schacht Konrad für schwach- und 

mittelradioaktive Abfälle initiiert. 

a) Es werden zwei getrennte Endlagerstandorte in jeweils getrennten Standortauswahlverfahren 35 

gesucht. In das eine Endlager sollen die hoch radioaktiven Abfälle, in das andere Endlager die 

schwach und mittel radioaktiven Abfälle eingelagert werden.  

                                                 
24 BMUB (2015), Nationales Entsorgungsprogramm, S. 13 

Kommentiert [HH130]:  
Fragestellung ist bis zur Klärung in der Kommission zurückgestellt. 

Kommentiert [TB131]: Dies ist der entscheidende Grundsatz. 

Wenn eine Klärung über die mögliche Einbeziehung in das Suchver-
fahren  nicht rechtzeitig bis zum Beginn des Verfahrens möglich ist, 

ist eine Einbeziehung nicht möglich. 

Kommentiert [Jä132]: Die Abfälle sind bereits zum jetzigen 
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b) Es wird ein Endlagerstandort gesucht, bei dem es auf Grund der geologischen Bedingungen 

möglich ist, dass in zwei räumlich getrennten Lagerteilen jeweils im einen Lagerteil die hoch 

radioaktiven Abfälle und im anderen Lagerteil die schwach und mittel radioaktiven Abfälle 

eingelagert werden (Kombilager). Der Abstand zwischen den Lagerteilen kann mehrere hundert 

Meter bis zu mehreren Kilometern betragen. Die Erschließung erfolgt aber an der Geländeober-5 

fläche weitgehend von einem einzigen Standort aus. Damit ist nur ein einziges Standortaus-

wahlverfahren notwendig.  

Welche der oben genannten Varianten a) und b) letztlich möglich ist, kann frühestens am Ende 

der Phase 1 eventuell auch erst am Ende der Phase 2 entschieden werden. Denn ob die Variante 

b) überhaupt möglich ist, hängt ganz wesentlich von den geologischen Voraussetzungen ab. Im 10 

Rahmen des Standortauswahlverfahrens muss also möglichst früh geklärt werden, ob die Vari-

ante b) auf Grund der geologischen Randbedingungen überhaupt möglich ist.  

Daraus leitet die Kommission folgende Empfehlungen ab:  

1. Das Standortsuchverfahren berücksichtigt in der Phase 1, in der die Teilgebiete ausgewiesen 

werden, sowohl Kriterien für die Einlagerung von hoch radioaktiven Abfällen als auch Kriterien 15 

für die Einlagerung von schwach und mittel radioaktiven Abfällen. Der Vorhabenträger gibt in 

seinem Bericht zur Phase 1 eine Empfehlung ab, ob einzelne Teilgebiete auch für die Einrich-

tung eines Kombilagers geeignet erscheinen. Die Abfallmengen und die (derzeit teilweise noch 

unbekannten) physikalischen Eigenschaften für die schwach und mittel radioaktiven Abfälle 

werden vorerst auf Grund von auf der sicheren Seite liegenden Annahmen geschätzt (die Kom-20 

mission geht davon aus, dass bis zum Beginn des Standortsuchverfahrens im Jahr 2018 dazu 

weitere Kenntnisse vorliegen). Die Teilgebiete, die für ein Kombilager geeignet sind – sofern 

es solche geben sollte −, werden im Bericht detailliert ausgewiesen und begründet.  

2. Hinsichtlich der Bürgerbeteiligung wird in den (eventuell vorhandenen) Teilgebieten, die für 

ein Kombilager geeignet sind, eine Bürgerbeteiligung von Anfang an im Hinblick auf ein Kom-25 

bilager durchgeführt. In den Teilgebieten, die nicht für ein Kombilager geeignet sind, erfolgt 

die Bürgerbeteiligung nur hinsichtlich der Einlagerung von hoch radioaktiven Abfällen.  

3. Prinzipiell gibt es keinen Unterschied zwischen der Bürgerbeteiligung bei der Standortaus-

wahl für ein Endlager für hoch radioaktive Abfälle und der Bürgerbeteiligung für ein Endlager 

für schwach und mittel radioaktive Abfälle.  30 

4. Sofern am Ende der Phase 1 keine Teilgebiete ausgewiesen werden, die für ein Kombilager 

geeignet sind, wird das gesamte Standortsuchverfahren nur hinsichtlich eines Endlagers für 

hoch radioaktive Abfälle weitergeführt. Vollständig unabhängig von dem Standortsuchverfah-

ren für ein EL für hoch radioaktive Abfälle wird ein neues Standortsuchverfahren für ein End-

lager schwach und mittel radioaktive Abfälle begonnen. 35 

Kommentiert [#133]: Textvorschlag von Hr. Kudla, unterstützt 

von Hr. Jäger 
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7.6  Beteiligung an der Kommissionsarbeit 

Am 20. Juni 2015 stellte die Kommission in der Öffentlichkeit ein Beteiligungskonzept mit 

konkreten Umsetzungsempfehlungen vor wie die Öffentlichkeit an der Arbeit der Kommission 

und deren Abschlussbericht beteiligt werden kann. Das Konzept wurde im Laufe der Kommis-

sionsarbeit fortgeschrieben und im Sinne eines lernenden Verfahrens ergänzt und geändert. 5 

Zentrale Ergebnisse dieser Beteiligung sind in diesen Bericht eingeflossen und finden sich zu-

dem als Anhang zu diesem Bericht wieder. Neben einer Beteiligungstabelle, in der die Ergeb-

nisse aus allen Formaten einheitlich aufgenommen wurden, besteht dieser aus Dokumentatio-

nen und Ergebnisberichten, die aus den jeweiligen Formaten entstanden sind. Dieses Kapitel 

stellt einen Ausschnitt der Beteiligung an der Kommissionsarbeit dar und beschreibt das zu-10 

nächst geplante Konzept sowie dessen tatsächlichen Ablauf und Resultate. 

7.6.1  Konzept und Formate 

Die AG 1 „Gesellschaftlicher Dialog, Öffentlichkeitsbeteiligung und Transparenz“ hatte die 

Aufgabe, nicht nur Vorschläge zur Beteiligung der Öffentlichkeit an der Standortsuche selbst, 

sondern auch an der Arbeit der Kommission zu entwickeln.  15 

In einem von der Kommission verabschiedeten Beteiligungskonzept25 wurden daher zunächst 

die Ziele dieser Öffentlichkeitsbeteiligung, die Grundsätze guter Beteiligung sowie die wich-

tigste Inhalte und Themen einer solchen Beteiligung an der Kommissionsarbeit beschrieben. 

Diese wurden dann in konkrete Formate übersetzt, die parallel zur Arbeit der Kommission 

durchgeführt wurden und deren Ergebnisse in die Empfehlungen der Kommission einfließen 20 

sollten. Änderungen, die sich im Zuge der Kommissionsarbeit durch neue Erkenntnisse erga-

ben, wurden im Sinne eines „lernenden Verfahrens“ laufend in das Konzept eingearbeitet.  

Die Ziele und Leitlinien der Beteiligung an der Arbeit der Kommission unterschieden sich im 

Wesentlichen nicht von denen, die zu Beginn dieses Kapitels beschrieben wurden. Unter ande-

ren und weitaus schlechteren Rahmenbedingungen als einer tatsächlichen Endlagersuche galt 25 

der Anspruch, Beteiligung von neuer Qualität zu erreichen und die Bereitschaft möglichst Vie-

ler zu wecken. Außerdem wurde die Bedingung formuliert, alle Elemente der Beteiligung trans-

parent und nachvollziehbar darzustellen und ihren Einfluss auf den Bericht deutlich zu kenn-

zeichnen. Externe Moderatoren sorgten für die nötige Neutralität und waren verpflichtet, die 

Grundsätze guter Beteiligung im Prozess umzusetzen. 30 

Die Inhalte und Themen der Beteiligung leiteten sich dabei direkt aus dem StandAG ab, in dem 

der Auftrag zur Beteiligung an der Arbeit der Kommission direkt formuliert ist. Die AG 1 hat 

sich dafür ausgesprochen, die Empfehlungen gemäß § 4 Absatz 2 StandAG zum Gegenstand 

der Beteiligung an der Arbeit der Kommission zu machen. Auch hier lautete die übergeordnete 

Fragestellung: „Wer wird wie zu welchen Themen beteiligt?“ Zu den Zielgruppen, die erreicht 35 

werden sollten, gehörten unter anderem die breite Öffentlichkeit, Jugend und junge Erwach-

sene, Vertreter der regionalen Öffentlichkeit sowie die kritische und die Fachöffentlichkeit. Für 

all diese Teilöffentlichkeiten galt es, zum richtigen Zeitpunkt geeignete Formate zu finden und 

so ein möglichst breites Interesse und gute Ergebnisse zu erzielen.  

  40 

Abbildung #12 

Beteiligungsformat Formate Status 

                                                 
25 K-Drs. 108 neu  

Kommentiert [HH134]: Gesamter Abschnitt 7.6 ist noch in Ent-
wurfsfassung 
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(1) Bürgerdialog Standortsuche - Bürgerdialog 

 

durchgeführt 

(2) Informationskampagne - Information der breiten Öffentlichkeit 

über Kerninhalte des Entwurfs 

zurückgestellt 

(3) Workshops mit den Regionen - 3 Workshops (je eintägig) durchgeführt 

(4) Workspace mit der Fachöffentlichkeit  - Online Workspace 

- Fachkonferenz  

durchgeführt 

(5) Junge Erwachsene und Beteiligungspraktiker - 2 Workshops (je 2-tägig) 

- 3. Workshop optional 

durchgeführt 

(6) Dialogangebote kritische Gruppen - Dokumentenanalyse durchgeführt 

(7) Zuschriften und Online-Format - Kommentierung des Entwurfs im Web durchgeführt 

(8) Kommissionsbericht im Entwurf - Präsenzveranstaltung durchgeführt 

(9) Vorstellung Kommissionsbericht −  zurückgestellt 

 

Neben den in Tabelle 1 aufgelisteten primären Formaten gab es weitere, unabhängige Formate 

– wie das ENTRIA Bürgergutachten – die nicht Teil des Kommissionskonzeptes waren, aber 

dennoch in den Empfehlungen der Kommission benannt und berücksichtigt werden sollten. 

Schließlich einigte sich die Kommission außerdem auf einige optionale Formate, die bei Bedarf 5 

zusätzlich durchgeführt werden sollten. 

Jedes der durchgeführten Formate wurde von mindestens zwei Botschaftern aus den Reihen der 

Kommissionsmitglieder begleitet. Diese hatten die Aufgabe, die wichtigsten Ergebnisse aus 

den Beteiligungsformaten in die jeweilige Arbeitsgruppe einzubringen, umgekehrt aber auch 

den aktuellen Diskussionsstand in der Kommission in die jeweilige Zielgruppe hineinzutragen. 10 

Zudem wurden alle Formate von professionellen Dienstleistern konzipiert, moderiert und 

durchgeführt. Eine Auswertung erfolgte durch unabhängige Institute nach sozialwissenschaft-

lichen Standards26. Am Ende flossen viele der Empfehlungen aus den einzelnen Formaten in 

diesen Bericht ein, die gesammelten Ergebnisse sind in der Beteiligungstabelle im Anhang die-

ses Berichtes festgehalten. Bei einigen Formaten erstellten die neutralen Moderatoren zusätz-15 

lich Dokumentationen bzw. Ergebnisprotokolle, in denen die zentralen Botschaften festgehal-

ten wurden. 

Im Folgenden werden die einzelnen Formate kurz vorgestellt und deren Ablauf skizziert. Dabei 

kann an dieser Stelle nur oberflächlich auf diese eingegangen werden. Eine detaillierte Be-

schreibung aller Formate findet sich einerseits im Beteiligungskonzept und zum anderen im 20 

Evaluationsbericht.  

(1) Bürgerdialog Standortsuche27 

Der Bürgeridalog Standortsuche fand am 20.06.2015 statt und war die Kick-off Veranstaltung 

zum Beteiligungskonzept. Rund 200 Teilnehmerinnen und Teilnehmern diskutierten in Fokus-

gruppen und im Plenum anhand der World-Café-Methode zu wichtigen Themen in Bezug auf 25 

die Standortsuche. Beim Bürgerdialog handelte es sich um eine Mischform aus Informations- 

und Beteiligungsveranstaltung28. Inhaltlich wurde bei der Veranstaltung zum einen wichtige 

                                                 
26 Die Gesamtergebnisse der Evaluation sind nachzulesen in K-Drs./AG 1-67 
27 Vgl. K-Drs. 108 neu, S. 30 
28 Vgl. K-Drs. / AG 1-67, S. 11 
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Fragestellungen in Bezug auf die Endlagersuche diskutiert, zum anderen war auch das Beteili-

gungskonzept selbst Inhalt der Diskussionen. Dadurch wurde der Rahmen für die weitere Arbeit 

der Kommission gesetzt.  

Leider gelang es – trotz einiger Versuche im Vorfeld – nicht,  auch mit kritischen Gruppen in 

Dialog zu treten und diese zu einer Teilnahme an der Veranstaltung zu motivieren. Auch die 5 

Ansprache der „breiten Öffentlichkeit“ konnte nicht wie gewünscht gelingen. Zu einem derart 

frühen Zeitpunkt der Beteiligung lag das Interesse bei einem kleinen Teil der Bevölkerung, der 

entweder fachlich mit der Thematik befasst war oder sich seit längerem engagiert mit dieser 

beschäftigte. Dennoch konnten viele wichtige Themen adressiert werden und eine gute Diskus-

sionskultur während der Veranstaltung etabliert werden.   10 

Die Ergebnisse sind in der Beteiligungstabelle im Anhang zu diesem Bericht enthalten und mit 

dem Kürzel BD markiert, die wissenschaftliche Auswertung dieses Formats findet sich im Ge-

samtbericht zur Evaluation der Beteiligungsformate wieder (K-Drs. / AG 1-67). 

(2) Informationskampagne29 

Als Teil einer umfassenden Information der Bevölkerung, war im Beteiligungskonzept auch 15 

eine Informationskampagne vorgesehen, um die breite Öffentlichkeit über die Inhalte der Kom-

missionsarbeit zu informieren und ihr Gelegenheit zur Stellungnahme zu geben. Zwar ist die 

Lagerung radioaktiver Abfallstoffe ein grundsätzlich bekanntes und kontrovers diskutiertes 

Thema, eine wirkliche Beteiligungsbereitschaft setzt jedoch in den meisten Fällen erst dann ein, 

wenn eine unmittelbare Betroffenheit besteht. Eine bundesweite Informationskampagne sollte 20 

einerseits Aufmerksamkeit erregen, vor allem aber auch die Gelegenheit bieten, die Kerninhalte 

des Berichtsentwurfs zu kommentieren. Leider geriet die Kommission aber bei der Berichtser-

stellung in Zeitverzug, sodass einige wichtige Inhalte deutlich später Gegenstand der Diskus-

sion wurden als ursprünglich geplant. Um die inhaltliche Diskussion abschließen zu können, 

wurde die Informationskampagne ausgesetzt.  25 

(3) Workshops mit Vertretern der Regionen30 

Insgesamt fanden drei Workshops mit Vertretern der Regionen zwischen Oktober 2015 und 

Januar 2016 statt. Vertreter regionaler Verwaltungen sowie interessierte Bürgerinnen und Bür-

ger kamen aus der gesamten Bundesrepublik zusammen, um vor allem Themen mit regionalem 

Bezug zu diskutieren. Im Vordergrund standen dabei die Beteiligung der regionalen Öffentlich-30 

keit während der Standortsuche sowie die Diskussion planungswissenschaftlicher Kriterien und 

mögliche Konsequenzen eines Endlagers für die jeweilige Region. Dabei sollten alle Regionen, 

die in der Vergangenheit oder in Zukunft potenziell von der Einrichtung eines Endlagers be-

troffen waren oder sein könnten, die Möglichkeit erhalten, Vertreter für die Veranstaltungsreihe 

zu entsenden.31 Eingeladen wurden schließlich alle Landkreise. Erwartet war eine Gruppen-35 

größe von 40-60 Personen, die jedoch weit überschritten wurde und sich bei allen drei Work-

shops zwischen 80 und ca. 90 Teilnehmern bewegte.  

Leider gelang es nicht, ein ausgewogenes Verhältnis zwischen Vertretern von Politik, Verwal-

tung und Bürgergruppen bzw. –initiativen herzustellen. Letztere waren dabei deutlich in der 

Minderheit. Dennoch waren alle drei Termine von guter Diskussionsqualität gekennzeichnet. 40 

Auch die Zielsetzung, konkrete Empfehlungen dafür zu erarbeiten, wie die regionale und über-

regionale Öffentlichkeit bei der Suche nach einem Endlager einbezogen werden könnte, wurde 

                                                 
29 Vgl. K.-Drs. 108 neu., S. 31 ff.  
30 Vgl. ebd., S. 34 f. 
31 vgl. ebd., S. 23 

Kommentiert [Jä135]: Sollten nicht durchgeführte Formate 
wirklich Eingang in den Bericht finden? Wenn ja, sollte gleich zu 

Anfang darauf aufmerksam gemacht werden, dass dieses Format 

nicht durchgeführt wurde. Aktuell findet sich dieser Hinweis erst im 

letzten Satz. 
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erreicht. In allen drei Workshops wurden in Arbeitsgruppen sowie Plenarteilen konkrete Hand-

lungsempfehlungen erarbeitet, die Eingang in die AGen und in den Gesamtbericht fanden. Ei-

nige der regionalen Gremien, die in Kapitel 7.3 beschrieben sind, wurden während der Work-

shopreihe ins Leben gerufen und – wenn auch teilweise in weiterentwickelter Form – von der 

Kommission aufgenommen.  5 

Die Ergebnisse im Einzelnen sind in einer Dokumentation zusammengefasst sowie in der Er-

gebnistabelle im Anhang zu diesem Bericht enthalten und mit dem Kürzel RE 1-3 markiert. 

Alle drei Workshops wurden zudem evaluiert und sind im Gesamtbericht zur Evaluation aller 

Beteiligungsformate nachzulesen.    

(4) Workspace mit der Fachöffentlichkeit32 10 

Die Präsenzveranstaltung sowie die dazugehörige Online-Kommentierung durch die Fachöf-

fentlichkeit befasste sich mit den Ausschlusskriterien, den Mindestanforderungen sowie den 

Abwägungskriterien bei der Standortauswahl. Diese wurden gemeinsam mit Fachleuten aus 

den Bereichen Endlagerung, Geowissenschaften, Bergbau und Planungswissenschaften wäh-

rend einer zweitägigen Fachtagung diskutiert. Im Vorfeld sowie im Anschluss an die Veran-15 

staltung gab es die Möglichkeit, den Entwurf im Rahmen einer Online-Konsultation zu kom-

mentieren. Das Format konzentrierte sich dabei auf wissenschaftliche Dokumente, die als Kom-

missionsdrucksachen zuvor eingebracht wurden33.  

Ziel der Veranstaltung war es, eine ergebnisorientierte Diskussion auf hohem fachlichen Ni-

veau zu ermöglichen und so direkt auf die Arbeit der AG 3 Einfluss nehmen zu können, bevor 20 

deren Berichtsentwurf in den Gesamtentwurf des Kommissionsberichts einfließen konnte. Bei 

der zweitägigen Konferenz wurden die ca. 200 Teilnehmer in parallel arbeitende Arbeitskreise 

eingeteilt, welche von Experten und neutralen Moderatoren begleitet und betreut wurden. An-

schließend wurden die Ergebnisse im Plenum vorgestellt und diskutiert. Währen der Online-

Kommentierung wurden knapp 200 Kommentare abgegeben. Diese sind ebenso wie die zent-25 

ralen Ergebnisse aus der Präsenzveranstaltung in der Beteiligungstabelle festgehalten und mit 

dem Kürzel FOE versehen. Außerdem wurde ein Ergebnisdokument durch den zuständigen 

Dienstleister erstellt. 

(5) Workshopreihe mit jungen Erwachsenen und Beteiligungspraktikern34 

Bei diesem Format handelte es sich um eine Workshopreihe, die sich in erster Linie mit der 30 

Frage auseinandersetzte, wie eine gute Öffentlichkeitsbeteiligung bei der Standortsuche ausse-

hen könnte. Die Teilnehmenden – junge Erwachsene zwischen 18 und 27 Jahren – setzten sich 

dabei mit den Ansprüchen künftiger Generationen an einen fairen, transparenten Prozess aus-

einander. Unterstützt wurden sie dabei von erfahrenen Beteiligungspraktikern, die gemeinsam 

mit ihnen diskutierten und Vorschläge ausarbeiteten. Insgesamt fanden zwischen Oktober 2015 35 

und Januar 2016 drei Workshops mit je 25-30 Teilnehmenden statt, in denen verschiedene Fra-

gen nach einer gelungenen Öffentlichkeitsbeteiligung Schritt für Schritt erörtert und vertieft 

wurden. Dabei wechselten sich Barcamp- bzw. Arbeitsgruppen-Einheiten mit Diskussionen im 

Plenum und fachlichen Inputs ab. Bei allen Workshops kamen zudem auch innovative und un-

terhaltsame Methoden zum Einsatz, um die Inhalte zielgruppengerecht übermitteln zu können 40 

                                                 
32 Vgl. ebd., S. 36 f. 
33 U.a. K-Drs. 157 und K-Drs. / AG 3-69A 
34 Vgl. K-Drs. 108 neu, S. 38 f.  

Kommentiert [Jä136]: ? 

Streichen. 
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und die Vernetzung der Teilnehmer untereinander zu befördern. Der dritte Workshop war zu-

nächst optional, wurde jedoch durch die Teilnehmer ausdrücklich gewünscht und schließlich 

auch durchgeführt.  

Eine der Besonderheiten dieser Workshopreihe war die Benennung von zwei Jugendbotschaf-

tern. Deren Aufgabe bestand darin, sowohl zentrale Ergebnisse aus den einzelnen Workshop-5 

terminen in die AG 1 zu übermitteln und umgekehrt auch den Teilnehmern des Beteiligungs-

formates von den Diskussionen sowie dem jeweils aktuellen Arbeitsstand aus der AG zu be-

richten.  

Da sich der Teilnehmerkreis sowohl aus jungen Erwachsenen als auch aus Beteiligungsprakti-

kern zusammensetzte, galt es hierbei vor allem auf die Bedürfnisse der jungen Erwachsenen 10 

Rücksicht zu nehmen. Diese waren zwar nicht – wie ursprünglich geplant – deutlich in der 

Überzahl, dennoch entstand nicht der Eindruck, dass deren Vorstellungen und Meinungen 

dadurch zu kurz gekommen waren. Im Gegenteil: Bei allen Workshops lag die Zufriedenheit 

der Teilnehmer anschließend im überdurchschnittlichen Bereich.35   

Die Ergebnisse der Workshopreihe sind in Dokumentationen zusammengefasst und finden sich 15 

außerdem in der Ergebnistabelle im Anhang dieses Berichts mit dem Kürzel JE 1-3 wieder. Die 

Evaluation fand auf Grund der zeitlichen Gegebenheiten nur für die ersten beiden Workshops 

der Reihe statt.  

(6) Dialogangebote kritische Gruppen36 

Ein zentraler Anspruch an die Arbeit der Kommission war es, die Fehler der Vergangenheit im 20 

Zusammenhang mit dem Umgang und der Lagerung von Atommüll aufzuarbeiten und so einen 

Neustart zu ermöglichen. Ein Format, das sich mit genau dieser Aufarbeitung beschäftigte war 

die Dokumentenanalyse von Stellungnahmen der sogenannten „kritischen Gruppen“ der Anti-

Atom Bewegung. Gemeint sind jene Gruppen der Bevölkerung, die sich in der Vergangenheit 

besonders kritisch sowohl dem Einsatz von Atomenergie generell als auch dem Vorgehen bei 25 

der Suche nach einem Endlager geäußert hatten. Bei der Analyse wurden gezielt Websites von 

Bürgerinitiativen, NGOs und anderer zivilgesellschaftlicher Gruppen nach Stellungnahmen in 

Bezug auf die Arbeit der Kommission durchsucht, sowie Blogbeiträge37 analysiert. Vor allem 

die Glaubwürdigkeit eines Neustarts wurde von diesen Gruppen grundsätzlich kritisch betrach-

tet und Befürchtungen ausgesprochen, der Zeitdruck sowie die Zusammensetzung der Kom-30 

mission könnten die Probleme der Vergangenheit nicht lösen. Die Ergebnisse der Dokumen-

tenanalyse finden sich in der Ergebnistabelle und sind mit dem Kürzel DOK gekennzeichnet.   

(7) Zuschriften und Online-Format38 

Auf der Internetseite der Endlagerkommission gab es die Möglichkeit, Zuschriften an die ein-

zelnen Arbeitsgruppen oder die Gesamtkommission zu senden. Diese wurden als Tagesord-35 

nungspunkt in die jeweiligen Sitzungen aufgenommen. Weiterhin wurde der Berichtsentwurf 

der Kommission je nach Fertigstellung und Beschlussfassung der Kommission Kapitel für Ka-

pitel ins Netz gestellt und zur Kommentierung freigegeben. Dabei gab es sowohl die Möglich-

keit, für die einzelnen Absätze des Berichtes ein positives oder negatives Votum abzugeben als 

auch diese zu kommentieren, sowie Änderungs- oder Ergänzungsvorschläge vorzunehmen.  40 

                                                 
35 Vgl. K-Drs. / AG 1-67, S. 33-44 
36 Vgl. K-Drs.108 neu, S. 40 ff. 
37 Vgl. K-Drs. / AG 1-67, S. 7 
38 Vgl. K-Drs. 108 neu, S. 44 f. 

Kommentiert [HH137]: wird eventuell noch ergänzt um Ergeb-

nisse aus WS III 

Kommentiert [Jä138]: Damit ging es streng genommen nicht 
um die „Fehler der Vergangenheit“, sondern um eine Auswertung des 

Umgangs der kritischen Gruppen mit der Kommissionsarbeit im Rah-

men ihrer Verwehrung gegen die Kommission, bzw. gegen eine  Mit-
arbeit an der Kommissionsarbeit 

Kommentiert [HH139]: Statistik zur Kommentierung nach Ab-
schluss einfügen: Wie viele TN, überwiegend positiv oder negativ 

etc. 
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(8) Kommissionsbericht im Entwurf39 

Vor Abgabe des Kommissionsberichts sollte die interessierte Öffentlichkeit sowie die bisher 

beteiligten Bürgerinnen und Bürger die Möglichkeit erhalten, Änderungen vorzuschlagen, of-

fene Fragen zu klären und wichtige Inhalte abschließend zu diskutieren. Dazu wurde der Ent-

wurf zunächst online zur Verfügung gestellt und schließlich in einer zweitägigen Veranstaltung 5 

Ende April vorgestellt und kritisch diskutiert. Dabei wurde auch eine Reflexion des Beteili-

gungsprozesses und der dabei erreichten Resultate vorgenommen. Statt wie ursprünglich ge-

plant, diese Evaluation im Rahmen der Übergabe des Kommissionberichts an den Bundestag, 

den Bundesrat und die Öffentlichkeit vorzunehmen, wurde dieser Schritt vorgezogen. 

(9) Vorstellung Kommissionsbericht40 10 

Die Vorstellung des Kommissionsberichts war zunächst als eigenständige Veranstaltung im 

Rahmen der Öffentlichkeitsarbeit geplant. Dabei sollte es die Möglichkeit geben, bei der Über-

gabe des Berichts an Bundestag und Bundesrat kritische Fragen zu stellen und den Bericht final 

zu kommentieren. Die Kommission entschied sich jedoch dafür, die Kommentierung des Ent-

wurfs vorzuziehen, um einen größeren Einfluss auf die Erstellung des Gesamtberichts zu er-15 

möglichen. Die Übergabe des Berichts an die gesetzgebenden Institutionen fand schließlich im 

Rahmen einer  

7.6.2  Ablauf und Schlussfolgerungen 

Aufgrund der Vielfalt der Formate und deren unterschiedlicher Zielsetzung, lässt sich keine 

einfache Schlussfolgerung ziehen. Jedes der Formate kam zu eigenen Ergebnissen, aus denen 20 

sich Handlungsempfehlungen, offene Fragen oder Kritik an die Kommission ableiten ließen. 

Die dabei gesetzten Schwerpunkte waren je nach Zielgruppe und Setting unterschiedlich und 

konnten dadurch ein großes Spektrum an verschiedenen Themen, Forderungen und Wünschen 

rund um die Suche nach einem Endlager abbilden. Teilweise wurden zentrale Botschaften be-

sonders hervorgehoben und mittels eines extra angefertigten Berichts / einer Dokumentation 25 

den Teilnehmenden und der Kommission zur Verfügung gestellt. Die jeweiligen Botschafterin-

nen und Botschafter hatten zudem die Aufgabe, wesentliche Forderungen direkt in die Arbeits-

gruppen einzubringen und für deren Klärung zu werben.  

Umgang mit den Ergebnissen 

Bereits bei der Erstellung des Beteiligungskonzeptes wurde als zentrale Erfolgsbedingung for-30 

muliert, dass die Ergebnisse in geeigneter Form an die Kommission übermittelt werden und in 

deren Empfehlungen einfließen sollten. Dazu war vorgesehen, die einzelnen Empfehlungen aus 

den Formaten aufzugreifen, durch die jeweilige AG abzuwägen und bewerten zu lassen. Dies 

stellte sich bei der Durchführung nach und nach als nicht praktikabel heraus. Zum einen war 

die Fülle an Aussagen enorm, zum anderen handelte es sich um äußert heterogene Ergebnisse, 35 

die teils aus Diskussionen in Kleingruppen, teils aus Abstimmungen oder gar aus Aussprüchen 

Einzelner resultierten. Anhand der erstellten Dokumentationen und auf Grund der Berichte der 

Botschafter konnten dennoch zentrale Forderungen aus den verschiedenen Formaten identifi-

ziert und in diesem Bericht verarbeitet werden. 

                                                 
39 Vgl. ebd., S. 46 
40 Vgl. ebd., S. 47 f. 

Kommentiert [HH140]: wird nach Abschluss der Veranstaltung 

ergänzt. 

Kommentiert [Jä141]: Soll das tatsächlich hier aufgegriffen 

werden? 
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Dennoch war es der Anspruch, alle Ergebnisse umfänglich und in einheitlicher Form festzuhal-

ten, um einen detaillierten Überblick zu den durchgeführten Formaten zu ermöglichen. Zu die-

sem Zweck wurde eine Ergebnistabelle angefertigt, in die die neutralen Moderatoren alle For-

derungen, Botschaften, Fragen und Anmerkungen aus den Formaten aufgenommen haben. 

Diese Tabelle ist Teil des Beteiligungsberichtes im Anhang des Kommissionsberichtes und ent-5 

hält neben den zentralen inhaltlichen Aussagen auch den jeweiligen Grad an Zustimmung.  

Jede Aussage ist zudem mit einer eigenen ID gekennzeichnet, auf die im Text referenziert wer-

den kann sowie mit einem Verweis auf die Textstelle(n), in der oder denen das jeweilige Thema 

behandelt wird. Dadurch können auch die Beteiligten dezidiert nachvollziehen, an welchen 

Stellen sich der Bericht mit dem jeweiligen Ergebnis aus dem Format auseinandersetzt.  10 

Um zentrale Aussagen und Forderungen noch herauszustellen, nimmt dieser Bericht an einigen 

Stellen explizit Bezug zu einzelnen Aussagen aus dem Beteiligungsformat.  

Thema (exemplarisch) 

###  

7.6.3  Wissenschaftliche Bewertung  15 

Die Institute Dialogik gemeinnützige GmbH und das European Institute for Public Participa-

tion haben gemeinsam die Aufgabe übernommen, den Beteiligungsprozess, wissenschaftlich 

auszuwerten und Impulse für das laufende Beteiligungsverfahren zu geben. Ziel der prozessbe-

gleitenden Evaluation war es, die Stärken und Schwächen des Beteiligungskonzeptes theore-

tisch und empirisch zu identifizieren. Ebenso sollen Empfehlungen für die Gestaltung zukünf-20 

tiger Beteiligungsverfahren gegeben werden. Die empirische Analyse beruht auf kriteriengelei-

teten qualitativen Beobachtungen und quantitativen Befragungen der Teilnehmerinnen und 

Teilnehmer bei ausgewählten Veranstaltungen. Insgesamt wurden folgende Veranstaltungen in 

die Evaluation einbezogen:  

 Bürgerdialog: Veranstaltung am 20. Juni 2015 in Berlin 25 

 Workshop der Kommission Lagerung hoch radioaktiver Abfallstoffe mit Vertreter/in-

nen der Regionen zur Vorbereitung der Standortauswahl – Teil I: 12. Oktober 2015 

 Workshop der Kommission Lagerung hoch radioaktiver Abfallstoffe mit Vertreter/in-

nen der Regionen zur Vorbereitung der Standortauswahl – Teil II: 20. November 201541 

 Workshop der Kommission Lagerung hoch radioaktiver Abfallstoffe mit Vertreter/in-30 

nen der Regionen zur Vorbereitung der Standortauswahl – Teil III: 15. Januar 2016 

 Workshop der Kommission Lagerung hoch radioaktiver Abfallstoffe mit jungen Er-

wachsenen und Beteiligungspraktiker/innen - Teil I: 10.-11. Oktober 2015 

 Workshop der Kommission Lagerung hoch radioaktiver Abfallstoffe mit jungen Er-

wachsenen und Beteiligungspraktiker/innen - Teil II: 28./29. November 2015 35 

 Fachveranstaltung der Kommission Lagerung hoch radioaktiver Abfallstoffe: 29. - 

30.Januar 2016 

                                                 
41 Bei dieser Veranstaltung wurden die Teilnehmenden quantitativ befragt, allerdings keine qualitative Beobach-

tung durchgeführt.  

Kommentiert [HH142]: Skizzierung des Verlaufs eines Themas 
vom Format bis in den Bericht (nach Abschluss aller Formate) 
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Welche Schlussfolgerungen lassen sich über den von der Kommission initiierten und als „ler-

nendes Verfahren“ konzipierten Beteiligungsprozess aus den evaluierten sieben Veranstaltun-

gen anziehen?42 

Bürgerbeteiligung wird von allen Teilnehmenden als sinnvoll, problemgerecht und notwendig 

begrüßt. Auch die erfreulich hohen Teilnehmer/innenzahlen – die meisten Veranstaltungen hat-5 

ten rund doppelt so viele Anmeldungen wie ursprünglich geplant – zeugen von einem großem 

Interesse am Thema Endlager und dem Wunsch, sich über den Suchprozess zu informieren und 

diesen selbst mitzugestalten. Diesem Wunsch der Öffentlichkeit trugen die unterschiedlichen 

Veranstaltungskonzepte Rechnung. Obwohl die Resonanz der Veranstaltungen insgesamt er-

freulich hoch war, gibt es doch im Hinblick auf den Aspekt der fairen und ausgewogenen Se-10 

lektion der Teilnehmenden einige kritische Punkte anzumerken. So ist z. B. fraglich, ob man 

tatsächlich von einem „Bürger“-Beteiligungsprozess sprechen kann, wenn in erster Linie Fach-

publikum und Vertreter/innen von (regionalen) Behörden und Verwaltungen durch die Veran-

staltungen angesprochen wurden. Zudem waren Männer mittleren Alters (40+) überrepräsen-

tiert. Einen auch nur annähernd repräsentativen Querschnitt der Bevölkerung konnten die Ver-15 

anstaltungen somit nicht abbilden.  

Die Gründe für die unzureichende Repräsentanz der Bevölkerung sind vielfältig. Neben knap-

pen zeitlichen und finanziellen Ressourcen der Teilnehmenden spielt das Thema aktive Rekru-

tierungspolitik (Resonanz und Transparenz im Einladungsverfahren) eine zentrale Rolle. Es 

erscheint fraglich, inwieweit die Kommission ihre „Bringschuld“ erfüllt hat, das Interesse am 20 

Thema Endlager und somit ein Problembewusstsein in der breiten Bevölkerung zu wecken. Ein 

besonderes Augenmerk sollte bei der Öffentlichkeitsarbeit auf der jungen Generation liegen, 

die in besonderer Weise betroffen ist, deren Interesse am Thema vielfach aber erst angeregt 

werden muss, was sich bei der Rekrutierung von Teilnehmer/innen für den Jugendworkshop 

auch gezeigt hat. 25 

Insgesamt war die Prozess- sowie Moderationsqualität relativ hoch. Eine angenehme Atmo-

sphäre für Veranstaltungen herzustellen ist wichtig, auch wenn es auf den ersten Blick trivial 

klingt. Nur wenn die Teilnehmenden sich wohl fühlen, können sie sich auf die Diskussionen 

und Inhalte der Formate einlassen. In dieser Hinsicht schneiden alle Veranstaltungen recht gut 

ab und es herrschte durchweg eine qualitativ hochwertige Diskussionskultur. Allerdings ist es 30 

wichtig, ausreichend Zeit für Diskussionen einzuplanen: Empfehlenswert ist es daher, die „In-

formationsblöcke“ bei den Veranstaltungen möglichst kurz zu halten und die Diskussionszeit 

auszudehnen. Zudem gilt es, durchgängig auf eine professionelle Durchführung der Veranstal-

tungen zu achten. Die Moderationsleistungen variierten zwischen den diversen Veranstaltungen 

z. T. recht stark. Methodisch gut ausgebildete, erfahrene und fachlich versierte Moderations-35 

teams spielen für das Gelingen von Bürgerbeteiligung eine zentrale Rolle. 

Bei zukünftigen Beteiligungsprozessen muss mehr Zeit investiert und mehr Bedacht auf Er-

wartungssicherheit und Feedback-Kultur gelegt werden. Die schnelle Abfolge der einzelnen 

Workshops ließ zu wenig Zeit für eine umfassende und reflektierte Ergebnisaufbereitung, be-

sonders im Hinblick auf eine prozessbegleitende Feedbackkultur. Die Empfehlungen des Bür-40 

gerdialogs im Juni konnten beispielsweise nur zum Teil umgesetzt werden, da die Zeitspanne 

bis zum Beginn der folgenden Veranstaltungen zu knapp war, um die entsprechenden Abstim-

mungsprozesse in die Wege zu leiten. Auch für interne Abstimmungsschleifen sowie verwal-

tungstechnische Prozesse muss Zeit eingeplant werden, damit die geplante Abfolge der Veran-

                                                 
42 Die gesamte Methodik, alle Erhebungen und eine Bewertung der einzelnen Veranstaltungen wie des Gesamt-

prozesses findet sich im Evaluationsbericht zum Beteiligungsverfahren der Kommission Lagerung hoch radioak-

tiver Abfallstoffe (K-Drs. /AG1-67). 
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staltungen und die Umsetzung der damit erzielten Verpflichtungen zeitgerecht umgesetzt wer-

den können. Auch die Anschlussfähigkeit an politische Entscheidungsprozesse muss für den 

weiteren Prozess dringend geklärt werden, um eine Verbindlichkeit des Gesamtprozesses si-

cherzustellen. So wurde z. B. auf der Fachtagung die Sorge geäußert, dem Bericht der Kom-

mission könne es so gehen wie dem Bericht des AK End – er könne „in der Schublade ver-5 

schwinden“. Dies würde enorme Enttäuschung und Frustration bei den Teilnehmer/innen am 

bisherigen Prozess erzeugen, die ihren Einsatz an Mühe und Zeit nicht wertgeschätzt sähen. Für 

den weiteren Suchprozess wäre dies ein fatales Signal – hier stehen insbesondere die politischen 

Entscheidungsträger/innen aus Bundestag und Bundesrat in der Pflicht. 

Dem Thema Aufarbeitung der Vergangenheit hat sich die Kommission – trotz Empfehlung im 10 

Nachgang zum Bürgerdialog – nicht ausreichend gewidmet. Weder konnte eine Annäherung an 

die kritischen Gruppierungen noch eine erhöhte Gesprächsbereitschaft erreicht werden. Die 

Akzeptanz des weiteren Prozesses wird aber ganz entscheidend davon abhängen, inwieweit es 

gelingt, auch die Bevölkerung in bereits betroffenen Gebieten und die dort ansässigen zivilge-

sellschaftlichen Initiativen und Verbände „mit ins Boot zu holen“. Will man Kritik wie „ex post 15 

Legitimierung“, „Schein- oder Alibiveranstaltung“ zukünftig entkräften, müssen die zentralen 

Interessengruppen aus allen Lagern frühzeitig ins Boot geholt werden, d.h. bereits im Vorfeld 

der Veranstaltungen, bei deren Planung und Konzeption. 

Dies führt zu einem pointierten Überblick über die Faktoren, die bei weiteren Beteiligungsver-

fahren zur Standortsuche für eine Lagerung radioaktiver Abfallstoffe aus Sicht der Evaluation 20 

besonders relevant sind, um einen erfolgreichen und fairen Prozess auszugestalten. 

Um einen möglichst repräsentativen Querschnitt der Bevölkerung abzubilden, sollte zukünftig 

noch stärker auf eine faire und ausgewogene Selektion der Teilnehmer/innen der Beteiligungs-

formate geachtet werden. Hierfür ist eine zielgruppenspezifische Ansprache und Rekrutierung  

unerlässlich. Hierfür ist eine aktive Rekrutierungspolitik und Intensivierung der Öffentlich-25 

keitsarbeit notwendig. Insbesondere gilt es ein Augenmerk auf die breite Öffentlichkeit, zivil-

gesellschaftliche Gruppierungen (insbesondere kritische Gruppen der Anti-Atom-Bewegung) 

und Jugendliche zu richten, die bislang auf den Veranstaltungen unterrepräsentiert waren. Zu-

dem wäre es wünschenswert, auch den Frauenanteil zu erhöhen. 

Um mehr Akteure zu einer Teilnahme am Beteiligungsprozess zu bewegen, sollte möglichst 30 

bald eine bundesweite Informationskampagne gestartet werden, mit dem Ziel, die breite Öf-

fentlichkeit umfassend zu informieren, ein Problembewusstsein zu erzeugen und sie zu mobi-

lisieren. Hierbei sind vielfältige Formate denkbar (wie beispielsweise kurze Informationsfilme 

die im Fernsehen gesendet werden, die Integration des Themas in die Lehrpläne usw.). Mit 

Blick auf die junge Generation sollten hierbei verstärkt auch soziale Medien zum Einsatz kom-35 

men. Auch ein Einsatz innovativer Formate (wie z. B. von Zukunftswerkstätten oder Open 

Space Konferenzen) kann neue, produktive Perspektiven befördern. Diese eignen sich auch, um 

die Perspektive der zukünftigen Generationen stärker als bislang zu berücksichtigen. 

Wichtig ist auch das Stichwort „Transparenz“. Diesbezüglich gab es viel Kritik an der Arbeit 

der Kommission und ihrer Internetseite. Unterstützend zur Informationskampagne wäre es da-40 

her sinnvoll, eine zentrale Informationsplattform einzurichten, auf der alle relevanten Informa-

tionen gut aufbereitet und leicht verständlich (z. B. in Form von Unterrichtsmaterial für Schu-

len) bereitgestellt werden. 

Eine zentrale Erkenntnis der Evaluation ist zudem, dass ein „lernendes Verfahren“ ausreichend 

Zeit zur Aufbereitung und Verarbeitung der jeweils gewonnenen Ergebnisse benötigt, denn nur 45 

so sind Rückschlüsse für den weiteren Prozess möglich. Zukünftig sollte daher bei der Planung 
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darauf geachtet werden, zwischen den einzelnen Veranstaltungen Reflexionsphasen einzupla-

nen, die es allen beteiligten Akteuren ermöglichen, sich mit den jeweils gewonnenen Erkennt-

nissen auseinanderzusetzen.  

Nichtsdestotrotz gilt es, die Kontinuität des Beteiligungsprozesses – insbesondere auch mit 

Blick auf die Phase nach Beendigung der Kommissionsarbeit – zu gewährleisten. Nur so kann 5 

der vielfach auf den Veranstaltungen thematisierten Befürchtung eines „schwarzen Lochs“ im 

Weiteren Vorgehen begegnet werden.  

Die Phase nach dem Abschluss der Kommissionsarbeit sollte zudem für einen wirklichen „Neu-

start“ genutzt werden, da es bislang nicht gelungen ist, Gruppierungen der Anti-Atom-Bewe-

gung, die der Kommission und dem StandAG kritisch gegenüber stehen, zur Mitarbeit zu be-10 

wegen. Es gilt, Maßnahmen zu ergreifen, um die Vergangenheit aufzuarbeiten, Misstrauen ab-

zubauen und eine konstruktive Kommunikationskultur zu etablieren. Nur so können alle rele-

vanten Akteure zukünftig ins Boot geholt werden, was für den Erfolg des Gesamtprozesses 

„Endlagersuche“ unabdingbar ist. 

In diesem Zusammenhang ist es auch von entscheidender Bedeutung, zukünftig ein einseitiges 15 

„Agenda-Setting“ zu vermeiden. Anstelle von Vorfestlegungen durch die Politik sollte die 

Agenda des Endlagersuchprozesses von allen beteiligten Zielgruppen in Politik, Verwaltung, 

Wissenschaft, Zivilgesellschaft und Wirtschaft gemeinsam geplant werden. Dazu gehört z. B. 

auch, Mandat, Zielsetzung und Formate der angedachten Regionalorganisationen (wie dem Rat 

der Regionen und den Regionalkonferenzen) nicht einseitig festzulegen. Hier müssen ausrei-20 

chend Gestaltungsspielräume bestehen, um eine Beteiligung (insbesondere auch für Kritiker/in-

nen des bisherigen Prozesses) sinnvoll erscheinen zu lassen.  

Schließlich bleibt zu sagen: Der Anfang ist gemacht – aber ein erfolgreicher Dialog braucht 

Zeit und eine sorgfältige Planung. Zudem braucht ein erfolgreicher Dialog eine wertschätzende 

Kommunikation, die allen Teilnehmenden das Gefühl gibt, mit ihren Anliegen ernst genommen 25 

zu werden und tatsächlich etwas im Prozess der Standortauswahl bewirken zu können. Die hohe 

Zahl der Anmeldungen zu den Veranstaltungen hat gezeigt, dass es viele interessierte Bürge-

rinnen und Bürger gibt, die an diesem herausfordernden Prozess mitarbeiten möchten und kön-

nen. Wenn diese Gruppe durch eine entsprechende Ansprachestrategie mobilisiert werden 

kann, und durch sorgfältig geplante Verfahren Inhalte in den weiteren Suchprozess einbringen 30 

kann, sollte der erfolgreiche Anfang auch langfristig einen guten und stabilen Weg zu einer 

qualitativ hochwertigen Beteiligung bereiten. 
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7.7  Empfehlungen zur Änderung des Standortauswahlgesetzes 

Die vorgeschlagenen Elemente der Öffentlichkeitsbeteiligung können durch folgende Ände-

rungen im Standortauswahlgesetz gesetzlich beschrieben werden: 

 

Behörden- und Öffentlichkeitsbeteiligung 

§ 8  

Gesellschaftliches Begleitgremium 

Das Bundesministerium für Umwelt, Naturschutz und Reaktorsicherheit richtet mit 

Zustimmung des Deutschen Bundestages und des Bundesrates nach Abschluss der 

Arbeit der Kommission und der Evaluierung nach § 4 Absatz 4 Satz 2 ein pluralis-

tisch zusammengesetztes gesellschaftliches nationales Begleitgremium zur gemein-

wohlorientierten Begleitung des Prozesses der Standortauswahl ein. Die Mitglieder 

erhalten Einsicht in alle Akten und Unterlagen des Bundesamtes für kerntechnische 

Entsorgung und des Vorhabenträgers. Die Beratungsergebnisse werden veröffent-

licht. Abweichende Voten sind bei der Veröffentlichung von Empfehlungen und 

Stellungnahmen zu dokumentieren. 

§ 9  

Grundsätze der Öffentlichkeitsbeteiligung 

(1) Das Bundesamt für kerntechnische Entsorgung ist Träger der Öffentlichkeits-

beteiligung. Das Bundesamt für kerntechnische Entsorgung soll zur Gewährleis-

tung eines wissenschaftsbasierten und der Vorhabenträger haben jeweils im Rah-

men ihrer Aufgaben und Befugnisse nach diesem Gesetz professionellen Beteili-

gungsverfahrens auch auf ausgewiesene Experten zurückgreifen. 

(2) Bundesamt für kerntechnische Entsorgung dafür zu sorgen, dass die Öffentlich-

keit frühzeitig und während der Dauer des Standortauswahlverfahrens durch Bür-

gerversammlungen, [Bürgerdialoge,], über das Internet und durch andere geeignete 

Medien umfassend und systematisch über die Ziele des Vorhabens, die Mittel und 

den Stand seiner Verwirklichung sowie seine voraussichtlichen Auswirkungen un-

terrichtet wird.  

(3) Der Öffentlichkeit ist Gelegenheit zur Stellungnahme zu geben. Das Bundesamt 

für kerntechnische Entsorgung und der Vorhabenträger werten Das Bundesamt für 

kerntechnische Entsorgung übermittelt die übermittelten Stellungnahmen dem Vor-

habenträger und fordert ihn unter Fristsetzung zur Stellungnahme auf. Das Bundes-

amt für kerntechnische Entsorgung wertet die Stellungnahmen nach Satz 1 und 

Satz 2 aus und nehmen nimmt im Rahmen der Öffentlichkeitsbeteiligung nach Satz 

1 Abs. 2 im Sinne eines dialogorientierten Prozesses Stellung. Das Ergebnis der 

Auswertung ist bei den weiteren Verfahrensschritten zu berücksichtigen. (2) Zu den 

bereitzustellenden Informationen, zu denen die Öffentlichkeit Stellung nehmen 

kann, gehören zumindest  

1. die Vorschläge für die Entscheidungsgrundlagen; (entfällt nach Evaluierung 

des StandAG); 

2. der Vorschlag für in Betracht kommende Standortregionen Teilgebiete und 

die Auswahl von übertägig zu erkundenden Standorten nach § 13 Absatz 3; 

Kommentiert [Jä143]: Nach der Abstimmung des Beteiligungs-
konzeptes sollten die notwendigen Änderungen ggf. in Form von 

Eckpunkten festgelegt werden, die eigentliche Evaluierung des Stan-

dAG ist Aufgabe der AG 2.  
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3. Vorschläge für die standortbezogenen Erkundungsprogramme und Prüfkrite-

rien nach § 15 Absatz 1; 

4. der Bericht über die Ergebnisse der übertägigen Erkundung, deren Bewertung 

und der Vorschlag für die untertägig zu erkundenden Standorte nach § 16 Ab-

satz 2; 

5. Vorschläge für die vertieften geologischen Erkundungsprogramme und Prüf-

kriterien nach § 18 Absatz 2; 

6. die Erkenntnisse und Bewertungen der untertägigen Erkundung nach § 18 Ab-

satz 4; 

7. der Standortvorschlag nach § 19 Absatz 1. 

(3) Zur weiteren Beteiligung der Öffentlichkeit veranlasst das Bundesamt für kern-

technische Entsorgung Bürgerdialoge mit dem Ziel, einen offenen und pluralisti-

schen Dialog in der Öffentlichkeit zu ermöglichen. Hierfür sind geeignete Metho-

den vor Ort und im Internet bereit zu stellen, die von einer regionalen Begleitgruppe 

unter Beteiligung von regionalen Bürgerinitiativen begleitet werden. Das Bundes-

amt für kerntechnische Entsorgung richtet an den in Betracht kommenden Standort-

regionen und Standorten Bürgerbüros ein. Diese haben dafür zu sorgen, dass die 

Öffentlichkeit an den in Betracht kommenden Standortregionen und Standorten in 

allen Angelegenheiten des jeweiligen Verfahrensschrittes Gelegenheit zur eigen-

ständigen fachlichen Beratung erhält. 

(4) Das Bundesamt für kerntechnische Entsorgung führt Bürgerversammlungen 

nach Maßgabe des § 10 durch. 

(5) Zur weiteren Beteiligung der Öffentlichkeit organisiert das Bundesamt für kern-

technische Entsorgung eine vorbereitende Begleitung und veranlasst die Einrich-

tung  

1. eines überregionalen Begleitgremiums, 

2. von Regionalkonferenzen, 

3. eines Rates der Regionen sowie 

4. einer Informationsplattform. 

(6) Das Verfahren zur Beteiligung der Öffentlichkeit wird entsprechend fortentwi-

ckelt. Hierzu können sich die Beteiligten über die gesetzlich geregelten Mindestan-

forderungen hinaus weiterer Beteiligungsformen bedienen. Die Geeignetheit der 

Beteiligungsformen ist in angemessenen zeitlichen Abständen zu überprüfen.  

§ 10  

Durchführung von Bürgerversammlungen [Erörterungsterminen] 

(1) In den in diesem Gesetz bestimmten Fällen von § 13 Absatz 4, § 15 Absatz 2, 

§ 16 Absatz 3, § 18 Absatz 2 und § 19 Absatz 2 führt das Bundesamt für kerntech-

nische Entsorgung Bürgerversammlungen durch mit dem Ziel, die jeweiligen Ver-

fahrensschritte im Zusammenwirken mit der Öffentlichkeit vorzubereiten. Das 

Bundesamt für kerntechnische Entsorgung soll die Öffentlichkeit bei der organisa-

torischen Vorbereitung auf die Teilnahme an den Bürgerversammlungen in ange-

messenem Umfang unterstützen. Zu den Bürgerversammlungen sollen neben der 

Öffentlichkeit auch die Mitglieder der Institutionen nach § 9 Abs. 5 Nr. 1 bis 3, der 
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Vorhabenträger und die nach § 11 Absatz 2 zu beteiligenden Behörden eingeladen 

werden. Gegenstand der Bürgerversammlungen sollen auch die Stellungnahmen 

und ihre Auswertungen nach § 9 Abs. 3 sein.  

(2) Die Bürgerversammlungen sind im räumlichen Bereich des Vorhabens durch-

zuführen. Ort und Zeitpunkt der Bürgerversammlungen werden im Bundesanzeiger 

und auf der Internetplattform des Bundesamtes für kerntechnische Entsorgung so-

wie in örtlichen Tageszeitungen, die im Bereich des Vorhabens verbreitet sind, be-

kannt gemacht; die Bekanntmachung erfolgt spätestens zwei Monate vor Durchfüh-

rung der Bürgerversammlung.  

(3) Die wesentlichen, den Versammlungsgegenstand betreffenden Unterlagen sind 

auf der Internetplattform des Bundesamtes für kerntechnische Entsorgung zu ver-

öffentlichen und für die Dauer von mindestens einem Monat im räumlichen Bereich 

des Vorhabens auszulegen. Die Auslegung ist im Bundesanzeiger und auf der In-

ternetplattform des Bundesamtes für kerntechnische Entsorgung sowie in örtlichen 

Tageszeitungen, die im Bereich des Vorhabens verbreitet sind, spätestens vier Wo-

chen vor Beginn der Auslegung bekannt zu machen. 

(4) Über die Ergebnisse jeder Bürgerversammlung ist und das Gesamtergebnis nach 

Abschluss der mündlichen Erörterung ist eine Niederschrift anzufertigen. [Hierbei 

ist unter anderem u. a. darzulegen, ob und in welchem Umfang Akzeptanz besteht.] 

Das Bundesamt für kerntechnische Entsorgung überprüft das Vorhaben nach § 14 

Abs. 1, § 15 Abs. 2, § 16 Abs. 2, § 18 Abs. 2 und § 19 Abs. 1 auf der Grundlage 

des festgestellten Gesamte Ergebnisses. Das Ergebnis der Überprüfung ist bei der 

jeweiligen Entscheidung durch das Bundesamt für kerntechnische Entsorgung zu 

berücksichtigen.  

§ 10a 

Vorbereitende Begleitung und überregionales Begleitgremium 

(1) Das Bundesamt für kerntechnische Entsorgung hat die Aufgabe, eine frühzeitige 

Begleitung des Standortauswahlverfahrens zu organisieren, um die Beteiligung der 

Öffentlichkeit nach §§ 9 bis 10 c vorzubereiten. Dabei soll an die Formen und Er-

fahrungen der Beteiligung der Öffentlichkeit während der Arbeit der „Kommission 

Lagerung hochradioaktiver Abfallstoffe“ angeknüpft werden. Dazu zählen insbe-

sondere Informations- und Dialogveranstaltungen für die breite Öffentlichkeit so-

wie Workshops und Arbeitsforen für interessierte Teilöffentlichkeiten. 

(2) Das Bundesamt für kerntechnische Entsorgung richtet ein überregionales Be-

gleitgremium ein, in der die Teilgebiete repräsentiert sind, die der Vorhabenträger 

im Verfahren nach § 13 identifiziert hat. In das überregionale Begleitgremium sol-

len auch Repräsentanten der vorbereitenden Begleitung nach Abs. 1 einbezogen 

werden. Das Bundesamt für kerntechnische Entsorgung kann auch zwei überregio-

nale Begleitgremien einrichten, wenn dies mit Blick auf die Anzahl der Teilgebiete 

oder ihrer regionalen Verteilung geboten erscheint. Die Berufung der Mitglieder 

des überregionalen Begleitgremiums erfolgt durch das Bundesamt für kerntechni-

sche Entsorgung, das sich der Repräsentanz der vorgesehenen Mitglieder durch An-

hörung insbesondere der in § 10b Abs. 2 Satz 2 Nr. 1 bis Nr. 3 genannten Instituti-

onen und Personengruppen versichert. Das überregionale Begleitgremium gibt sich 

eine Geschäftsordnung, die auch die Wahl eines Vertretungsorgans vorsehen kann.  

(23) 
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Die Aufgabe des überregionalen Begleitgremiums ist die Überprüfung der Richtig-

keit und Nachvollziehbarkeit der Anwendung der Ausschlusskriterien sowie der 

geowissenschaftlichen [und planungswissenschaftlichen Abwägungskriterien] 

nach § 4 Abs. 5, die zur Identifizierung von Teilgebieten durch den Vorhabenträger 

nach § 13 Abs. 3 geführt haben. Ziel ist eine frühzeitige Befassung mit den vorge-

nannten Auswahlschritten bevor es zur Eingrenzung der Standortauswahl auf die 

übertägig zu erkundenden Standortregionen kommt, um eine standortübergreifende 

Sichtweise bei der Überprüfung und den Aufbau eines Erfahrungs- und Wissens-

vorsprungs vor den kommenden Verfahrensschritten und der Arbeit der Regional-

konferenzen und des Rats der Regionen zu ermöglichen. 

(4) Das überregionale Begleitgremium legt dem Bundesamt für kerntechnische Ent-

sorgung einen Bericht über die Beratungsergebnisse innerhalb von 9 Monaten nach 

ihrer Einsetzung vor. Die Frist kann auf Antrag des überregionalen Begleitgremi-

ums vom Bundesamt für kerntechnische Entsorgung einmalig verlängert werden. 

§ 10b Abs. 8 Satz 3 gilt entsprechend. Das Bundesamt für kerntechnische Entsor-

gung wird den Bericht mit dem Vorhabenträger auswerten und die Ergebnisse der 

Auswertung bei den weiteren Verfahrensschritten berücksichtigen. 

(5) Das überregionale Begleitgremium hat die Rechte nach § 10b Abs. 6 Satz 1 und 

Satz 2 entsprechend. Die Regelungen des § 10b Abs. 9 zur Einrichtung einer Ge-

schäftsstelle mit angemessener Ausstattung durch das Bundesamt für kerntechni-

sche Entsorgung gelten ebenfalls entsprechend. 

§ 10b 

Einrichtung von Regionalkonferenzen 

(1) Das Bundesamt für kerntechnische Entsorgung richtet in jeder Region, die vom 

Vorhabenträger als übertägig zu erkundende Standortregion nach § 13 Abs. 3 vor-

geschlagen wird, eine Regionalkonferenz mit dem Ziel einer langfristigen, intensi-

ven und kritischen Begleitung der folgenden Verfahrensschritte ein.  

(2) Die Regionalkonferenz besteht aus einem Vertretungsorgan und einer Vollver-

sammlung. Die Vollversammlung wird vom Bundesamt für kerntechnische Entsor-

gung entsprechend § 10 Abs. 2 und 3 einberufen und geleitet bis sie sich eine Ge-

schäftsordnung nach Abs. 4 gegeben hat. Als Mitglieder des Vertretungsorgans sol-

len Vertreter folgender Institutionen und Personengruppen vorgesehen werden: 

1. Gebietskörperschaften auf die sich der räumliche Bereich des Vorhabens er-

streckt; 

2. gesellschaftliche Gruppen, wie insbesondere Wirtschaftsverbände, Umwelt- 

und Naturschutzverbände, Kirchen und Gewerkschaften; 

3. Bürgerinitiativen sowie engagierte und fachkundige Einzelpersönlichkeiten. 

Die vorstehend unter Nr. 1 bis 3 genannten Institutionen und Personengruppen sol-

len mit je einem Drittel der Mitglieder vertreten sein. Das Vertretungsorgan soll die 

Zahl von 30 Mitgliedern nicht überschreiten.  

(3) Die Mitglieder des Vertretungsorgans werden vom Bundesamt für kerntechni-

sche Entsorgung vorgeschlagen. Das Bundesamt für kerntechnische Entsorgung un-

terbreitet seinen Berufungsvorschlag nach Anhörung der Vollversammlung und der 

in § 10b Abs. 2 Satz 2 Nr. 1 bis Nr. 3 genannten Institutionen und Personengruppen. 
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Die Berufung erfolgt durch Bestätigung des Berufungsvorschlags durch die Voll-

versammlung; sie erfolgt für zwei Jahre und kann wiederholt werden.  

(4) Die Vollversammlung beschließt eine Geschäftsordnung, in der sich insbeson-

dere Regelungen zur Aufgabenverteilung zwischen Vollversammlung, Vertre-

tungsorgan und Geschäftsstelle sowie zur inneren Ordnung und der Außenvertre-

tung der Regionalkonferenz finden, auf Grundlage einer vom Bundesamt für kern-

technische Entsorgung entwickelten Mustergeschäftsordnung, die für die Vollver-

sammlung jedoch nicht bindend ist.  

(5) Aufgaben der Regionalkonferenz sind insbesondere  

1. die Überprüfung der Vorhaben nach § 9 Abs. 3 Nr. 1 bis 7 auf Richtigkeit und 

Nachvollziehbarkeit sowie  

2. erforderlichenfalls die Geltendmachung eines Nachprüfungsrechts nach Abs. 

7;  

3. die Vorlage eines Berichts über die Beratungsergebnisse nach Abs. 8; 

4. die Information der Öffentlichkeit in der Standortregion auch unter Mitwir-

kung an der Informationsplattform nach § (7); 10d; 

5. die Mitwirkung an bei der Durchführung von Bürgerversammlungen nach 

§ 10;  

6. die Entsendung von Vertretern in den Rat der Regionen nach § 10c. 

(6) Die Regionalkonferenz erhält Einsicht in alle Akten und Unterlagen des Bun-

desamts für kerntechnische Entsorgung und des Vorhabenträgers. Das Einsichts-

recht umfasst insbesondere auch Weisungen, Empfehlungen und Verwaltungsvor-

schriften. Die Regionalkonferenz kann die Teilnahme und Mitwirkung von Vertre-

tern des Vorhabenträgers oder des Bundesamts für kerntechnische Entsorgung for-

dern, solange damit kein unzumutbarer Aufwand verbunden ist. Die Regionalkon-

ferenz hat dem Bundesamt für kerntechnische Entsorgung zur Vorbereitung seiner 

Entscheidungen nach § 9 Abs. 3 Nr. 1 bis 6 einen Bericht über ihre Beratungser-

gebnisse vorzulegen. Der Entwurf des Berichts soll vor der Durchführung einer 

Bürgerversammlung nach § 10 vorliegen.  

(7) Die Regionalkonferenz kann vom Bundesamt für kerntechnische Entsorgung 

oder über das Bundesamt für kerntechnische Entsorgung vom Vorhabenträger eine 

Nachprüfung des Vorgehens und des Vorschlags des Vorhabenträgers für Entschei-

dungen nach [§§ 14, 17 oder 19] verlangen. Der Nachprüfungsauftrag soll die fest-

gestellten oder vermeintlichen Mängel möglichst konkret bezeichnen. Er soll inner-

halb einer Frist von 6 [3] Monaten nach Übermittlung des Vorschlags des Vorha-

benträgers dem Bundesamt für kerntechnische Entsorgung zugeleitet werden, wo-

bei der Zeitraum zur Errichtung der Regionalkonferenz nicht einzurechnen ist. Die 

Nachprüfung kann jeweils im Zuge einer Entscheidungsvorbereitung nur einmalig 

verlangt werden. Die Ergebnisse der Nachprüfung sind zum Gegenstand der fol-

genden Bürgerversammlung zu machen.  

(8) Der Bericht der Regionalkonferenz, der die Beratungsergebnisse zusammen-

fasst, kann soll auch eine Bewertung der Ergebnisse der Bürgerversammlung und 

ggf. der Nachprüfung nach Abs. 7 umfassen. Zur Vorlage des Berichts, der geson-

derter Teil der vom Bundesamt für kerntechnische Entsorgung zu berücksichtigen-

Kommentiert [HH144]:  
Abstimmungsberechtigung ist noch zu definieren 

Kommentiert [HH145]:  
In Kooperation mit AG 3 zu klären:  

Verfahrensschritte in § 9, Abs. 3, Nr. 2-7? 
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den oder der Bundesregierung vorzulegenden Ergebnisse der Öffentlichkeitsbetei-

ligung wird, haben die Regionalkonferenz und das Bundesamt für kerntechnische 

Entsorgung eine angemessene Frist nach der Durchführung der Bürgerversamm-

lung nach § 10 zu vereinbaren. Sofern es nicht zu einem Einvernehmen kommt, 

entscheidet das nationale Begleitgremium nach Anhörung der Beteiligten über eine 

angemessene Frist innerhalb eines Monats.  

(9) Die Regionalkonferenz wird von einer Geschäftsstelle unterstützt, die vom Bun-

desamt für kerntechnische Entsorgung mit einer angemessenen Ausstattung an Per-

sonal-, Finanz- und Sachmitteln eingerichtet wird, um die organisatorische Unter-

stützung, eine eigenständige Informations- und Öffentlichkeitsarbeit sowie eine ex-

terne unabhängige wissenschaftliche Begleitung der Regionalkonferenz gewähr-

leisten zu können. Die Mitglieder des Vertretungsorgans erhalten eine angemessene 

Aufwandsentschädigung. Die Angemessenheit i.S.v. Satz 1 und Satz 2 hat sich an 

den Herausforderungen zu messen, die sich aus den Zielen des Gesetzes nach § 1 

Abs. 1, den Grundsätzen nach § 9 und den Anforderungen aus den §§ 10 bis 10c 

ergeben.  

§ 10c 

Rat der Regionen 

(1) Der Rat der Regionen wird aus Mitgliedern gebildet, die jeweils von den Regi-

onalkonferenzen gewählt werden. Der Rat der Regionen soll die Zahl von 30 Mit-

gliedern nicht überschreiten. Jede Regionalkonferenz entsendet die gleiche Anzahl 

von Mitgliedern, die ihre Stimmen nicht einheitlich abgeben müssen. Soweit sich 

im Verlauf des Verfahrens die Anzahl der Regionalkonferenzen verkleinert, kann 

der Rat der Regionen entscheiden, dass die Zahl seiner Mitglieder aus den verblei-

benden Regionalkonferenzen um die Zahl der ausscheidenden Mitglieder erhöht 

wird. Satz 2 bleibt unberührt und § 10 b Abs. 4 gilt entsprechend. 

(2) Als Mitglieder des Rats der Regionen sollen Vertreter der Institutionen und Per-

sonengruppen nach § 10b Abs. 2 vorgesehen werden. Die Regionalkonferenzen sol-

len auch Mitglieder in den Rat der Regionen wählen, die Mitglieder des überregio-

nalen Begleitgremiums waren. 

(3) Aufgabe des Rats der Regionen ist die Begleitung des Prozesses der Standort-

auswahl mit dem Ziel, die Notwendigkeit der Standortauswahl mit den gemeinsa-

men sowie widerstreitenden Interessen der betroffenen Standortregionen und 

Standorte in Einklang zu bringen. Im Einzelnen gilt § 10b Abs. 5 Nr. 1-4 entspre-

chend. Darüber hinaus soll der Rat der Regionen ein Konzept zur Förderung der 

Regionalentwicklung für die Standortregionen vorschlagen, in der sich der Standort 

befinden wird. Das Konzept soll zunächst standortübergreifend, parallel zu den 

Festlegungen in § 15 vorgelegt werden und kann im Zuge der weiteren Verfahrens-

schritte Änderungen oder Konkretisierungen erfahren. 

(4) Der Rat der Regionen hat die Rechte und Pflichten nach § 10b Abs. 6-8 entspre-

chend. Es gelten auch die Regelungen des § 10b Abs. 9 zur Einrichtung einer Ge-

schäftsstelle mit angemessener Ausstattung durch das Bundesamt für kerntechni-

sche Entsorgung entsprechend. 
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§ 10 d 

Informationsplattform 

(1) Das Bundesamt für kerntechnische Entsorgung richtet im Internet eine Informa-

tionsplattform ein. Die Regelung des § 57b Abs. 9 AtG gilt entsprechend.  

(2) Aufgabe der Informationsplattform ist neben der umfassenden Unterrichtung 

der Öffentlichkeit auch die Eröffnung von Dialogformen für die breite Öffentlich-

keit und für Teilöffentlichkeiten.  

(3) Auf der Informationsplattform ist auch den Regionalkonferenzen sowie dem Rat 

der Regionen und dem überregionalen Begleitgremium die Möglichkeit zur ange-

messenen Mitwirkung einzuräumen.  

§ 10e 

Rechtsschutzbeschränkungen 

Gegen behördliche Verfahrenshandlungen oder Handlungen der Beteiligungsgre-

mien nach §§ 10a bis 10d sind Rechtbehelfe nicht gegeben. Davon ausgenommen 

ist die gerichtliche Überprüfung der Einrichtung der in § 9 Abs. 5 Nr. 1 bis Nr. 3 

genannten Institutionen und die Gewährleistung des Nachprüfungsrechts nach 

§ 10b Abs. 7 und 10c Abs. 4 Satz 1 möglich. 

§ 11  

Beteiligung der Landesbehörden, der betroffenen  

Gebietskörperschaften sowie der Träger öffentlicher Belange 

(1) Die jeweils zuständigen obersten Landesbehörden und die kommunalen Spit-

zenverbände sind bei der Erarbeitung der Entscheidungsgrundlagen nach § 4 Ab-

satz 2 Nummer 2 zu beteiligen. 

(2) Die betroffenen Gebietskörperschaften und Träger öffentlicher Belange sind in 

den in diesem Gesetz bestimmten Fällen zu beteiligen. 

(3) Hält die zuständige Behörde im Rahmen der vor den Entscheidungen nach § 14 

Absatz 2 und § 17 Absatz 2 durchzuführenden Strategischen Umweltprüfungen 

eine grenzüberschreitende Behördenbeteiligung für erforderlich, findet § 14j Ab-

satz 1 des Gesetzes über die Umweltverträglichkeitsprüfung Anwendung. Hält die 

zuständige Behörde im Falle des § 17 Absatz 3 eine grenzüberschreitende Behör-

denbeteiligung für erforderlich, findet § 8 des Gesetzes über die Umweltverträg-

lichkeitsprüfung entsprechende Anwendung. 

 


